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110. Sitzung 

Bonn, den 8. September 1982 

Beginn: 12.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. Es ist die erste Sit-
zung nach der Sommerpause. Ich denke, wir haben 
uns alle gut erholt und können in die Arbeit eintre-
ten. 

Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 
— Drucksache 9/1948 — 

Die  Fragen 1 und 2 des Abgeordneten Eigen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten werden auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft. Ich begrüße den zur Beant-
wortung anwesenden Herrn Staatssekretär Grü-
ner. 

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Engelsber-
ger auf: 

Kann die Bundesregierung ihre zustimmende Haltung zum 
Erdgas-Röhren-Geschäft noch aufrechterhalten, nachdem 
neueste Untersuchungen bekanntgeworden sind, die besagen, 
daß die Gasversorgung Westeuropas aus der westlichen 
Hemisphäre mit Flüssiggastankern sogar billiger erfolgen 
und auf diese Weise eine beachtliche Anzahl von Arbeitsplät-
zen im eigenen Lande gesichert werden könnte, und bringt 
der Bau  der Pipeline  von Sibirien zum Atlantik nicht vor al-
lem der Sowjetunion den größten Nutzen dadurch, daß diese 
ihre eigene Infrastruktur ganz beachtlich verbessern kann? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, die von verschiedenen 
deutschen Gasversorgungsunternehmen kontra-
hierte Aufstockung der Erdgasbezüge aus der 
UdSSR soll 1984/85 beginnen und wird Ende der 80er 
Jahre ihre sogenannte Plateauphase erreichen. Die 
Gasmengen werden benötigt, um die ab 1990 auslau-
fenden Lieferungen aus den Niederlanden auszu-
gleichen. 

Realistische Alternativen zu dem Erdgas aus der 
UdSSR gibt es auch in Form des durch Tanker trans-
portierten flüssigen Erdgases in dieser Bedarfs-
phase nicht. Die Verträge über flüssiges Erdgas aus 
Algerien sind wegen der auf unserem Wärmemarkt 
nicht zu realisierenden algerischen Preisforderun

-

gen und wegen der Umorientierung der algerischen 
Erdgaspolitik auf Pipeline-Transport durch das Mit-
telmeer nicht ausgefüllt worden. Die für Mitte der 
80er Jahre geplante Lieferung von flüssigem Erdgas 
aus Nigeria kommt wegen Finanzierungsschwierig-
keiten auf der Produzentenseite ebenfalls vorerst 
nicht zustande. Ebenso sind Projekte in Kamerun, 
der Golfregion, in Kanada und in Mittel- und Süd-
amerika nicht vor Mitte der 90er Jahre zu verwirkli-
chen. 

Im übrigen betrachtet die Bundesregierung das 
Geschäft als von beiderseitigem Vorteil. Daß auch 
die UdSSR einen erheblichen Nutzen davon hat, ist 
richtig. In diesem Zusammenhang wird oft überse-
hen, daß die UdSSR gleichzeitig mehrere andere 
Gasleitungen baut, die einen wesentlichen Beitrag 
für die Entwicklung der sowjetischen Infrastruktur 
leisten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Engelsberger, bitte. 

Engelsberger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
der Vorteil für die Bundesrepublik nicht in Frage ge-
stellt, wenn man davon ausgehen muß, daß die So-
wjetunion durch die Erdgaslieferungen pro Jahr 25 
bis 30 Milliarden DM von uns erhalten wird, und ist 
damit für die Sowjetunion nicht die Möglichkeit ge-
geben, das Rüstungstempo weiter aufrechtzuerhal-
ten, und wird die Bundesrepublik andererseits nicht 
gezwungen, weitere Milliarden für die eigene Vertei-
digung auszugeben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
beurteilt die Sachlage anders. Ich unterstreiche, daß 
es ein Geschäft friedlicher Art zu beiderseitigem 
wirtschaftlichem Nutzen ist. In der Konsequenz Ih-
rer Denkweise, Herr Kollege, müßten alle Wirt-
schaftsbeziehungen abgebrochen werden. Das hält 
die Bundesregierung für falsch. Sie würde das als ei-
nen Beitrag zur Verschärfung der internationalen 
Lage ansehen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Engelsberger. 

Engelsberger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie davon gesprochen haben, daß die Kre- 
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Engelsberger 
ditkonditionen im Verhältnis zu Algerien und ande-
ren westlichen Ländern für uns zu ungünstig seien, 
frage ich: Treffen Pressemeldungen zu, daß gerade 
die Sowjetunion außerordentlich günstige Konditio-
nen von uns erhalten hat und daß andererseits die 
Erdgaspreise für die Bezüge aus der UdSSR sehr 
hoch veranschlagt sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe von den Preisvorstellungen Algeriens gespro-
chen und nicht von Kreditkonditionen. Das Erdgas-
Röhren-Geschäft mit der Sowjetunion ist von deut-
scher Seite auf rein kommerzieller Basis abge-
schlossen worden. Wie alle unsere Geschäfte ist dies 
kein Regierungsgeschäft, sondern es handelt sich 
um Geschäfte deutscher Firmen mit der Sowjet-
union auf kommerzieller Basis. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen. Dann sind die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 
beantwortet. Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Verkehr — es handelt sich um die 
Fragen 5 und 6 des Abgeordneten Dr. Enders — wer-
den auf Bitten des Fragestellers schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für innerdeutsche Beziehungen — das 
sind die Fragen 7 und 8 des Abgeordneten Milz — 
werden nach Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien für die Fra-
gestunde schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Dann kommen wir zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung. Ich begrüße Herrn Staatssekretär Dr. Penner, 
der zur Beantwortung erschienen ist. 

Die Frage 9 des Abgeordneten Dr. Scheer wird auf 
Bitten des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 10 des Herrn Abgeordneten Ca-
tenhusen auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung die Studie des US-Au-
ßenministeriums, die einen atomaren Krieg mit der Dauer ei-
nes halben Jahrs als führbar und gewinnbar erklärt, vor al-
lem in den Auswirkungen eines derartigen Kriegs auf die Be-
völkerung West-Europas? 

Ich bitte um Beantwortung, Herr Staatssekretär. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Catenhusen, 
eine solche Studie ist der Bundesregierung nicht be-
kannt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege. 

Catenhusen (SPD): Hat die Bundesregierung 
schon Schritte eingeleitet oder wird sie Schritte ein-
leiten, um nähere Informationen über derartige Pla-
nungen zu erhalten? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung geht davon aus, daß es bei der von den Bündnis-

partnern gemeinsam beschlossenen Strategie 
bleibt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich rufe dann die 
Frage 11 des Herrn Abgeordneten Catenhusen auf: 

Wird sich die Bundesregierung im Rahmen der NATO allen 
Bestrebungen widersetzen, Planungen, die die Führung eines 
Atomkriegs einschließen, zur Grundlage der NATO-Strategie 
zu machen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung würde sich solchen Bestrebungen entschieden 
widersetzen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege. 

Catenhusen (SPD): Teilt also die Bundesregierung 
die Einschätzung vieler Militärwissenschaftler und 
die Sorgen auch vieler Bürger in unserem Lande, 
daß derartige Planungen für einen begrenzten 
Atomkrieg für die Bevölkerung in der Bundesrepu-
blik und in Westeuropa mit unvorstellbaren Risiken 
verbunden sind? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Es gibt solche Pla-
nungen nicht. Die Bundesregierung hält an der ge-
meinsam beschlossenen Verteidigungskonzeption 
der NATO fest. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, sieht die 
Bundesregierung einen Grund für das Verfolgen 
und für das Diskutieren derartiger Planungen so-
wohl in den USA als auch in der Sowjetunion bei Mi-
litärforschern in Regierungsstellen auch darin, daß 
die neuen Waffentechnologien geradezu die Mög-
lichkeit herausfordern, daß man nicht mehr in ei-
nem massiven Angriff Bevölkerungszentren zu ver-
nichten braucht, sondern daß man versucht sein 
könnte, militärische Kommandozentralen mit ei-
nem begrenzten Schadensausmaß anzugreifen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Daß es Erwägun-
gen der angesprochenen Art gibt, mag sein. Politisch 
bleibt es dabei: die NATO-Strategie bleibt davon un-
berührt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen. Die Fragen 12 und 13 des Abgeordneten 
Biehle werden auf Bitte des Fragestellers schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung beantwortet. 
Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für das Post- und Fern-
meldewesen. Zur Beantwortung begrüße ich Herrn 
Staatssekretär Elias. 

Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Welches sind die Gründe für die relativ schwache Nachfra-
geentwicklung für Satellitendienste in der Bundesrepublik 
Deutschland und für den Rückstand gegenüber anderen Län- 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber 
dern, kann insbesondere der bisher ungenügende Entwick-
lungsaufwand auf diesem Gebiet die Ursache sein, weil inte-
grierte, direkt vom Teilnehmer erreichbare Satellitendienste 
der Netz- und Dienststrategie der Deutschen Bundespost wi-
dersprechen? 

Elias, Staatssekretär im Bundesministerium für 
das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, ge-
statten Sie bitte, daß ich die beiden Fragen des 
Herrn Abgeordneten Dr. Laufs wegen des Sachzu-
sammenhangs gemeinsam beantworte, wenn er da-
mit einverstanden ist. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter 
Laufs ist einverstanden. Ich rufe dann noch die 
Frage 15 des Herrn Abgeordneten Dr. Laufs auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Liberalisie-
rung des Fernmeldewesens im angelsächsischen Raum nicht 
nur das Ziel verfolgt, neben den Netzträgern auch andere An-
bieter im Endgerätebereich zuzulassen, sondern grundsätz-
lich die reinen Übermittlungsdienste (Basic Transmission 
Services) von allen aufgesetzten, erweiterten Diensten, wie 
zum Beispiel Bildschirmtext, sowie allen Endgeräten und Be-
nutzersystemen auf privaten Teilnehmergrundstücken recht-
lich abzutrennen und aus der staatlichen Regulierungsbefug-
nis herauszulösen, damit sich ein die Innovation fördernder 
Wettbewerb besser entwickeln kann, und wie bewertet die 
Bundesregierung diese Liberalisierungspolitik bezogen auf 
deutsche Verhältnisse? 

Ellas, Staatssekretär: Die Deutsche Bundespost 
bietet bereits seit Jahren im terrestrischen Netz ein 
beispiellos breites Angebot an Datenübertragungs-
diensten an, so daß die Notwendigkeit der Satelli-
tenübertragung in der Bundesrepublik nicht so 
zwingend ist wie z. B. in den USA, in Kanada, der So-
wjetunion oder Japan. Der vorgesehene Zeitplan 
und der Entwicklungsaufwand für das Angebot an 
Satellitendiensten entspricht voll der Nachfrageent-
wicklung. 

Die Deutsche Bundespost ist an dem europäi-
schen Satellitensystem ECS und an Telecom I betei-
ligt. Außerdem investiert sie erhebliche Summen bei 
der Entwicklung und Erprobung von Rundfunksa-
telliten, des TV-Sat, und prüft darüber hinaus zur 
Zeit, ob der Einsatz eines nationalen Fernmeldesa-
telliten gerechtfertigt ist. Für den europäischen 
Raum kann nicht von einem Rückstand gegenüber 
anderen Ländern gesprochen werden. 

Die Bundesregierung kann bestätigen, daß im an-
gelsächsischen Raum unter dem Stichwort „Libera-
lisierung des Fernmeldewesens" Bestrebungen ver-
standen werden, neben dem Netzbetreiber auch an-
dere Anbieter im Endgerätebereich zuzulassen. 
Diese Liberalisierung ist allerdings in Deutschland 
bereits seit einiger Zeit erreicht. Die Reichspost bzw. 
die Bundespost hat ihr rechtliches Monopol lediglich 
beim einfachen Fernsprechhauptanschluß in An-
spruch genommen. Alle übrigen Endeinrichtungen, 
die Vielzahl von Zusatzeinrichtungen am einfachen 
Fernsprechhauptanschluß eingeschlossen, insbe-
sondere Nebenstellenanlagen, werden dagegen ent-
weder von der Deutschen Bundespost im Wettbe-
werb mit privaten Anbietern oder ausschließlich pri-
vat angeboten. Eine generelle Trennung zwischen 
reinen Übermittlungsdiensten auf der einen Seite 
und aufgesetzten, erweiterten Diensten auf der an-
deren Seite vermag die Bundesregierung auch bei 
den wettbewerbspolitischen Veränderungen auf 

dem Fernmeldesektor im angelsächsischen Raum 
nicht zu erkennen. Eine derartige Trennung würde 
Gefahren für die optimale innovative Entwicklung 
des Fernmeldewesens in sich bergen; denn aus phy-
sikalischer, technischer und betrieblicher Sicht be-
steht das öffentliche Telekommunikationssystem 
aus Vermittlungseinrichtungen, Übertragungswe-
gen und Endstelleneinrichtungen. Alle Elemente 
dieses Systems stehen miteinander in Beziehung 
und sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen 
Komponenten dieses eng vermaschten Systems dür-
fen deshalb nicht willkürlich getrennt werden, und 
wir dürfen dieses Problem nicht allein aus der Sicht 
der Hersteller betrachten, sondern müssen es auch 
und vor allem aus der Sicht der Kunden betrachten, 
die eben ein komplettes funktionierendes System 
für die Übertragung von Sprache und von digitalen 
Informationen haben möchten. 

Im übrigen ist die Entwicklung in den USA da-
durch gekennzeichnet gewesen, daß die AT & T, also 
die Bell Company, in einer Hand nicht nur das prak-
tische Netzmonopol und nicht nur das Monopol auf 
dem Sektor der Endgeräte hatte, sondern gleichzei-
tig auch alleiniger Hersteller aller Endeinrichtun-
gen war, was in der Bundesrepublik Deutschland, 
wie ich sagte, weder hinsichtlich des Monopols noch 
hinsichtlich der Herstellung zutrifft, denn die Bun-
despost produziert keine Einrichtungen, die sie im 
Netz einbaut, selber. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Laufs? — Bitte sehr. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie der Auffassung zu, daß eine Liberalisierung 
im angelsächsischen Sinne, übertragen auf das deut-
sche Fernmelderecht, grundlegende ordnungspoliti-
sche Maßnahmen erforderte, um die als Gesamtheit 
regulierte Fernmeldeanlage in einen öffentlich

-

rechtlichen Netzbereich und einen privatrechtlichen 
Teilnehmerbereich zu untergliedern? 

Elias, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich glau-
be, dieser Zustand, der in angelsächsischen Ländern 
— ich sollte als Beispiel vielleicht Großbritannien 
anführen — jetzt erreicht wird, ist in der Bundesre-
publik bereits erreicht worden, und dies wird auch 
durch die Untersuchungen der Monopolkommission 
und durch die Arbeiten des Arbeitskreises der Län-
derwirtschaftsminister bestätigt. 

Eine Differenz gibt es nur insofern, als ein An-
spruch auf die Zulassung von Endgeräten durch die 
Bundespost für die Anschaltung an das Netz postu-
liert wird. Hier unterscheidet sich die Bundesregie-
rung mit ihrer Ansicht z. B. von dem Länderarbeits-
kreis „DBP und Fernmeldemonopol". Sie ist nämlich 
der Auffassung, daß dieser Zulassungsanspruch de 
facto bereits gegeben ist, und ist auch bereit, ihn bei-
spielsweise definitiv in die Fernmeldeordnung auf-
zunehmen. Der Arbeitskreis ist dagegen der Auffas-
sung, daß dies durch eine Änderung des Fernmelde-
anlagengesetzes erreicht werden sollte. Daran aber, 
daß auf dem Sektor der Endgeräte gar kein Monopol 
der Bundespost besteht, daß im Gegenteil die Endge-
räte de facto entweder im Wettbewerb oder aber 
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Staatssekretär Elias 
allein durch Private vertrieben werden, besteht 
unter den Beteiligten gar kein Zweifel. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie dahin gehend richtig verstanden, daß Sie sich 
nicht der Auffassung anschließen können, daß inte-
grierte Anwendungen von Satellitendiensten benut-
zungsrechtlich durch die Bundespost erschwert wer-
den können und daß damit Unsicherheit bezüglich 
ihrer Zulässigkeit besteht? 

Elias, Staatssekretär: Herr Abgeordneter Dr. 
Laufs, ich meine, wir müssen jeweils von dem ausge-
hen, was unsere Kunden von uns fordern. In einer 
Vielzahl von Arbeitskreisen, die uns mit Anwendern 
und Herstellern vereinigen, werden jeweils die Kun-
denwünsche genau analysiert. Geprüft werden auch 
die Anwendungsmöglichkeiten des Satelliten, der 
auch nur ein Bestandteil eines Fernmeldenetzes ist. 
Im Moment hat er in diesem System noch eine etwas 
exotische Funktion, weil er sehr selten ist, aber er 
wird eine ganz normale Funktion im Netz erhal-
ten. 

Wenn ein Kunde — da liegt ein Vorteil des Satelli-
tensystems — z. B. breitbandige Datenübertragung 
wünscht, bieten wir ihm die entsprechenden Mög-
lichkeiten an. Bisher ist hier in der Bundesrepublik 
noch kein zwingend notwendiger Bedarf aufgekom-
men, etwa Satellitendienste für die breitbandige 
Übertragung von Daten in Anspruch nehmen zu 
müssen. Wir haben hier vermittelte Netze; wenn es 
aber über 64 kbit geht, könnte ein Vorteil der Satelli-
ten darin bestehen, daß wir dann, wenn die fest ge-
schalteten Leitungen nicht mehr genügen, auch sol-
che hohen Datenströme schalten können. Deswegen 
wollen wir voraussichtlich einen deutschen Fern-
meldesatelliten starten. Entsprechende Prüfungen 
stehen kurz vor dem Abschluß. Deswegen haben wir 
auch im Telecom I vorsichtshalber Übertragungska-
pazität angemietet, und deswegen sind Kapazitäten 
in dem europäischen Fernmeldesatelliten, an dem 
wir j a beteiligt sind, vorhanden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine dritte Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie be-
urteilen Sie dann die Befürchtung in der Wirtschaft, 
daß die Kostenvorteile der Satellitenkommunika-
tion wahrscheinlich nicht an die Kunden weiterge-
geben werden, wie dies z. B. in den USA durch den 
Wettbewerb der Netzbetreiber geschieht? 

Elias, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich glau-
be, die Kostenvorteile, die ein Satellitensystem ge-
genüber den Möglichkeiten der terrestrischen Infor-
mationsübertragung bietet, machen sich besonders 
deutlich in den USA, in der Sowjetunion oder in Ja-
pan usw. bemerkbar. Hier in der Bundesrepublik ist, 
wenn Sie dieses kühl durchrechnen, zunächst ein-
mal von einem Kostenvorteil etwa bei einer breit-
bandigen Datenübertragung nicht die Rede. Unsere 
Überlegung dabei ist, daß wir etwa Mitte bis Ende 

der 80er Jahre ein Glasfasernetz haben, das über 
vermittelte Verbindungen breitbandig Informatio-
nen übertragen kann. Bis dahin aber soll, wenn ent-
sprechende Kundenwünsche aufkommen, diese 
Funktion von Satelliten wahrgenommen werden, 
weil ihr Hauptvorteil der ist, daß sie sehr flexibel 
sind. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Börnsen. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, welche Dien-
ste können heute als spezifische Satellitendienste 
bezeichnet werden, und welche Nachfragen können 
bei uns heute und in absehbarer Zukunft auch in an-
deren Netzen zu gleichen Kosten oder billiger befrie-
digt werden? 

Elias, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich 
hatte das eben schon deutlich zu machen versucht. 
Die spezifischen Vorteile der Satelliten liegen darin, 
daß im Bereich der Telekommunikation beispiels-
weise Sprachübertragung über weite Entfernungen 
kostengünstig und flexibel möglich ist. Das sind die 
grundsätzlichen Vorteile des Satellitensystems. Im 
Bereich der Bundesrepublik allerdings haben wir 
keine Schwierigkeiten, diese Sprachübertragung im 
terrestrischen Netz durchzuführen. Für die schnelle 
Datenübertragung über 64 kbit pro Sekunde haben 
wir heute den Bedarf über fest geschaltete Leitun-
gen befriedigt. Hier könnte die Flexibilität eines Sa-
tellitensystems größere Vorteile bieten. Deswegen 
haben wir die Möglichkeiten vorgesehen, diese Wün-
sche in Satellitensystemen — ich wiederhole es noch 
einmal — wie Telecom I, ECS oder in einem eigenen 
Fernmeldesatelliten zu befriedigen. Es ist aber so, 
daß im Hinblick auf die Kapazität im Telecom I bis-
her noch keine deutlich erkennbaren Wünsche sei-
tens der Anwender vorliegen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Börnsen. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilt 
dann die Bundesregierung die Wettbewerbsfähig-
keit deutscher Technik für Nachrichtensatelliten 
und für direkt strahlende Rundfunksatelliten im 
Vergleich zu ausländischen Produktionen? 

Elias, Staatssekretär: Diese Frage ist dahin ge-
hend zu beantworten, daß die deutsche Industrie bei 
bestimmten Komponenten der Satellitensysteme 
eine Spitzenstellung in der Welt hat. Wenn Sie die 
Rundfunksatelliten ansprechen, so wären in diesem 
Zusammenhang beispielsweise Hochleistungs-Sen-
deröhren, Solargeneratoren, Antennenstabilisie-
rungssysteme und Antriebe zu nennen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Anschlußfragen wird nicht gewünscht. Damit sind 
die Fragen 14 und 15 beantwortet. 

Die Fragen 16 und 17 werden auf Bitte des Frage-
stellers, des Herrn Abgeordneten Stiegler, schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber 
Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 

des Bundesministers für das Post- und Fernmelde-
wesen beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Staatsse-
kretär. 

Wir kommen nun zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern. Zur 
Beantwortung begrüße ich Herrn Staatssekretär 
von Schoeler. Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abge-
ordneten Duve auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung die Hinweise des ameri-
kanischen Rechtsextremisten Gary Lauck, daß er über Kon-
takte beim Bundesgrenzschutz und in der Bundeswehr verfü-
ge, die seine Organisation gegebenenfalls auch mit Waffen 
versorgen würde? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege Duve, ich wäre Ih-
nen dankbar, wenn ich Ihre beiden Fragen zusam-
menfassend beantworten dürfte. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Dann rufe ich auch 
noch die Frage 26 des Herrn Abgeordneten Duve 
auf: 

Wie gedenkt die Bundesregierung auf die in der Monitor-
Sendung des WDR am 17. August 1982 von dem amerikani-
schen Rechtsextremistenführer unverhüllt geäußerte Dro-
hung, künftig statt verbotenem Propagandamaterial Waffen 
in die Bundesrepublik Deutschland einzuschleusen, zu reagie-
ren? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Bundesre-
gierung hat in der Vergangenheit wiederholt auf die 
Bedeutung der sogenannten NSDAP/Auslands- und 
Aufbauorganisation hingewiesen. Das von Lauck 
nach wie vor aus den USA in das Bundesgebiet ein-
geschleuste Propagandamaterial wird hier von neo-
nazistischen Gruppen und Einzelpersonen konspira-
tiv verteilt. In dem Propagandamaterial wird das 
Hitler-Regime glorifiziert, zu Gewalt- und Terrorak-
tionen aufgerufen und aggressive antisemitische 
Propaganda verbreitet. 

Gegen führende deutsche Aktivisten aus der An-
hängerschaft von Lauck sind in den letzten Jahren 
teilweise mehrjährige Freiheitsstrafen verhängt 
worden, die die Aktivitäten der sogenannten 
NSDAP/AO geschwächt haben. Über Kontakte von 
Lauck oder seinen Anhängern zu Angehörigen des 
Bundesgrenzschutzes oder der Bundeswehr liegen 
den Sicherheitsbehörden keine Erkenntnisse vor. 

Die deutschen Sicherheitsbehörden stehen wegen 
der Aktivitäten Laucks, soweit sie in die Bundesre-
publik Deutschland hineinreichen, ebenso wie we-
gen der sonstigen Kontakte deutscher neonazisti-
scher Gesinnungsgenossen in den USA mit den zu-
ständigen amerikanischen Stellen in einem ständi-
gen Austausch von Erkenntnissen. Sie werden die 
weiteren Aktivitäten der NSDAP/AO mit besonde-
rer Aufmerksamkeit verfolgen und alle rechtlich zu-
lässigen und gebotenen Maßnahmen ergreifen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Kollege Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, sind Ihnen die 
Äußerungen des zitierten Neonazi von der Sendung 
des WDR vom 17. August her bekannt? Ich darf zitie-
ren: 

Wir haben Anhänger bei der Bundeswehr, beim 
Bundesgrenzschutz, wir haben Freunde in an-
deren Ländern, die mit uns sympathisieren. Es 
ist leicht, Waffen für uns zu besorgen. 

Und ist Ihnen bekannt, daß in der gleichen Sendung 
die Äußerung getan wurde: Falls uns Bonn — so 
hatte er sich ausgedrückt — weiter verfolgt, werden 
wir nicht mehr Bücher, sondern Waffen schicken? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Duve, die Äußerungen sind bekannt. Anhaltspunkte 
für die Richtigkeit dieser Äußerungen liegen der 
Bundesregierung, wie ich in meiner Antwort darge-
legt habe, nicht vor. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage Herr Kollege Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß sich eine andere Organisation, das Li-
berty Committee in Washington, sehr aktiv — wie in 
der gleichen Sendung behauptet wurde — in die in-
nerdeutsche Debatte über Holocaust dadurch ein-
schaltet, daß sie sogenannte Aufklärungsschriften 
nach der Behauptung dieser Organisation zu Hun-
derttausenden von Exemplaren in die deutsche 
Sprache übersetzen läßt und nach Deutschland ein-
führt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Es gibt solche 
Organisationen, Herr Kollege Duve, die nationalso-
zialistisches Propagandamaterial aus dem Ausland, 
z. B. aus Amerika, in die Bundesrepublik Deutsch-
land einführen. Das erfüllt uns mit Sorge, weil es die 
Aktivitäten der neonazistischen Gruppen in der 
Bundesrepublik unterstützt, und zwar in einer Wei-
se, die die Sicherheitsbehörden schwer bekämpfen 
können. Die Grenzbehörden und auch die Deutsche 
Bundespost bemühen sich, das ihnen Mögliche dage-
gen zu tun, daß solches Material in die Bundesrepu-
blik Deutschland eingeführt wird. 

In diesem Zusammenhang sind gleichfalls die Pla-
nungen der Bundesregierung von Bedeutung, eine 
noch bestehende Lücke bei der Bekämpfung neona-
zistischer Kleingruppen zu schließen, indem auch 
die Einfuhr solchen Materials unter Strafe gestellt 
wird, nicht nur die Verbreitung innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer dritten Zu-
satzfrage Herr Kollege Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es Anlaß zu 
der Sorge, daß Ihnen von amerikanischen Behörden 
nicht die notwendige Hilfe durch Beobachtung die-
ser Organisation in den Vereinigten Staaten selber 
zuteil wird, die sonst in der Zusammenarbeit mit 
ausländischen Behörden bei der Verfolgung von 
Linksextremisten im Ausland üblich ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich habe keine 
solchen Anhaltspunkte. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weitere Zusatz-
frage. 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber 
Die Fragen 27 und 28 des Abgeordneten Hauser 

(Krefeld) und die Fragen 29 und 30 des Abgeordne-
ten Dr. Riedl (München) werden auf Bitten der Fra-
gesteller schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 31 des Abgeordneten Dr. Hupka 
auf: 

Wie viele polnische Staatsangehörige — mit Deutschen 
Verheiratete und rein polnische Familien — sind nach der 
Entlassung aus der seit dem 13. Dezember 1981 verhängten 
„Internierung" in der Bundesrepublik Deutschland eingetrof-
fen und aufgenommen worden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hupka, die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Warschau hat seit Verhängung des Kriegs-
rechts in Polen an 291 Personen wegen deren Betä-
tigung in der Gewerkschaft Solidarität Sichtver-
merke erteilt. In dieser Zahl sind Familienangehö-
rige der Gewerkschaftsmitglieder mit enthalten. Sie 
umfaßt auch 156 Personen, die entweder selber oder 
deren Ehegatten deutsche Volkszugehörige oder 
deutsche Staatsangehörige sind. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wieviel 
Personen, die einen Sichtvermerk erhalten haben, 
tatsächlich in das Bundesgebiet eingereist sind. Dies 
festzustellen erfordert einen hohen Verwaltungsauf-
wand. Es kommt jedoch vor, daß Personen unter 
dem Einfluß der „Solidarität" oder der Kirche oder 
aus sonstigen Gründen von dem Sichtvermerk kei-
nen Gebrauch gemacht haben. Das ist, wie Sie wis-
sen, ein normaler Vorgang. Die Zahl der Sichtver-
merksanträge liegt, wie Sie wissen, regelmäßig sehr 
hoch, die Zahl der Einreisenden dagegen niedri-
ger. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
ich Sie recht verstanden habe, sind im ganzen 291 
Sichtvermerke erteilt worden. Weil die Sichtver-
merke jeweils für die ganze Familie erteilt werden, 
frage ich: Wie viele davon sind bisher tatsächlich so-
genannte Internierte — auf Grund des Kriegsrechts 
in Polen — gewesen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die mir vorlie-
genden Zahlen besagen nur, daß es sich bei diesen 
291 Fällen um Leute handelt, die sich innerhalb der 
Gewerkschaft Solidarität betätigt haben. Die Zahl 
derjenigen, die davon interniert waren, liegt mir im 
Augenblick nicht vor. Ich bezweifle sogar, daß sie 
feststellbar ist. Aber ich werde gern noch einmal den 
Versuch unternehmen, Ihnen die Zahl genauer auf-
zuschlüsseln, wenn es möglich ist. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Dann hatten Sie, Herr 
Staatssekretär, von einer Zahl von 156 gesprochen. 
Es wären also die anderen 140 Personen Polen aus 
rein polnischen Familien, die jetzt von uns aufge-
nommen werden, weil sie den Wunsch haben, die 
Volksrepublik Polen während des Kriegsrechts zu 
verlassen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich müßte ge-
nauer sagen: die die Möglichkeit bekommen haben, 
in die Bundesrepublik Deutschland durch Sichtver-
merkserteilung einzureisen. Ob sie davon Gebrauch 
gemacht haben und ob sie im Sinne Ihrer Frage hier 
aufgenommen worden sind, ist eine andere Frage, 
die ich an Hand des vorliegenden Zahlenmaterials 
nicht beantworten kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen. 

Dann sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern beantwortet. Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen auf. Zur Beantwor-
tung begrüße ich Herrn Staatssekretär Huonker. 

Die Fragen 33 und 34 werden auf Bitten des Frage-
stellers, des Abgeordneten Rapp (Göppingen), 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 35 des Herrn Abgeordneten Lambi-
nus auf. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. 

Ich rufe Frage 36 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Spöri auf: 

Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um un-
gerechtfertigt hohe Steuervorteile gehobener Einkommens-
bezieher durch Gesetze oder Verwaltungsanweisungen einzu-
schränken? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Huonker, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Sehr geehrter Herr Kollege, die 
Bundesregierung sieht eine wesentliche Aufgabe 
darin, im Interesse einer gleichmäßigen Besteue-
rung darauf hinzuwirken, Auswüchse bei der Aus-
nutzung steuerlicher Gestaltungsmöglichkeiten zu 
verhindern. Insbesondere richtet sich ihr Augen-
merk auf steuerliche Regelungen, die dazu benutzt 
werden, durch Verlustzuweisungen hohe Steuerer-
sparnisse zu erzielen. Von den Maßnahmen, auf die 
die Bundesregierung zur Eindämmung ungerecht-
fertigt hoher Steuervorteile, insbesondere für Bezie-
her hoher Einkommen, hingewirkt hat, ist die Ein-
führung des § 15 a des Einkommensteuergesetzes im 
Jahre 1980 an erster Stelle zu nennen. Diese Vor-
schrift beschränkt die aus der Beteiligung an Ver-
lustzuweisungsgesellschaften bis dahin mögliche 
Minderung der persönlichen Steuerschuld des Be-
teiligten. Wer beschränkt haftet, kann Verluste aus 
der Beteiligung nicht mehr, wie früher, unbegrenzt 
mit positiven Einkünften ausgleichen, sondern 
grundsätzlich nur noch bis zur Höhe der geleisteten 
Einlagen. Weitergehende Verluste dürfen nur mit 
späteren Gewinnen aus derjenigen Einkommens-
quelle verrechnet werden, aus der die Verluste stam-
men. Diese Beschränkung der Verlustverrechnung 
gilt auch für Beteiligungen an Auslandsprojekten. 
§ 15a des Einkommensteuergesetzes ist auch auf 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sinnge-
mäß anzuwenden. 

Ferner ist die Änderung des § 7 Abs. 5 durch das 
Zweite Haushaltsstrukturgesetz 1981 zu nennen, 
durch die die Inanspruchnahme der degressiven Ab- 
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Schreibung auf im Inland gelegene Häuser be-
schränkt wird. Ebenfalls durch das Zweite Haus-
haltsstrukturgesetz wurde die Möglichkeit beseitigt, 
bei der Vermietung von Wohnraum auf die Umsatz-
steuerbefreiung zu verzichten — ich spreche hier 
von der sogenannten Mehrwertsteuer-Option —, so-
weit es sich um Gebäude handelt, die nach dem 
31. 12. 1984 fertiggestellt werden. Dadurch wird ver-
hindert, daß die an einer Bauherrengemeinschaft 
Beteiligten durch Einschaltung eines gewerblichen 
Zwischenmieters den Vorsteuerabzug in Anspruch 
nehmen können. 

Durch die Änderung des § 5 des Auslandsinvesti-
tionsgesetzes — sie erfolgte ebenfalls mit dem Zwei-
ten Haushaltsstrukturgesetz —, durch die soge-
nannte Aktivitätsklausel wird sichergestellt, daß nur 
noch gewerbliche Verluste aus volkswirtschaftlich 
besonders förderungswürdigen Projekten berück-
sichtigt werden können. Das sind z. B. Unterneh-
men, die im Ausland Waren produzieren und vertrei-
ben. 

An Verwaltungsanweisungen ist der „Bauherren

-

Erlaß" vom 13. August 1981 zu nennen. Durch diesen 
Erlaß wird sichergestellt, daß Auswüchse bei der 
Ausnutzung steuerlicher Gestaltungsmöglichkeiten 
im Rahmen von Bauherrenmodellen vermindert 
werden. Dies geschieht — wie Sie sicherlich wissen 
— durch die Einschränkung des Bauherrenbegriffs 
und vor allem des Werbungskostenabzugs. 

Über diese Maßnahmen hinaus, Herr Kollege, hat 
die Bundesregierung im Rahmen ihrer steuerpoliti-
schen Beschlüsse zum Haushalt 1983 beschlossen, 
eine Änderung des Einkommensteuergesetzes vor-
zuschlagen, durch die die Verrechnung ausländi-
scher Verluste mit positiven Einkünften, die im In-
land erzielt werden, weiter eingeschränkt wird. Da-
durch soll erreicht werden, daß nur noch aus aktiver 
gewerblicher Auslandstätigkeit stammende Verlu-
ste uneingeschränkt ausgeglichen werden können. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Spöri. 

Dr. Spöri (SPD): Herr Staatssekretär, um einen 
konkreten Bereich aus Ihrem Bericht herauszugrei-
fen, § 15a des Einkommensteuergesetzes — Ab-
schaffung des sogenannten negativen Kapitalkon-
tos —: Ist es aus der Erfahrung der Bundesregierung 
heraus zu den im Zusammenhang mit der Kritik an 
dieser gesetzgeberischen Maßnahme geäußerten 
negativen investitionspolitischen Folgewirkungen 
gekommen? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Diese Frage kann 
ich nicht mit Ja beantworten. Hinweise darauf sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. Warum im Vor-
feld dieser Überlegungen und der Erarbeitung eines 
neuen § 15 a des Einkommensteuergesetzes von in-
teressierten Kreisen in dieser Weise dagegen agi-
tiert worden ist, liegt auf der Hand. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, teilt die Bun-
desregierung die Auffassung des Finanzministers 
von Nordrhein-Westfalen — ich zitiere aus dem 
„Handelsblatt" —: „Hochverdienende Steuerbürger 
können sich mittels konstruierter Verluste einer ih-
rer Leistungsfähigkeit entsprechenden Besteue-
rung entziehen: Der Staat, der kein Geld für die Sozi-
alwohnung des Briefträgers hat, spendiert dem 
Zahnarzt in Form von Steuererstattung das Eigen-
kapital für die Eigentumswohnung?" 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege, der Prüfungsauftrag, der dem Bundesfi-
nanzminister im Zusammenhang mit den Beschlüs-
sen über den Haushaltsentwurf 1983 erteilt worden 
ist und der die Prüfung zum Gegenstand hat, wie 
Auswüchse im Bereich von Verlustzuweisungen und 
Bauherrengemeinschaften weiter eingeschränkt 
werden können, hat natürlich auch solche Überle-
gungen zum Gegenstand. Der Bundesregierung ist 
durchaus bewußt, daß aus dem Bereich von Nord-
rhein-Westfalen Fälle bekanntgeworden sind, sehr 
geehrter Herr Kollege, die Überlegungen in dieser 
Richtung veranlassen. Wenn z. B. — bei aller Wah-
rung des Steuergeheimnisses selbstverständlich — 
ein Freiberufler mit 35 Jahren, verheiratet, keine 
Kinder, der positive Einkünfte von rund 800 000 DM 
hat, schließlich ein zu versteuerndes Einkommen 
von rund 176 000 DM hat und dann 72 000 DM Steuer 
zahlt statt 412 000 DM, er also durch die Beteiligung 
an Verlustzuweisungsgesellschaften und Bauher-
rengemeinschaften 340 935 DM spart, und wenn 
man dies dann in Relation zu einem durchschnittli-
chen Einkommen eines kleinen oder mittleren Ge-
werbetreibenden oder Facharbeiter setzt, dann weiß 
man, daß hier eine Prüfung mit höchster Dringlich-
keit und Sorgfalt angestellt werden muß, damit das, 
was zu machen ist, um diese Auswüchse zu bekämp-
fen, dann auch ins Gesetzblatt kommt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Cronenberg. 

Cronenberg (FDP): Herr Staatssekretär, auf die 
Frage, ob bezüglich der nicht mehr vorhandenen 
Verrechenbarkeit von positiven und negativen Ein-
künften Erfahrungen vorlägen, haben Sie gesagt, 
das sei nicht der Fall; können wir davon ausgehen, 
daß die Bundesregierung dies prüfen wird — denn 
Erfahrungen können ja, weil Bilanzen noch nicht ab-
gegeben worden sind, auf diesem Sektor nicht vor-
liegen —, und können Sie bestätigen, daß das Verbot 
der Verrechnung von Negativkapitalkonten in Per-
sonengesellschaften einerseits und positiven Ein-
künften in anderen Personengesellschaften, soweit 
sie dem gleichen Steuerpflichtigen zugeordnet wer-
den, notwendigerweise bei dem Unternehmen, bei 
dem die Negativkapitalkonten entstehen, zu einer 
Verminderung des Eigenkapitals führt und daß not

-

leidende Firmen dadurch gefährdet werden? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, einer 
von uns beiden hat die Zusatzfrage des Kollegen 
Spöri mißverstanden. Wenn ich ihn richtig verstan-
den habe, hat er gefragt, ob die negativen Auswir-
kungen auf die Investitionstätigkeit, die vorherge-
sagt worden waren, als wir an die Gestaltung des 
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§ 15 a EStG gingen, eingetreten seien und ob wir Er-
fahrungen hätten. Diese Frage habe ich verneint. 

Ihre Frage, ob durch den § 15a die Auswüchse, die 
wir gemeinsam bekämpfen wollten, tatsächlich zu-
rückgehen, muß ich mit Ja beantworten. Die Erfah-
rung zeigt, sehr geehrter Herr Kollege, daß die Zahl 
der Verlustzuweisungsgesellschaften, insbesondere 
der Angebote, die Verluste über 100 4% versprachen, 
zurückgegangen ist. Ich muß aber hinzufügen — 
auch das ist Ihnen sicherlich bekannt —, daß offen-
bar nunmehr eine Umschichtung stattfindet: weg 
von der Verlustzuweisungsgesellschaft, hin zu den 
sogenannten Bauherrenmodellen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Zusatzfragen wird nicht gewünscht. 

Ich komme jetzt auf die Frage 35 des Herrn Abge-
ordneten Lambinus zurück. Es entspricht der Regel 
der Fragestunden, daß Fragen dann nicht beantwor-
tet werden, wenn der Fragesteller zum Zeitpunkt 
des Aufrufs der Frage nicht im Saal anwesend ist. 
Deshalb habe ich die Frage 35 des Herrn Abgeordne-
ten Lambinus soeben abgesetzt. Der Abgeordnete 
hat mir aber glaubwürdig versichert, daß er ohne 
sein Verschulden fast eine Viertelstunde wegen 
technischen Versagens im Aufzug gesteckt hat. Ich 
spreche ihm mein Mitgefühl aus 

(Heiterkeit und Beifall) 

und rufe die Frage 35 abermals auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach welchen das Finanzamt 
Stuttgart die „Truppenkameradschaft des 1. Panzercorps der 
Waffen-SS, Leibstandarte Adolf Hitler" als gemeinnützige Or-
ganisation nach den Vorschriften der Gemeinnützigkeitsver-
ordnung anerkannt hat, und, wenn ja, welche Kriterien führ-
ten zu dieser Anerkennung? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege Lambinus, eine ähnliche Anfrage, wie Sie 
sie gestellt haben, ist aus dem Landtag von Baden-
Württemberg an die Landesregierung gerichtet wor-
den. Diese hat daraufhin die erforderliche Prüfung 
veranlaßt. Der Verein hat auf die Erkundigung, ob er 
für die Beantwortung der Landtagsanfrage auf die 
Wahrung des Steuergeheimnisses verzichtet, bisher 
nicht reagiert. Ich muß Sie deshalb um Verständnis 
bitten, daß ich Ihnen nähere Einzelheiten nicht mit-
teilen kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, muß ich Ih-
rer Antwort entnehmen, daß es einen Verein dieses 
Namens tatsächlich gibt, und teilen Sie meine Auf-
fassung, daß das Berufen auf das Steuergeheimnis 
bei der Frage, ob eine Vereinigung gemeinnützig ist 
oder nicht, eine falsche Auslegung des Steuerge-
heimnisses ist? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Kol-
lege, was den ersten Teil Ihrer Frage angeht, kann 
ich nur sagen, daß ich hier klare Erkenntnisse nicht 
mitteilen kann. Ich hoffe, daß wir auf diesem Gebiet 
zusätzliche Informationen bekommen. 

Den zweiten Teil Ihrer Frage beantworte ich mit 
Nein. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie 
es nicht für peinlich, daß ich, wenn ich diesem Ver-
ein 20 DM spende — dieser Verein nennt sich nach 
meinen Informationen „Truppenkameradschaft des 
1. Panzercorps der Waffen-SS, Leibstandarte Adolf 
Hitler" —, auf Verlangen eine Spendenbescheini-
gung bekomme, wenn dieser Verein tatsächlich als 
gemeinnützig anerkannt ist, die mir die steuerliche 
Absetzbarkeit dieser Spende bescheinigt, während 
gleichzeitig vom Steuergeheimnis die Rede ist? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
will jetzt hier nicht werten, was es bedeutet, wenn es 
eine Vereinigung gibt, die in ihrem Namen die Worte 
„SS, Leibstandarte Adolf Hitler" trägt. Ich gehe da-
von aus, daß wir hier gleicher Meinung sind. Im übri-
gen gilt das Steuerrecht generell, und ich kann nur 
noch einmal sagen, daß mir Informationen über Ein-
zelheiten nicht vorliegen und daß ich unabhängig 
von der Frage, ob das Steuergeheimnis hier keine 
Hürde ist, Ihnen nichts sagen kann. Es wird bei die-
sen Fragen jeweils zwischen den im Gesetz vorge-
schriebenen Kriterien abgewogen, und ich muß wie-
derholen, daß die Frage des Steuergeheimnisses 
dann, wenn man mehr Informationen hätte, eine 
Frage sein wird, die sorgfältig geprüft werden 
muß. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Conradi. 

Conradi (SPD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, 
legt die sehr willkürliche Bestätigung der Gemein-
nützigkeit durch die Finanzämter der Bundes-
republik — wir haben da in den vergangenen Jahren 
eine Fülle von Vorgängen gehabt, mit Bestätigungen 
der Gemeinnützigkeit für sehr obskure Vereini-
gungen, etwa zur Stützung Südafrikas oder was 
immer — — 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Conradi, 
ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie sich auf den kon-
kreten Gegenstand der Frage konzentrierten. 

Conradi (SPD): Ja, ich werde mich bemühen, Herr 
Präsident. 

Legt die willkürliche Auslegung der Gemeinnüt-
zigkeitsverordnung durch die Finanzämter nicht 
nahe, daß die Bundesregierung auf dem Verord-
nungswege oder der Gesetzgeber die Gemeinnützig-
keit zukünftig so definiert, daß solchen Vereinen 
eine Gemeinnützigkeit zukünftig nicht mehr bestä-
tigt werden kann? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen nicht bestätigen, daß die Finanzämter 
den Begriff der Gemeinnützigkeit willkürlich ausle-
gen. Ich denke, daß die Kriterien für die Gemeinnüt-
zigkeit hinreichend klar sind, so daß im Sinne des 
Gesetzes sachgerechte Entscheidungen getroffen 
werden können. 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Spöri. 

Dr. Spöri (SPD): Herr Staatssekretär, ich möchte 
hier noch einmal ansetzen. Wäre es nicht so, daß, 
wenn die steuerlichen Bestimmungen zur Gemein-
nützigkeit eine positive Entscheidung über die Ge-
meinnützigkeit eines solchen Vereins zuließen, dies 
dann Anlaß geben müßte, das Gemeinnützigkeits-
recht zu reformieren? Dies gilt vor allen Dingen im 
Hinblick auf das Gerechtigkeitsgefälle z. B. gegen-
über Kaninchenzüchtervereinen, denen nicht so ent-
gegengekommen werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege Spöri, Sie wissen so genau wie ich, daß die 
Frage der Gemeinnützigkeit mit der Tätigkeit einer 
Einrichtung zusammenhängt und nicht mit dem Na-
men. Insofern vermag ich nur sehr schwer nachzu-
vollziehen — ohne jetzt den Geist Ihrer Frage auch 
nur im geringsten in Frage stellen zu wollen —, wes-
halb Sie das in anderem Kontext häufig diskutierte 
Problem der Gemeinnützigkeit der Kleintierzucht in 
diesen Zusammenhang bringen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Walte-
mathe zu einer Anschlußfrage. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, auch 
wenn ich Ihrer eben gegebenen Antwort entnehme, 
daß offensichtlich Name und Tätigkeit auseinander-
gehalten werden müssen, darf ich Sie noch einmal 
fragen, ob, wenn es klare Kriterien für die Anerken-
nung der Gemeinnützigkeit gibt und wenn das Steu-
ergeheimnis es nicht zuläßt, mitzuteilen, ob diese Or-
ganisation als gemeinnützig von einem bestimmten 
Finanzamt anerkannt worden ist, diese Kriterien so 
klar sind, daß, jedenfalls nach Auffassung der Bun-
desregierung, eine Organisation der ehemaligen 
Waffen-SS, Leibstandarte Adolf Hitler, als gemein-
nützig anerkannt werden könnte oder nicht aner-
kannt werden könnte? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich will noch einmal 
wiederholen, daß die Kriterien so klar sind, wie sie 
sein können. Darüber ist auch in diesem Hause in 
den letzten Jahren an Hand konkreter Fälle vielfäl-
tig diskutiert worden. 

Im übrigen bitte ich um Verständnis, daß ich mich 
nicht imstande sehe, auf hypothetisch-theoretische 
Fragen zu antworten. 

(Waltemathe [SPD]: Die SS war leider nicht 
hypothetisch!) 

— Dem stimme ich zu, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Peter zu 
einer Anschlußfrage. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie bereit, wenn im Zusammenhang mit der Frage 
im baden-württembergischen Landtag und Ihren Er-
mittlungen Ergebnisse über die Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit dieses Vereins vorliegen, den Fra-
gesteller und den Zusatzfragesteller über die Ergeb-
nisse Ihrer Nachforschungen zu informieren? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Dies wird von der 
Abwägung zwischen öffentlichem Interesse und 
dem Steuergeheimnis abhängen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich kann auf den sach-
lichen Inhalt von Frage und Antwort keinen Einfluß 
nehmen, es sei denn, es wird von der Fragestellung 
abgewichen. Das ist nicht der Fall gewesen. 

Ich rufe die Frage 37 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Spöri auf: 

Inwieweit waren diese Maßnahmen wirksam bzw. wurden 
sie durch Nutzung anderer steuerlicher Schlupflöcher unter-
laufen? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege, § 15 a des Einkommensteuergesetzes ist 
grundsätzlich erstmals auf Verluste anzuwenden, 
die in dem nach dem 31. Dezember 1979 beginnen-
den Wirtschaftsjahr entstehen. Hinzu kommt, daß 
die Finanzämter keine umfassenden Statistiken 
über die Inanspruchnahme von Verlusten aus Ver-
lustzuweisungsgesellschaften erstellen. Deshalb 
kann ein umfassender, auf Zahlen der Finanzver-
waltung beruhender Erfahrungsbericht — ich füge 
als meine persönliche Meinung hinzu: leider — nicht 
gegeben werden. 

Nach den bisherigen Beobachtungen zeichnet sich 
jedoch ab, daß bei gewerblich tätigen Abschrei-
bungsgesellschaften — ich habe dies schon bei der 
Antwort auf eine Zusatzfrage des Kollegen Cronen-
berg skizziert — kaum mehr Angebote mit Verlust-
zuweisungen von über 100 % konzipiert werden dürf-
ten. 

Beobachtungen deuten ferner darauf hin, daß im 
Bereich der Verlustzuweisungsgesellschaften durch 
die Schaffung des § 15 a Einkommensteuergesetz 
die Zahl der Neugründungen von Verlustzuwei-
sungsgesellschaften deutlich abgenommen haben 
dürfte. Projekte mit Verlustzuweisungen von über 
100 % beruhen auf den Übergangsregelungen für 
Altfälle und Hotelbetriebe in Berlin (West) bis 1984 
sowie für die Schiffahrt und den sozialen Wohnungs-
bau bis 1989. 

Ich wiederhole, was ich Herrn Cronenberg schon 
sagen durfte, daß der Markt und auch das Angebot 
in Annoncen deutlich machen, daß die Anleger of-
fenbar zunehmend erkennbar auf Bauherrenmo-
delle ausweichen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Spöri. 

Dr. Spöri (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir die Erfahrung bestätigen, daß Verlustkonstruk-
tionen steuerrechtlicher Art in weiten Bereichen in 
einer großen Anzahl von Fällen zu einer großen 
volkswirtschaftlichen Kapitalfehlleitung und auch 
zu einer beträchtlichen Kapitalvernichtung geführt 
haben? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich kann dies, Herr 
Kollege, bestätigen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Spöri. 
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Dr. Spöri (SPD): Herr Staatssekretär, ist nicht ge-
nerell — über die Abschaffung der Konstruktion des 
negativen Kapitalkontos hinaus — zu sehen, daß 
steuerliche Attraktivitätsmodelle, die mit Verlusten 
arbeiten, eigentlich zu einer Fehlsteuerung in unse-
rer Marktwirtschaft führen, weil ja normalerweise 
unsere Marktwirtschaft mit dem Investitionsanreiz 
der Gewinnerwartung funktioniert, und daß es im 
Sinne der Stärkung marktwirtschaftlicher Len-
kungsmechanismen wäre, wenn die Bundesregie-
rung auf diesem Wege weiter voranschreiten wür-
de? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
will nicht sagen, daß die in Ihrer Frage enthaltene 
Aussage zu hundert Prozent stimmt. Aber daß es 
Verlustzuweisungsgesellschaften gibt, die nur zu 
dem Zweck gegründet worden sind, wirtschaftlich 
„Nichts" zu produzieren, insofern also eine eindeu-
tige Fehlallokation stattfindet und das einzige, was 
produziert werden soll, Verluste sind, diesen Teil Ih-
rer Aussage und Ihrer Frage will ich ebenfalls un-
eingeschränkt bejahen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Zusatzfragen wird nicht gewünscht. 

Dann rufe ich die Frage 38 des Herrn Abgeordne-
ten Gobrecht auf: 

Welche der vom nordrhein-westfälischen Finanzminister 
Dr. Posser dargestellten Praktiken bei Steuervergünstigun-
gen, mit denen das steuerpflichtige Einkommen drastisch re-
duziert wird, sollten nach Auffassung der Bundesregierung 
künftig gesetzgeberisch verhindert werden? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Gobrecht, die Bundesregierung erachtet es ebenso 
wie der Finanzminister des Landes Nordrhein-West-
falen für notwendig, sorgfältig zu prüfen, ob und wie 
durch weitere gesetzgeberische Maßnahmen ausge-
schlossen werden kann, daß durch die Ausnützung 
steuerlicher Gestaltungsmöglichkeiten das steuer-
pflichtige Einkommen über das Maß einer gerech-
ten Steuerbelastung hinaus gemindert wird. 

Ich will hinzufügen, daß dies um so mehr gelten 
muß, als die schwierige Haushaltslage aller öffentli-
chen Hände auch Sparmaßnahmen bei sozial 
Schwächeren erforderlich macht und deshalb die 
noch bestehenden legalen Möglichkeiten zur Ver-
meidung von Einkommensteuer bei einer immer 
größer werdenden Zahl von Bürgern auf immer grö-
ßer werdenden Unmut und Ablehnung stoßen, zu-
mal diese Steuervermeidungsmöglichkeiten in der 
Regel und in der Realität nur von Beziehern höherer 
Einkommen in Anspruch genommen werden kön-
nen. 

Das Bundeskabinett hat deshalb — ich habe das 
vorhin schon erwähnt — den Bundesminister der Fi-
nanzen beauftragt, zu prüfen, wie der Verlustaus-
gleich über die Regelung des § 15a Einkommensteu-
ergesetz hinaus weiter eingeschränkt werden kann 
mit dem Ziel, ungerechtfertigte Steuervorteile aus 
Verlustzuweisungsgesellschaften, Bauherrenmodel-
len und ähnlichen Konstruktionen auszuschließen 
oder zu begrenzen. Im Rahmen dieser Prüfung, Herr 
Kollege, werden selbstverständlich auch die vom 
nordrhein-westfälischen Finanzminister Posser dar

-

gestellten Praktiken, nämlich durch Beteiligung von 
Beziehern großer Einkommen an Bauherrenmodel-
len und Verlustzuweisungsgesellschaften Einkom-
mensteuer weitgehend, zum Teil weitestgehend, zu 
vermeiden — ein Beispiel habe ich vorhin auf die Zu-
satzfrage des Kollegen Conradi genannt—, gewertet 
werden. Es läßt sich jedoch heute noch nicht überse-
hen, welche gesetzgeberischen Konsequenzen die 
Bundesregierung vorschlagen wird, um derartige, 
mit dem Prinzip der Besteuerung nach der Lei-
stungsfähigkeit, also mit dem Grundsatz der Steuer-
gerechtigkeit nicht zu vereinbarenden Praktiken 
auszuschließen, da die Prüfung noch nicht abge-
schlossen ist und angesichts der Komplexität der 
Materie auch nicht abgeschlossen sein kann. 

Ich wiederhole, daß die Bundesregierung bereits 
beschlossen hat, diese Änderung des § 2 a im Bereich 
der im Ausland erzielten Verluste vorzuschlagen, 
und daß sich weiterhin die Absicht abzeichnet, durch 
eine Änderung des § 180 a — wie sie auch von Mini-
ster Posser vorgeschlagen wurde — sicherzustellen, 
daß die Verluste aller an einem Bauherrenmodell 
Beteiligten zur Wahrung der gleichmäßigen Be-
steuerung zentral von einem Finanzamt festgestellt 
werden können. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Gobrecht. 

Gobrecht (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bereits jetzt etwas dazu sagen, ob im Sinn der bisher 
betriebenen Politik — Besteuerung nach Leistungs-
fähigkeit, Steuergerechtigkeit — unter dem Ge-
sichtspunkt der Belastung derer, die stärkere Schul-
tern haben, in der aktuellen Diskussion in diese Prü-
fung auch die Frage der begünstigten Besteuerung 
bei Betriebsveräußerungen und Teilbetriebsveräu-
ßerungen und die Frage einer schärferen Nachver-
steuerung z. B. von Objekten, die nach dem Aus-
landsinvestitionsgesetz gefördert werden, einbezo-
gen werden? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Unsere Prüfung ist 
angesichts der vielfältigen Problematik des Be-
reichs, über den wir sprechen, Herr Kollege, und 
auch angesichts der Fälle, die aus dem Land Nord-
rhein-Westfalen deutlich geworden sind, sowie ange-
sichts der Steuerausfälle oder Steuerverlagerungen 
sehr umfassend angelegt und berücksichtigt selbst-
verständlich auch die von Ihnen genannten Sachver-
halte sowie all die Vorschläge, die, sei es aus dem 
Land Nordrhein-Westfalen von Minister Posser, sei 
es von anderer Seite, gemacht worden sind oder — 
und dazu lade ich ein — in Zukunft gemacht wer-
den. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Gobrecht. 

Gobrecht (SPD): Darf ich, da Sie das Bauherren-
modell angesprochen haben, davon ausgehen, daß in 
diese Prüfung auch die Frage einer Verlängerung 
der Spekulationsfrist einbezogen wird, selbst wenn 
hier, wie es sicher der Fall ist, bestimmte Probleme 
liegen? 
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Huonker, Parl. Staatssekretär: Auch dies wird in 
die Prüfung sorgfältig einbezogen. Sie haben — und 
ich bin Ihnen dankbar dafür — auf die Probleme 
hingewiesen. Natürlich muß bei all diesen Prüfun-
gen sorgfältig zwischen der Notwendigkeit der Steu-
ergerechtigkeit — sprich: Besteuerung nach Lei-
stungsfähigkeit — und den ökonomischen Auswir-
kungen in der jetzigen Zeit abgewogen werden. Weil 
— ich habe es schon gesagt — die Prüfung sehr kom-
plex ist und sich auch auf Fragestellungen erstreckt, 
die über den engeren Bereich des Steuerrechts hin-
ausgehen, wird sie — und ich bitte erneut dafür um 
Verständnis — natürlich eine gewisse Zeit in An-
spruch nehmen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, da die steuer-
rechtlichen Tatbestände und die Mißbrauchstatbe-
stände, von denen hier die Rede ist, nicht gerade neu 
sind und da im Bundesfinanzministerium dazu si-
cher schon einiges vorliegt, frage ich: Können Sie 
uns einen Hinweis geben, bis wann ein Ergebnis die-
ser Prüfung, deren Sorgfalt Sie bisher so sehr betont 
haben, zu erwarten ist? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen dar-
auf in der Weise antworten, daß ich Ihnen sage: Die 
Bundesregierung hat beschlossen, daß das Ergebnis 
der Prüfung bis zum Ende dieses Jahres vorliegen 
muß. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine weitere Zusatz

-

frage. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, es gibt ei-
nen Spitzensteuersatz im Einkommensteuerrecht. 
Ist Ihnen bekannt oder gibt es Ermittlungen dar-
über, welchen Steuersatz die Höchstverdienenden, 
die diesen Spitzensteuersatz an sich zu zahlen hät-
ten, nach Inanspruchnahme von Steuervorteilen tat-
sächlich zahlen? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich kann darüber 
keine generalisierende Aussage machen, weil es sol-
che Ermittlungen nicht gibt. An dem Beispiel, das 
ich vorhin auf eine Zusatzfrage genannt habe, wird 
deutlich, daß in vielen Fällen die Einkommensteuer 
in einer wirklich erstaunlichen Weise gekürzt wird. 
Wenn Sie bedenken, daß es, wie bekannt ist, zum 
Teil Fälle sind, in denen sich ein Steuerpflichtiger an 
acht oder gar zehn Bauherrenmodellen beteiligt, 
können Sie sich vorstellen, daß die Bezieher hoher 
Einkommen, die die Möglichkeiten, die das Steuer-
recht heute noch gibt, voll ausschöpfen, ihre Ein-
kommensteuer so senken können, daß z. B. der Pro-
portionalsatz im Einkommensteuerrecht von 22 % im 
Einzelfall durchaus erreicht werden kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Walte-
mathe zu einer Anschlußfrage. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
Ihrer zuletzt gegebenen Antwort auf die Frage des 
Kollegen Leuschner entnehmen, daß bei Beibehal-
tung der bisherigen Absetzungsmöglichkeit für Bau-
herrenmodelle und andere Geschichten der Verlust 

für den Staat oder der Spareffekt für den Steuerzah-
ler um so höher ist, je höher wir den Spitzensteuer-
satz schrauben? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Dies kann ich na-
türlich bejahen. Das ist eine logische Konsequenz. 
Je höher der Spitzensteuersatz ist, je mehr jemand 
durch Beteiligung an Bauherrenmodellen das zu 
versteuernde Einkommen herunterbringen kann, 
um so größer sind die Steuerausfälle bei allen Ge-
bietskörperschaften, nämlich beim Bund und — das 
wird häufig übersehen — auch bei den Ländern und 
den Gemeinden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Stutzer 
zu einer Anschlußfrage. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie spra-
chen auch die Auslandsinvestitionen an. Werden Sie 
dem Bundestag die Gewährung von Übergangsfri-
sten mit dem Ziel eines Vertrauensschutzes vor-
schlagen? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Wir haben, wenn ich 
mich nicht ganz täusche, eine Übergangsfrist in dem 
Entwurf des § 2 a nicht vorgesehen. Ich werde mich 
aber noch einmal absolut sicher machen und Ihnen 
das noch im Laufe des heutigen Tages mitteilen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren An-
schlußfragen mehr. 

Ich rufe die Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Gobrecht auf: 

Inwieweit tragen die steuerpolitischen Beschlüsse der Bun-
desregierung zum Haushalt 1983 diesen Fehlentwicklungen 
bei der legalen Inanspruchnahme von Steuervergünstigun-
gen Rechnung? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege, wie schon erwähnt, hat die Bundesregie-
rung im Rahmen des Entwurfs eines Einkommen-
steuer-Änderungsgesetzes 1983 vorgeschlagen, 
diese neue Vorschrift, über die wir eben auch im Dia-
log mit Herrn Stutzer sprachen, in das Einkommen-
steuergesetz aufzunehmen, wonach die Verrech-
nung ausländischer Verluste mit positiven Einkünf-
ten weiter eingeschränkt wird. Der Prüfungsauftrag, 
über den wir uns in dieser Fragestunde schon wie-
derholt ausgetauscht haben, ist natürlich ebenfalls 
Gegenstand der steuerpolitischen Beschlüsse der 
Bundesregierung. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Gobrecht. 

Gobrecht (SPD): Herr Staatssekretär, Sie hatten 
eben zugesagt, zu prüfen, ob es eine Übergangsfrist 
im Auslandsinvestitionsgesetz gibt. Bisher haben 
wir so etwas ja nicht gehabt. Darf ich Sie fragen, ob 
Sie bereit wären, auch mir das Ergebnis Ihrer Prü-
fung zuzuleiten, wie Sie es dem Kollegen Stutzer zu-
gesagt haben? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich bin natürlich 
selbstverständlich dazu bereit, dies um so mehr, als 
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j a klar ist, daß der Obmann in der zuständigen Ar-
beitsgruppe der SPD-Fraktion — aber dies gilt für 
alle Fraktionen — hieran ein besonderes Interesse 
haben muß. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Spöri. 

Dr. Spöri (SPD): Herr Staatssekretär, da ein Teil 
der steuerpolitischen Beschlüsse der Bundesregie-
rung zum Abbau von Steuervergünstigungen im 
Rahmen des Haushalts 1983 nicht gesetzgeberischer 
Natur ist — ich greife hier das Beispiel der Erhö-
hung des privaten Nutzungsanteils für die Pkws her-
aus —, möchte ich Sie ganz konkret fragen: Welche 
Chancen bestehen aus der Sicht der Bundesregie-
rung nach den eventuell schon geführten Gesprä-
chen mit den Ländern, diese Regelung durchzuset-
zen? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich bitte um Ver-
ständnis, daß ich im gegenwärtigen Stand der Erör-
terung — sowohl was den gesetzgeberischen Teil an-
geht als auch die Dinge, die Sie genannt haben, die ja 
eine Übereinkunft der Länder außerhalb der Gesetz-
gebungsorgane verlangen — hier eine Prognose, die 
sich nur auf zum Teil vage, zum Teil unterschiedli-
che Äußerungen wichtiger Politiker der CDU/CSU 
stützen müßte, nicht geben kann und deshalb von 
einer solchen Äußerung im gegenwärtigen Zeit-
punkt absehen möchte. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Anschlußfragen wird nicht gewünscht. 

Ich rufe die Frage 40 des Herrn Abgeordneten Poß 
auf: 

Welche der vom Finanzminister des Landes Nordrhein-
Westfalen angeregten Gesetzesänderungen zur Bekämpfung 
des Mißbrauchs von Steuervorteilen sollten nach Auffassung 
der Bundesregierung mit dem Ziel, sie zu verwirklichen, ge-
prüft werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege Poß, wie ich bereits auf die Frage von Herrn 
Kollegen Gobrecht zum Ausdruck gebracht habe, 
hält es die Bundesregierung ebenso wie der Finanz-
minister des Landes Nordrhein-Westfalen für eine 
dringend notwendige Aufgabe, sorgfältig zu prüfen, 
ob und inwieweit durch weitere geeignete gesetzge-
berische Maßnahmen im Bereich der Verlustzu-
weisungsgesellschaften und der Bauherrenmodelle 
auf eine gerechte Steuerbelastung auch hoher und 
höchster Einkommen hingewirkt werden kann. Die 
Vorschläge von Minister Posser zielen im Prinzip in 
die gleiche Richtung, also auf das, was Anlaß zu dem 
Prüfungsauftrag gegeben hat; sie werden deshalb 
insgesamt in die vom Bundesminister der Finanzen 
vorzunehmende Prüfung einbezogen. Ich bitte er-
neut um Verständnis dafür, daß ich vor Abschluß 
dieser Prüfung nicht sagen kann, ob und inwieweit 
sich diese Vorschläge mit denen, die die Bundesre-
gierung machen wird, decken werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Poß? — Nicht. 

Dann rufe ich die Frage 41 des Abgeordneten Poß 
auf: 

Welche Steuervorteile werden auf Grund von Übergangsre-
gelungen in den nächsten Jahren automatisch auslaufen? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Poß, 
mit der Einführung des § 15a des Einkommensteu-
ergesetzes, der für beschränkt haftende Unterneh-
mer — zum Beispiel Kommanditisten — die Ver-
rechnung von Verlustanteilen aus der Beteiligung 
mit positiven Einkünften grundsätzlich auf den Be-
trag der geleisteten Einlage beschränkt, sind Über-
gangsregelungen in diesem Bereich geschaffen wor-
den. Das alte Recht gilt danach für Betriebe, die vor 
dem 11. Oktober 1979 eröffnet worden sind, sowie für 
das Hotel- und Gaststättengewerbe in Berlin (West) 
bis 1984, für den sozialen Wohnungsbau sowie für 
die Seeschiffahrt bis 1989. Ich unterstelle, daß die 
Gründe für diese Übergangsfristen bekannt sind. 

Bei der Vermietung von Gebäuden haben die Bau-
herren nach derzeit geltendem Recht die Möglich-
keit, gemäß § 9 des Umsatzsteuergesetzes — wir 
sprachen hier schon darüber — auf die für die Ver-
mietung geltende Umsatzsteuerbefreiung zu ver-
zichten und sich damit die Berechtigung zum Abzug 
der auf den Baukosten ruhenden Vorsteuern zu ver-
schaffen. Diese Gestaltungsmöglichkeit hat der Ge-
setzgeber im 2. Haushaltsstrukturgesetz bei Wohn-
zwecken dienenden Gebäuden ausgeschlossen, und 
zwar für Gebäude, die nach dem 31. Dezember 1984 
fertiggestellt werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Poß? — Dann ist die Frage beantwor-
tet. 

Ich rufe die Frage 42 des Abgeordneten Dr. Mer-
tens (Bottrop) auf: 

Welchen Fällen mißbräuchlicher Nutzung überhöhter Steu-
ervorteile kann aus der Sicht der Bundesregierung gegenwär-
tig gesetzgeberisch nicht wirksam entgegengetreten wer-
den? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege Dr. Mertens, ich gehe davon aus, daß Sie mit 
Ihrer Frage ebenso wie die Kollegen Dr. Spöri, 
Gobrecht und Poß darauf abzielen, welchen gesetz-
geberischen Handlungsbedarf die Bundesregierung 
sieht, um zu verhindern, daß durch die Ausnutzung 
gesetzlicher Vorschriften überhöhte Steuervorteile 
— insbesondere durch die Beteiligung an den hier 
mehrfach erwähnten Verlustzuweisungsgesell-
schaften und Bauherrengemeinschaften — entste-
hen. Ich muß hier nochmals auf den bereits mehr-
fach erwähnten, vom Bundesminister der Finanzen 
für das Bundeskabinett zu erstellenden Prüfungsbe-
richt verweisen. 

Die gesetzgeberischen Möglichkeiten werden ge-
prüft. Wie ich schon sagte, können konkrete Ergeb-
nisse noch nicht vorliegen. Ich muß deshalb erneut 
um Verständnis bitten, daß ich im gegenwärtigen 
Zeitpunkt konkrete Änderungsmöglichkeiten noch 
nicht andeuten kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Mertens? — Das ist nicht der Fall. 
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Dann rufe ich die Frage 43 des Abgeordneten Dr. 

Mertens (Bottrop) auf: 

Welche gesetzgeberischen Einschränkungsversuche der 
Bundesregierung bei Steuervorteilen scheiterten bisher am 
Widerstand des Bundesrats? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege, auf den Widerstand des Bundesrates stieß 
in dem Bereich, den wir hier erörtern, der Ausschluß 
des Vorsteuerabzugs bei Wohngebäuden, also die so-
genannte Mehrwertsteueroption, eine Maßnahme, 
die besonders für Bauherrengemeinschaften von 
Bedeutung ist. Diese Maßnahme konnte erst nach 
einem Vermittlungsverfahren, das von der Bundes-
regierung beantragt wurde, nachdem der Bundesrat 
zunächst abgelehnt hatte, verwirklicht werden, und 
zwar in der Weise, daß der Zeitpunkt der erstmali-
gen Anwendung gegenüber dem Vorschlag der Bun-
desregierung und dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages um ein Jahr hinausgeschoben wurde. 

Die mögliche Tendenz des Bundesrates, steuerli-
che Vergünstigungen zu konservieren, zeigt sich üb-
rigens in jüngster Zeit auch darin, daß der Bundes-
rat dem Gesetz zur Neubewertung unbebauter bau-
reifer Grundstücke nicht zugestimmt hat. 

Ob der Bundesrat, sehr geehrter Herr Kollege, der 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen Ein-
schränkung der Verrechnung von Auslandsverlu-
sten mit positiven Einkünften zustimmt, bleibt abzu-
warten. Die eine oder andere Stimme — aus Bayern 
kommend —, die davon spricht, das gesamte Steuer-
gesetz ausnahmslos abzulehnen, haben Sie sicher-
lich ebenso wie ich heute in der Zeitung lesen dür-
fen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine Anschlußfra-
gen mehr. 

Dann rufe ich die Frage 44 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Struck auf: 

Wie entwickelte sich in den letzten Jahren der Umfang der 
Steuersubventionen im Verhältnis zum Gesamtsubventions-
volumen? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege Dr. Struck, die Einnahmeausfälle des Bun-
des auf Grund von steuerlichen Tatbeständen, die 
im Subventionsbericht als Steuervergünstigungen 
ausgewiesen sind, betragen im Verhältnis zu den ge-
samten Subventionen des Bundes etwas mehr als 
50 %. Der Anteil hat sich laut 7. und 8. Subventionsbe-
richt von rund 48 % im Jahre 1977 auf knapp 54 % im 
Jahre 1982 erhöht. Hinzufügen möchte ich, daß sich 
die Steuervergünstigungen des Bundes im Verhält-
nis zum Steueraufkommen des Bundes — das ist im 
einzelnen ebenfalls im 8. Subventionsbericht darge-
legt — in dem angeführten Zeitraum tendenziell al-
lerdings verringert haben. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, würden Sie 
mir angesichts dieser Entwicklung zustimmen, 
wenn ich sage, daß es dringend einer Abflachung 
dieser Steigerung bzw. einer Rückführung dieses 

Anteils der Steuersubventionen an den Gesamtsub-
ventionen bedarf? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich würde Ihnen im 
Prinzip zustimmen und noch hinzufügen: zumindest 
in dem Ausmaß, in dem Finanzhilfen und andere 
außer steuerlichen Subventionen abgebaut werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie in 
der Lage, auch über den Zeitraum vor 1966 Angaben 
über den Anteil der Steuersubventionen an den Ge-
samtsubventionen zu machen? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich habe keine Zah-
len aus den Jahren vor 1976 vor mir liegen. Im Jahre 
1976 betrug der Anteil der Steuervergünstigungen 
an den Gesamtsubventionen 47 %, 1977 47,9 %, 1978 
50,1 %, 1979 50,7 %, 1980 50,9 %, 1981 50,7 %, 1982 
53,6 %. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Conradi. 

Conradi (SPD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, 
können die Abgeordneten des Hauses, deren Fragen 
nach den quantitativen Auswirkungen des Bauher-
renmodells das Bundesfinanzministerium noch vor 
wenigen Monaten hier ausweichend bzw. ablehnend 
beantwortet hat, damit rechnen, daß nun auf Grund 
des Vorstoßes von Nordrhein-Westfalen der Bundes-
finanzminister bald in der Lage ist, konkrete und 
stichfeste Zahlen zu den Auswirkungen dieses Bau-
herrenmodelles vorzulegen, z. B. zu klären, ob es zu-
trifft, daß das Bauherrenmodell allein im Jahre 1980 
Steuerausfälle von 2 Milliarden Mark bewirkt hat? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege, ich fürchte, daß ich hier nichts anderes 
antworten kann als mein Amtsvorgänger Herr 
Dr. Böhme, 

(Conradi [SPD]: Das war der Herr 
Haehser!) 

und zwar deshalb, weil es aus den bekannten Grün-
den keine Statistiken über diesen Bereich gibt. Das 
gilt sowohl für das Bauherrenmodell als auch für die 
Verlustzuweisungsgesellschaften. Daß ich dies be-
daure, versteht sich von selbst, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, da ich da-
von ausgehe, daß sich Ihre Aussage „53 % derzeitiger 
Anteil steuerlicher Subventionen am Gesamtsub-
ventionsvolumen" auf den Bundeshaushalt insge-
samt bezieht, können Sie mir bestätigen, daß alleine 
im Bereich des Wohnungs- und Städtebaus der An-
teil der steuerlichen Förderung, gemessen am Ge-
samtsubventionsvolumen, 75 % beträgt? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich kann diese 
exakte Zahl nicht bestätigen. Wenn ich aber die 
Steuergesetzgebung in dem von Ihnen genannten 
Zeitraum und den Abbau anderer im Subventionsbe- 
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richt genannten Leistungen in diesem Bereich ver-
gleiche, haben Sie in der Tendenz, sehr geehrter 
Herr Kollege, recht. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Schlatter. 

Schlatter (SPD): Herr Staatssekretär, wie erklären 
Sie sich, daß die Mehrheit des Bundesrats zwar Vor-
schläge mitträgt, das Gesamtvolumen der Subven-
tionen einzuschränken, sich aber andererseits nach 
Ihren Ausführungen auf die Frage 43 beim Abbau 
von Steuervergünstigungen sperrt? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrte Kolle-
gen, ich greife jetzt der Antwort auf eine Frage eines 
anderen Kollegen, die ich noch zu beantworten habe, 
vor und will deswegen nur stichwortartig sagen, daß 
Steuervergünstigungen — jedenfalls im Bereich des 
Einkommensteuerrechts — wegen des Progres-
sionseffekts tendenziell die Wirkung haben, aus 
zwei Gründen, die ich schon genannt habe, eher den 
Beziehern hoher und höchster Einkommen zugute 
zu kommen. 

Der eine Grund liegt, um im Klartext zu sprechen, 
darin, daß jemand, der ein so geringes Einkommen 
hat, daß er praktisch keine Steuern zahlen muß, na-
türlich nicht in der Lage ist, Steuersubventionen in 
Anspruch zu nehmen. 

Zum anderen hat das Einkommensteuerrecht mit 
seinem Progressionstarif natürlich bei Steuerver-
günstigungen eine um so stärker entlastende Wir-
kung, je höher das Einkommen des Steuerpflichti-
gen ist. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Spöri zu 
einer weiteren Anschlußfrage. 

Dr. Spörl (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß, ganz einfach ausgedrückt, 
Subventionsabbauparolen, die versuchen, den dyna-
mischsten und wichtigsten Teil der Subventionen 
auszusparen, nicht ernstgenommen werden kön-
nen? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Kol-
lege, diese Einstellung unterschreibe ich ohne Wenn 
und Aber; ich teile sie voll. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich rufe Frage 45 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Struck auf: 

Welche verteilungspolitischen Folgen hätte die Ausklam-
merung von Steuersubventionen beim Subventionsabbau? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege Dr. Struck, die verteilungspolitischen Aus-
wirkungen von Subventionen lassen sich nicht ohne 
weiteres am Empfängerkreis, an der Subventions-
form, an der Subventionshöhe und am Subventions-
zweck ablesen. Eine fundierte Ermittlung der Ver-
teilungswirkungen müßte vielmehr auch Analysen 
über die Wirkungsweise der jeweiligen Subventio-
nen einbeziehen. So müßten z. B. — ich erinnere an 
den soeben mit Herrn Kollegen Waltemathe geführ-

ten Dialog — im sozialen Wohnungsbau sowohl die 
Auswirkungen auf das Wohnungsangebot als auch 
die Eigentumsbildung analysiert und die Auswir-
kungen auf die Bautätigkeit berücksichtigt sowie in 
ihrer verteilungspolitischen Wirkung aufgeschlüs-
selt und bewertet werden. 

Im Bereich der steuerlichen Subventionen spre-
chen, wie ich bereits ausgeführt habe, eine Reihe 
von Gründen für die Annahme, daß diese Vergünsti-
gungen zumindest im Primäreffekt nicht allen Be-
völkerungsschichten in gleicher Weise zugute kom-
men und daher verteilungspolitisch in der Regel 
nicht neutral sind. So können die Begünstigungstat-
bestände im Einkommensteuerrecht tendenziell 
eher von Schichten mit höherem Einkommen wahr-
genommen werden, und infolge der Progression tritt 
dort ein höherer Entlastungseffekt auf. 

Daher dürfte — dies möchte ich auch von meiner 
Seite mit allem Nachdruck unterstreichen — eine 
Festlegung, die Steuersubventionen von vornherein 
vom Subventionsabbau ausschließen würde, die Ge-
fahr einer verteilungspolitischen Schieflage beim 
Subventionsabbau in sich tragen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, würden Sie 
mir zustimmen, wenn ich feststelle, daß die Forde-
rung oder politische Vorstellung, Subventionen ge-
nerell um einen bestimmten Prozentsatz zu kürzen, 
erstens nur den Teil der Subventionen betrifft, der 
nicht Steuersubvention ist, und zweitens auch be-
sonders diejenigen begünstigen würde, die gerade 
nicht zu den schlecht Verdienenden in unserem 
Lande gehören? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, 
dies würde ich bestätigen. Im Klartext: Wer keine 
Steuern zahlt, weil er wenig verdient, hat von einer 
Steuersubvention nichts. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Anschluß-
frage der Herr Kollege Conradi. 

Conradi (SPD): HerrStaatssekretär,  finden Sie es  
nicht auch bestürzend, daß in demselben Zeitraum, 
in dem die Förderung der Vermögensbildung bei den 
Beziehern kleiner Einkommen, also etwa des Prä-
miensparens oder des Bausparens, abgebaut worden 
ist, die Vermögensbildung der Großverdiener durch 
solche Steuergeschenke zugenommen hat? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Kol-
lege, die Erörterungen der Bundesregierung zu den 
Maßnahmen, die ich eingangs — in Beantwortung 
der ersten Frage des Kollegen Spöri — genannt 
habe, die dem Prüfungsbeschluß des Kabinetts zu-
grunde lagen, waren natürlich, jedenfalls zu einem 
erheblichen Teil, von ähnlichen Überlegungen be-
stimmt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Leuschner. 
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Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, ist nach Ih-
rer Auffassung der Grundsatz „Dem, der viel hat, 
werden auch viele Steuervorteile gewährt" ein unab-
änderlicher Bestandteil des deutschen Steuerrechts, 
das ja die Besteuerung nach Leistungsfähigkeit 
beinhaltet? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Diese Frage be-
dürfte natürlich einer sehr differenzierten Antwort. 
In der Tendenz würde ich Ihnen zustimmen. Man 
müßte jetzt natürlich einmal genau über das Thema 
„Besteuerung nach Leistungsfähigkeit und Steuer-
gerechtigkeit" diskutieren. Eine solche Diskussion 
— ich bitte um Nachsicht — würde aber wohl den 
Rahmen dieser Fragestunde sprengen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Len-
nartz zu einer Anschlußfrage. 

Lennartz (SPD): Herr Staatssekretär, unter dem 
Gesichtspunkt der von Ihnen gemachten Aussagen 
möchte ich Sie fragen: Sind Sie denn der Auffas-
sung, daß das Prädikat „Steuergerechtigkeit" noch 
zutreffend ist? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Eine generalisie-
rende Aussage zu diesem Thema ist sicherlich nicht 
möglich. Im übrigen gibt es natürlich über das The-
ma, was Steuergerechtigkeit ist, zwischen den politi-
schen Parteien erhebliche Meinungsunterschiede. 

Ich möchte den Fall noch einmal in Ihre Erinne-
rung zurückrufen, der aus Nordrhein-Westfalen be-
kanntgeworden und von mir hier dargelegt worden 
ist. In einem solchen Fall — und es ist bekanntlich 
kein Einzelfall — fällt es mir schwer, von Steuerge-
rechtigkeit zu sprechen. 

(Abg. Lennartz [SPD] meldet sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Sie können keine An-
schlußfrage mehr stellen, Herr Kollege Lennartz. 

Ich rufe die Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Schlatter auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Einschränkung des soforti-
gen Abzugs von Werbungskosten als ein geeignetes und not-
wendiges Mittel an, um ungerechtfertigten Steuervorteilen 
beim Bauherrenmodell entgegenzuwirken, wie dies der nord-
rhein-westfälische Finanzminister tut? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege Schlatter, der von Ihnen aus dem Maßnah-
menbündel von Herrn Minister Posser genannte 
Vorschlag einer Einschränkung des sofortigen Wer -
bungskostenabzugs ist sicherlich einer der Punkte, 
die im Rahmen des erwähnten Prüfungsauftrages 
sorgfältig geprüft werden müssen. Ich muß aber 
auch hier um Verständnis bitten, daß ich dem Ergeb-
nis der vom Bundesminister der Finanzen vorzuneh-
menden Prüfung nicht vorgreifen kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Schlatter. 

Schlatter (SPD): Wenn Sie dem Ergebnis schon 
nicht vorgreifen wollen: Würden Sie dennoch zu-
stimmen, wenn ich feststelle, daß beim Bauherren-
modell erst eine geschickte und systematische Aus-

nutzung verschiedener Elemente der Normalbe-
steuerung dazu führt, daß die hier beschriebenen 
Wirkungen eintreten, die von der Bundesregierung 
ja so nicht gewollt sein können? Müßte dann, wenn 
das so ist, nicht nur die zugesicherte sorgfältige Prü-
fung, sondern auch eine dringliche Änderung von 
der Bundesregierung ins Auge gefaßt werden? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich kann nur wie-
derholen, daß ich das Prüfungsergebnis heute nicht 
vorwegnehmen kann. Deswegen bitte ich um Ver-
ständnis, daß ich zu einzelnen Maßnahmen nichts 
sage. Zu sagen: „Hier ist eine dringliche Änderung 
notwendig, dort aus diesem oder jenem Grunde 
nicht" — dieses wäre eine Vorwegnahme des Prü-
fungsergebnisses. Ich bitte um Verständnis dafür, 
daß dies leider wirklich nicht geht. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Schlatter. 

Schlatter (SPD): Teilen Sie dann zumindest die 
Auffassung, daß das Bauherrenmodell zu Wettbe-
werbsverzerrungen zu Lasten des konventionellen 
Wohnungsbaus führt und daß negative Auswirkun-
gen auf den Baumarkt bei Einschränkung des Bau-
herrenmodells nicht zu befürchten sind, wie dies 
auch in dem Bericht der Bundesregierung über das 
Zusammenwirken finanzwirksamer wohnungspoli-
tischer Instrumente bereits beschrieben worden 
ist? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Das Ergebnis der 
von Ihnen hier angesprochenen Wirkungsanalyse 
ist mir sehr wohl bekannt. Dies wird ebenfalls ein 
besonders sorgfältig zu prüfender Aspekt im Rah-
men des Prüfungsauftrages, von dem ich gesprochen 
habe, sein. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Schroeder (Freiburg). 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, können Sie schon jetzt vor dieser Prüfung 
bestätigen, daß bei dem Bauherrenmodell die Steu-
erersparnis, die in dem einen Jahr eintritt und dann 
auch zu Steuermindereinnahmen führt, in den Fol-
gejahren wieder ausgeglichen wird, weil infolge ge-
ringerer Herstellungs- oder Anschaffungskosten bei 
dem betreffenden Baumodell dann die AfA, also die 
Absetzungen, geringer sind und dementsprechend 
auch keine Steuerersparnis, sondern ein Mehr an 
Steuern anfällt. 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege, dies ist theoretisch möglich. Es würde sich 
hier um ein Bauherrenmodell handeln, wo man be-
züglich derjenigen, die dieses Modell konzipiert ha-
ben, nicht von besonders großer Phantasie sprechen 
kann. 

Viele Bauherrenmodelle sind genauso konzipiert. 
Deswegen spielen die Überlegungen, die der nord-
rhein-westfälische Finanzminister auf den Tisch ge-
legt hat, ob nämlich auch die Spekulationsfrist ver-
längert werden müßte, eine wichtige Rolle. Denn es 
ist eine stark verbreitete Praxis, daß man zunächst 
über eine Kumulierung von Werbungskosten und 
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ähnliche Maßnahmen hohe Ausgaben, hohe Verlu-
ste produziert und dann unter Ausnutzung der nur 
zweijährigen Spekulationsfrist und der Gegebenhei-
ten des Marktes das Objekt mit Gewinn verkauft, 
der nicht versteuert werden muß. 

Es handelt sich hier also um eine sehr komplexe, 
diffizile Materie. Deswegen kann eine solche Prü-
fung — ich wiederhole es — nicht übers Knie gebro-
chen werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Anschluß-
frage Herr Kollege Roth. 

Roth (SPD): Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär, ich habe die Frage: Besteht nicht schon ohne 
Prüfung der begründete Verdacht, daß durch das 
derzeitige Bauherrenmodell unwirtschaftliche Wer-
bungskosten aufgebläht werden? Ich meine z. B. das 
Auswuchern der Disagios gegenüber den früheren 
Kapitalmarktverhältnissen. Ich meine beispiels-
weise neue Erfindungen auf dem Gebiet der Ver-
mittlungsgebühren bei Architekten sowie bei Leu-
ten, die Kredite vermitteln. Gibt es derartige Er-
kenntnisse im Bundesfinanzministerium nicht 
schon heute, so daß man nicht auf künftige Überprü-
fungen der Angelegenheit verweisen muß? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege, ich bitte, doch zwei Dinge auseinanderzu-
halten. Wir sind uns im Grunde natürlich einig. Je-
der, der mit offenen Augen durch die Welt geht — 
wie ich mich z. B. jetzt im Urlaub an der Ostseeküste 
bewegt habe —, weiß, daß es eine Vielzahl von Bau-
herrenmodellen mit Verlustzuweisungsverspre-
chungen von weit über 100 % gibt. Er weiß natürlich 
auch — dazu braucht er kein Steuerexperte zu sein 
—, was die Ursachen für diese Verlustversprechun-
gen sind, daß in diesem Rahmen hohe Werbungsko-
sten natürlich durch vorgezogene Gebühren und an-
dere Dinge produziert werden, die ich jetzt im einzel-
nen nicht auszuführen brauche. 

Wie diese Modelle laufen, ist der Bundesregierung 
natürlich weitgehend bekannt. Daß die Prüfung Zeit 
braucht, liegt daran, daß beim Bauherrenmodell — 
gerade in der jetzigen Zeit — die ökonomischen Zu-
sammenhänge sorgfältig geprüft werden müssen. Es 
muß genau geprüft werden, welche negativen und 
welche positiven Wirkungen die eine oder andere 
steuerliche Änderung hat. Das ist es, was Zeit ver-
langt; es ist nicht so sehr die Aufklärung dessen, was 
es heute auf dem Markt gibt. Die Prospekte sind mir 
jedenfalls ebenfalls hinreichend bekannt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Anschluß

-

frage Herr Kollege Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, können wir 
uns nicht auch ohne Prüfung — ich will nicht be-
streiten, daß Sie schwergeprüft sind — dahin ver-
ständigen, daß eine Baupolitik, bei der nur noch die 
Investitionen sinnvoll sind, die besonders hohe Ver-
luste erzeugen, ökonomisch sinnlos ist? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Das ist eine ange-
sichts der Komplexität der Materie, wie Sie mir zu-
stimmen werden, sehr holzschnittartige Formulie-

rung. Ich bitte um Verständnis, wenn ich sie so im 
Raume stehen lasse, wie sie von Ihnen gemacht wor-
den ist. Das ist aber nicht Ausdruck der Tatsache, 
daß ich mir hier besonders geprüft vorkomme, son-
dern hier bestehen wirklich die Sachgründe, die ich 
genannt habe und die eine gründliche Prüfung erfor-
derlich machen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich bin auch nicht 
überzeugt, Herr Kollege Conradi, ob das noch einen 
sehr konkreten Zusammenhang mit der Frage 46 
hat. 

Herr Kollege Lennartz, Sie wollen noch eine An-
schlußfrage stellen. Bitte sehr. 

Lennartz (SPD): Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär, Sie sprachen bei der Beantwortung der 
Frage 46 mehrfach von Prüfungen, die durchgeführt 
würden bzw. deren Ergebnisse nicht vorlägen. Kann 
ich daraus schließen, daß diese Prüfungen von seiten 
der Bundesregierung erst von dem Zeitpunkt an be-
gonnen haben, an dem Herr Posser diese Mißstände 
nach außen hin dargestellt hat, oder ist von seiten 
der Bundesregierung bereits im Vorfeld bzw. bei der 
Prüfung auf die Beseitigung dieser Mißbräuche hin-
gearbeitet worden? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie sich die 
sehr zeitraubende Arbeit vergegenwärtigen, die 
schließlich zu dem § 15 a Einkommensteuergesetz 
geführt hat, wenn Sie sich ferner vergegenwärtigen, 
daß nach einer sehr intensiven Arbeit im Zusam-
menwirken mit den Ländern der Bauherrenerlaß 
geschaffen wurde, der eine wichtige Sache ist, ob-
wohl er keine gesetzgeberische Maßnahme ist — 
Einschränkung der abzugsfähigen Werbungskosten 
beim Bauherrenmodell, einschränkende Definition 
des Bauherrenmodells —, dann ersehen Sie schon 
daraus, daß sich die Bundesregierung natürlich seit 
längerem mit diesen Problemen befaßt. Dessen un-
geachtet will ich erneut betonen, daß die Vorschläge, 
die Finanzminister Posser gemacht hat, natürlich 
wertvoll sind, und daß sie in unsere Prüfung einge-
hen werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich rufe Frage 47 des 
Herrn Abgeordneten Schlatter auf: 

Sieht die Bundesregierung über den Vorschlag der Landes-
regierung von Nordrhein-Westfalen hinaus, Verluste aus Ver-
mietungen und Verpachtungen, die in der Bauphase eines Ge-
bäudes entstehen, nicht mehr im Vorauszahlungsverfahren, 
sondern erst bei der Veranlagung zur Einkommensteuer zu 
berücksichtigen, weitere gesetzliche Möglichkeiten, den Per-
sonalaufwand der Finanzämter bei der Besteuerung von Bau-
herrengemeinschaften in vertretbaren Grenzen zu halten? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schlatter, gerade bei Bauherrengemeinschaften 
zeigt die Praxis, daß häufig hohe Verluste gegen Jah-
resende behauptet und geltend gemacht werden, die 
erst nach Vorliegen der Steuererklärung und nach 
gründlicher Überprüfung auf das zutreffende Maß 
zurückgeführt werden können. Generell zeigt die 
Praxis, daß die umfangreichen, lediglich auf steuerli-
chen Gestaltungsmöglichkeiten beruhenden, zum 
Teil außerordentlich komplizierten Vertragsgestal-
tungen bei Verlustzuweisungsgesellschaften und 
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auch bei Bauherrengemeinschaften einen sehr ho-
hen Verwaltungsaufwand bei den Finanzämtern mit 
sich bringen, dem wir im Rahmen des erwähnten 
Prüfungsauftrags die notwendige Aufmerksamkeit 
widmen werden. 

Ich möchte hinzufügen: Ich habe schon erwähnt, 
daß es beabsichtigt ist, eine Änderung der Abgaben-
ordnung dahin gehend vorzuschlagen, daß die Uber-
prüfung der anteiligen Verluste in allen Fällen der 
Beteiligung an Abschreibungsprojekten einheitlich 
durch das Betriebs-Finanzamt erfolgen kann. Die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs hatte dies 
kürzlich in Frage gestellt. Durch diese Verbesserung 
der verfahrensrechtlichen Möglichkeiten bei der 
einheitlichen Gewinnfeststellung könnte auch der 
Verwaltungsaufwand bei den Wohnsitz-Finanz-
ämtern begrenzt werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Schroeder. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, können Sie bestätigen, daß durch den von 
Ihnen bereits erwähnten Bauherrenerlaß, durch 
weitere Verwaltungsanweisungen und durch die 
Rechtsprechung in der Zwischenzeit ursprünglich 
bekanntgewordene Mißbräuche beim Bauherren-
modell beseitigt oder ganz wesentlich reduziert wor-
den sind und daß eine Änderung der Vorauszahlun-
gen in der in der Frage 47 abgefragten Weise eine 
grundlegende Änderung des Steuersystems darstel-
len würde? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich kann im Prinzip 
Ihre beiden Fragen mit „Ja" beantworten. Es ist rich-
tig, daß durch das, was in der Zwischenzeit gesche-
hen ist — auch durch den im Zusammenwirken mit 
den Ländern erstellten Bauherrenerlaß — einiges 
erreicht worden ist. Aber ich will genauso deutlich 
sagen: Die Finanzverwaltungen des Bundes und der 
Länder sehen sich einem großen Heer hochbezahl-
ter, qualifizierter Experten draußen in der freien 
Wirtschaft gegenüber, die sich immer wieder neue 
Gestaltungsmöglichkeiten einfallen lassen, auf die 
die Steuergesetzgebung und die Finanzverwaltung 
jeweils reagieren müssen. Ich denke, daß wir alle 
miteinander diesen Prüfungsauftrag wirklich außer-
ordentlich ernstnehmen müssen — ohne das bereits 
Erreichte geringschätzen zu wollen; wie käme ich 
dazu — das Gegenteil ist der Fall. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, wenn aus 
der Beanwortung der Frage 47 geschlossen werden 
kann, daß man bei der Behandlung dieser Frage Per-
sonal freibekäme: Könnte man diese Beschäftigten 
bei den Finanzämtern stärker für die Betriebsprü-
fungen einsetzen, bei denen wir ja auch das Gefühl 
haben, daß sie eigentlich in kürzeren Zeitabständen 
erfolgen müßten? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich will die Frage 
mit Ihrem Einverständnis generalisierend folgen-
dermaßen beantworten. Wenn man aus der Praxis 

weiß, welcher Zeitaufwand investiert wird, um im-
mer kompliziertere Konstruktionen im Bereich der 
Verlustzuweisungsgesellschaften und der Bauher-
renmodelle zu bearbeiten, dann kommt man zu dem 
Schluß, daß es sicherlich richtig ist, daß, wenn hier 
einiges abgebaut werden kann, Arbeitskapazität in 
den Finanzämtern für sinnvollere Tätigkeiten frei 
würde. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine Zusatzfragen 
mehr. Dann rufe ich die Frage 48 des Herrn Abge-
ordneten Lennartz auf: 

Sieht die Bundesregierung in der Abschaffung der Steuer-
freibeträge und des ermäßigten Steuersatzes bei der Veräu-
ßerung von Betrieben und Beteiligungen, die nur eine kurze 
Zeit dem Veräußerer zuzurechnen waren, eine wirksame 
Maßnahme zur Vermeidung ungerechtfertigter steuerlicher 
Vorteile aus einer Verlustzuweisungsgesellschaft, und hält 
sie diese Maßnahmen bei anderen Betrieben für vertretbar? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Len-
nartz, ich bitte, Ihre beiden Fragen zusammen be-
antworten zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Der Abgeordnete ist 
einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 49 des 
Herrn Abgeordneten Lennartz auf: 

Hält die Bundesregierung eine weitere Einschränkung der 
nach dem Auslandsinvestitionsgesetz begünstigten Aktivitä-
ten und schärfere Nachweisvoraussetzungen für notwendig 
— wie dies vom Finanzminister des Landes Nordrhein-West-
falen gefordert wurde — oder sogar darüber hinausgehende 
Beschränkungen der Berücksichtigung ausländischer Verlu-
ste bei der deutschen Besteuerung? 

Bitte sehr. 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Ich muß Sie, Herr 
Kollege Lennartz, wie schon andere Kollegen sehr 
um Verständnis dafür bitten, daß die Bundesregie-
rung zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu den einzel-
nen in der Diskussion befindlichen Vorschlägen 
noch nicht Stellung nehmen kann. 

Ich weise nochmals auf § 2 a im Entwurf des Steu-
eränderungsgesetzes 1982 hin. 

Im übrigen muß das Ergebnis unserer intensiv be-
triebenen Prüfungen abgewartet werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Lennartz? 

Lennartz (SPD): Aus dieser Antwort ergibt sich 
keine Zusatzfrage! 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Danke schön. Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Finanzen beantwortet. Ich habe 
Veranlassung, Ihnen besonders für die Geduld zu 
danken, mit der Sie die Fragen beantwortet haben, 
Herr Kollege. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Arbeit und Sozialord-
nung. Ich begrüße zur Beantwortung der Fragen 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Egert. Ich 
rufe die Frage 50 des Herrn Abgeordneten Stutzer 
auf: 
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Was wird die Bundesregierung unternehmen, um den von 

der Bundesanstalt für Arbeit neu berechneten Fehlbedarf von 
rund 6 900 Kräften zu decken, oder ist sie der Meinung, daß 
auch bei einem weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit die Ar-
beitsverwaltung mit dem derzeitigen Personalbestand ihre 
Aufgaben uneingeschränkt so wahrnehmen kann, wie es das 
Arbeitsförderungsgesetz vorsieht? 

Bitte sehr. 

Egert, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, ich 
möchte die beiden Fragen des Herrn Kollegen Stut-
zer — sein Einverständnis vorausgesetzt — im Zu-
sammenhang beantworten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Der Abgeordnete ist 
einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 51 des 
Herrn Abgeordneten Stutzer auf: 

Wird die Bundesregierung eine Aufhebung der Bestim-
mung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes vorschlagen, nach der 
die Bundesanstalt für Arbeit ihren Personalbestand im Jahr 
1983 um 1 v. H. zu kürzen hat, oder hat sie eine Aufgabenentla-
stung für den Bereich der Bundesanstalt für Arbeit vorgese-
hen? 

Bitte sehr. 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stutzer, 
die in Ihrer Frage genannte Zahl von 6 900 Kräften 
ist nach dem aus arbeitsanalytischen Untersuchun-
gen entwickelten Personalbemessungssystem der 
Bundesanstalt für Arbeit errechnet. Dieses Bemes-
sungssystem ist nach dem erklärten Willen des Vor-
stands der Bundesanstalt jedoch nicht die entschei-
dende Grundlage für Personalanforderungen, son-
dern in erster Linie ein Hilfsmittel bei der Prüfung 
solcher Mehranforderungen und insbesondere bei 
der belastungsgerechten Verteilung des Personals 
auf die einzelnen Dienststellen und Sachgebiete. 

Der sich aus dem Personalbemessungssystem 
rechnerisch ergebende Optimalzustand in der Per-
sonalausstattung ist in der Vergangenheit nie er-
reicht worden. Er kann im Hinblick auf die personal-
und finanzwirtschaftliche Gestaltungsfreiheit der 
über den Haushalt entscheidenden Gremien auch 
künftig kein Maßstab für den tatsächlichen Perso-
nalbedarf sein. 

Die Selbstverwaltung hat in den Haushaltsplan 
1983 2 428 zusätzliche Stellen eingestellt. Die Bun-
desregierung wird bei der Genehmigung des Haus-
halts der Bundesanstalt prüfen, ob und in welchem 
Umfang die personellen Verhältnisse insbesondere 
bei den Arbeitsämtern verbessert werden können. 

Sie wird dabei auch prüfen, ob durch weitere Maß-
nahmen zur Vereinfachung und Rationalisierung 
der Arbeitsabläufe, durch Delegation von Entschei-
dungsbefugnissen und auch durch vorübergehende 
Einschränkungen aufschiebbarer Arbeiten Entla-
stungen möglich sind. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Ich stimme Ihrer Ein-
schätzung zu, daß die Belastungssituation in den Ar-
beitsämtern die im Gesetz zur Personaleinsparung 
in der mittelbaren Bundesverwaltung vorgesehene 
einprozentige Stellenkürzung bei der Bundesan-
stalt für Arbeit in Frage stellt. Diese im Gesetz ver-
bindlich festgelegte Stellenkürzung kann nur durch 
den Gesetzgeber selbst rückgängig gemacht werden. 

Entsprechende Initiativen werden jedoch die Unter-
stützung der Bundesregierung finden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wann 
und wo haben Sie sich zuletzt über die Leistungen 
der Arbeitsämter vor Ort überzeugt? Was ist Ihnen 
dabei hinsichtlich der Belastung von den Mitarbei-
tern gesagt worden? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ich bin im Juli im 
Landesarbeitsamt in Berlin gewesen und habe mir 
dort vor Ort von dem Landesarbeitsamtspräsiden-
ten und den Leitern der einzelnen Arbeitsämter, die 
in Berlin eine besondere Struktur haben, die Situa-
tion schildern lassen. Dabei ist mir durchaus deut-
lich gemacht worden, daß die Arbeitsbelastung groß 
ist. Allerdings ist mir bei dieser Gelegenheit — dies 
verdient auch aus diesem Anlaß Anerkennung —, 

gesagt worden, daß man auch vor dem Hintergrund 
größerer Schwierigkeiten bisher mit den Anforde-
rungen fertiggeworden ist. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich 
von Ihnen eine ganze präzise Erklärung haben, ob 
Sie die derzeitige Belastung des Personals politisch 
noch für vertretbar halten? Als Antwort würde mir 
ein Ja oder ein Nein genügen. 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stutzer, 
wenn die Welt so einfach wäre, könnten Sie Ihr Ja 
oder Nein haben. Angesichts der personal- und fi-
nanzwirtschaftlichen Situation, die wir insgesamt 
sehen müssen, daß wir nämlich im öffentlichen 
Dienst eine 1 %ige Stellenkürzung haben, und unter-
stellt, daß es zu Initiativen kommt, dies für die Bun-
desanstalt für Arbeit und insbesondere die Arbeits-
ämter auszusetzen, halte ich dies in diesem Rahmen 
für eine vertretbare Belastung, ohne zu verkennen, 
daß da tatsächlich Belastungen bestehen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine dritte Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
Sie Prioritäten setzen, was würde am Ende dieser 
Prioritätenliste stehen, oder anders ausgedrückt, auf 
welche Dienstleistungen könnte nach Ihrer Mei-
nung ganz oder teilweise verzichtet werden? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stutzer, 
Priorität bei der Arbeit der Arbeitsämter haben 
zweifellos die Leistungsfälle und die Beratungsfälle. 
Mit diesen beiden Aufgaben wird sich das Arbeits-
amt schwerpunktmäßig beschäftigen müssen. Ich 
kann mir vorstellen, daß es dagegen eine läßliche 
Sünde wäre, etwa Fragen des internen Dienstver-
kehrs etwas langsamer anzugehen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine vierte Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Stutzer. 
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Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, was sa-
gen Sie zu der Ihnen wohl bekannten, die Personal-
situation betreffenden Resolution des Personalrats 
des Arbeitsamtes Düsseldorf? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ich kenne diese Reso-
lution persönlich nicht. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, liegen 
Ihnen Erfahrungen darüber vor, ob die im vergange-
nen Jahr im Zusammenhang mit dem Zweiten 
Haushaltsstrukturgesetz eingeleiteten Maßnahmen 
von Umsetzungen von Beschäftigten den Problem-
druck in einigen Arbeitsämtern, die besonderen Be-
lastungen ausgesetzt sind, gemildert haben? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ich kann sagen, daß 
diese Umsetzung geholfen hat, die Aufgaben nach 
den Notwendigkeiten zu erledigen. Dies hat auch 
dazu geführt, daß der Problemdruck da gemildert 
worden ist, wo besondere Belastungen aufgetreten 
sind. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie 
bei Ihren Besuchen bei den Arbeitsämtern auch vor-
tragen müssen, daß Fälle des berechtigten Emp-
fangs von Arbeitslosengeld, von Arbeitslosenhilfe 
oder anderer Leistungen von den Ämtern nicht mit 
der, sage ich einmal, Normalgeschwindigkeit bear-
beitet worden sind und daß sich daraus berechtigte 
Beschwerden für die Leistungsempfänger ergeben 
haben? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Urba-
niak, ich kann nicht ausschließen, daß es im Einzel-
fall zu Mißständen gekommen ist. Generell kann ich 
Ihre Befürchtung nicht bestätigen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär, teilen Sie meine Auffas-
sung, daß der Arbeitskräftebedarf bei den lokalen 
Arbeitsämtern natürlich auch davon abhängt, wie 
hoch die Arbeitslosenquote ist, teilen Sie meine Auf-
fassung, daß es sinnvoll wäre, wenn mehr Berufsbe-
rater  und -vermittler, die vor allem auch die Betriebe 
aufsuchen könnten, verfügbar wären, und sehen Sie 
eine Möglichkeit, über die Bundesanstalt einmal ab-
checken zu lassen, welcher Bedarf an Arbeitskräf-
ten von den einzelnen Arbeitsämtern mit Begrün-
dung gemeldet wird? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wolfram, 
ich will Ihnen zustimmen, daß die regionale Situa-
tion je nach der Arbeitslosenzahl unterschiedlich ist, 
und daß es verstärkter Anstrengungen bedarf, die-
sen unterschiedlichen Arbeitsbelastungen vor dem 
Hintergrund einer insgesamt gewachsenen Arbeits-
belastung differenziert Rechnung zu tragen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Anschlußfragen wird nicht gewünscht. 

Ich rufe die Frage 52 des Herrn Abgeordneten 
Horstmeier auf: 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß es grund-
sätzlich äußerst bedenklich ist, daß ab 1983 alle Empfänger 
von Leistungen der Altershilfe für Landwirte als Bezieher von 
Versorgungsbezügen Beiträge zur Krankenversicherung in 
Höhe des halben maßgeblichen Beitragssatzes — im Bundes-
durchschnitt z. Z. 6,2 v. H. — aufbringen sollen und die ent-
sprechenden Mehrbelastungen im Regelfall 1983 höher liegen 
als die vorgesehene nominelle Leistungsanpassung von rund 
5,6 v. H. durch das Rentenanpassungsgesetz 1983? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
habe die Bitte, daß ich auch die Fragen 52 und 53 im 
Zusammenhang beantworten darf. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 53 des 
Herrn Abgeordneten Horstmeier auf: 

Räumt die Bundesregierung ein, daß diese vorgesehene 
Maßnahme, die der Entlastung des Bundeshaushalts dienen 
soll, die Folge ihrer Wirtschafts-, Finanz-, Beschäftigungs- und 
Sozialpolitik ist, durch die jetzt den Leistungsempfängern in 
der Altershilfe für Landwirte neue Opfer zugemutet wer-
den? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Horst-
meier, nach den Beschlüssen des Bundeskabinetts 
vom 1. Juli 1982 sollen 1983 durch Abbau von Finanz-
hilfen und Steuervergünstigungen sowie durch Än-
derungen im Sozialbereich rund 10 Milliarden DM 
eingespart werden. Die Landwirtschaft soll hierzu 
unmittelbar einen Betrag von 145 Millionen DM bei-
tragen, davon im Bereich der sozialen Sicherung 120 
Millionen DM. 

Nachdem die bisherigen Maßnahmen zur Konsoli-
dierung des Bundeshaushalts und zur Senkung der 
Kreditaufnahme im wesentlichen die Erwerbstäti-
gen belastet haben, soll 1983 nach Möglichkeit von 
neuen Belastungen dieser Gruppe abgesehen wer-
den. 

Als Alternative zur Einführung des von Ihnen an-
gesprochenen Beitrags der Altersgeldempfänger 
wäre eine Senkung des Bundeszuschusses zur land-
wirtschaftlichen Unfallversicherung in Frage ge-
kommen. Dies aber hätte zu höheren Beiträgen der 
erwerbstätigen Landwirte geführt. 

Die Leistungen der Altershilfe dienen ebenso wie 
die übrigen beitragspflichtigen Versorgungsbezüge, 
z. B. Betriebsrenten und Pensionen, der wirtschaftli-
chen Sicherung der Versicherten. Die vorgesehene 
Beitragspflicht entspricht deshalb dem Prinzip der 
solidarischen Finanzierung der Leistungen in der 
gesetzlichen Krankenversicherung. Die sich daraus 
ergebende Belastung ist bei den Beziehern von Lei-
stungen der Altershilfe für Landwirte nicht höher 
als bei den Empfängern anderer Versorgungsbe-
züge. 

Die Ihrer zweiten Frage zugrunde liegende Unter-
stellung teile ich nicht; dies ergibt sich schon aus 
meiner Antwort auf Ihre erste Frage. Den Empfän-
gern von Leistungen der Altershilfe wird kein beson-
deres „Opfer" zugemutet. Sie werden lediglich so be-
handelt wie andere Bezieher von Versorgungsbezü-
gen. 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage Herr 
Kollege Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, gibt 
es denn einen sachlichen Grund, die Beteiligung der 
Rentner und der Altenteiler an den Krankenversi-
cherungskosten unterschiedlich zu regeln? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Horst-
meier, Sie wissen wie ich, daß Ausgangspunkt für 
die Beschlüsse, die die Bundesregierung gefaßt hat, 
der gesamtfinanzwirtschaftliche Hintergrund ist, 
vor dem wir uns befinden. Vor diesem Hintergrund 
sind alle Regelungen im sozialen Bereich, die wir ge-
troffen haben, im solidarischen Verbund zu sehen, 
der zu anderen Empfängern von Versorgungsbezü-
gen besteht und natürlich auch vor dem Hinter-
grund der haushaltsmäßigen Notwendigkeiten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge. Bitte sehr. 

Horstmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht auch der Meinung, daß die Intention und 
auch die Geschäftsgrundlage des Krankenversiche-
rungsgesetzes für Landwirte aus dem Jahre 1972, 
mit dem ja ausdrücklich die Krankenversicherungs-
kosten für Altenteiler vom Bund übernommen wor-
den sind, durch diese Maßnahmen verändert wer-
den? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Horst-
meier, wenn Sie sich die Situation ansehen, daß wir 
etwa bei unseren haushaltsmäßigen Überlegungen 
im sozialpolitischen Bereich auch eine Übertragung 
bestimmter Maßnahmen im Kriegsopferbereich vor-
sehen, dann werden Sie verstehen, daß die Aussage, 
die Sie gemacht haben, zwar dem Grunde nach be-
stehen bleibt, daß dies aber dennoch nicht aus-
schließt, daß man die finanzielle Beteiligung des 
Bundes auch im Blick auf den Haushalt neu re-
gelt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen. Ich rufe die Frage 54 des Abgeordneten 
Austermann auf: 

In welchem Umfang wurden 1982 Arbeitserlaubnisse für 
ausländische Arbeitnehmer auf Grund bestimmter Zusagen 
gegenüber ausländischen Regierungen erteilt? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Auster-
mann, ich habe die Bitte, daß ich beide Fragen im 
Zusammenhang beantworten darf. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Ich rufe auch die Frage 55 des Abge-
ordneten Austermann auf: 

Ist beabsichtigt, die Arbeitsverwaltung flexibler zu machen, 
um bei Bedarf an Arbeitskräften in Gebieten mit geringerer 
Arbeitslosigkeit Arbeitslose aus Gebieten mit hoher Arbeits-
losigkeit vermitteln zu können? 

Bitte sehr. 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bun-
desrepublik Deutschland hat in der Vergangenheit 
mit einigen osteuropäischen Ländern Abkommen 
über wirtschaftliche Kooperation abgeschlossen. Im 
Zusammenhang mit diesen Abkommen kann eine 

begrenzte Zahl ausländischer Arbeitnehmer auf der 
Grundlage von Werkverträgen im Bundesgebiet be-
schäftigt werden, jedoch nur unter der Vorausset-
zung, daß dadurch die Beschäftigungsmöglichkeiten 
für deutsche und gleichberechtigte ausländische Ar-
beitnehmer nicht beeinträchtigt werden. 

Das Bundeskabinett hat im Herbst des vergange-
nen Jahres beschlossen, daß als Höchstzahl nicht 
überschritten werden dürfen bei Jugoslawen 10 200, 
bei Polen 8 500 und bei Ungarn 1 700. Nach der Stati-
stik der Bundesanstalt für Arbeit sind in den ersten 
acht Monaten des Jahres 1982 4 457 Arbeitserlaub-
nisse für eine erstmalige Beschäftigung als Werk-
vertragsarbeitnehmer erteilt worden, darunter 2 379 
für polnische, 941 für ungarische und 827 für jugosla-
wische Werkvertragsarbeitnehmer. 

Neben den genannten Werkvertragsarbeitneh-
mern werden auf Grund von zwischenstaatlichen 
Vereinbarungen Gastarbeitnehmer zugelassen. Die 
Bundesregierung hat besonders in den Nachkriegs-
jahren Vereinbarungen über den Austausch von 
Gastarbeitnehmern abgeschlossen, die ein in der 
Regel auf ein Jahr befristetes Arbeitsverhältnis zur 
Erweiterung der beruflichen und sprachlichen 
Kenntnisse eingehen können. Die Zulassung dieser 
Gastarbeitnehmer ist unabhängig von der jeweili-
gen Beschäftigungslage. Sie ist durch eine mit je-
dem Land vereinbarte Höchstquote festgesetzt: für 
Finnland 150, Griechenland 200, Österreich 500, 
Schweden 250, Schweiz 500, Spanien 150. 

Die Zahl der ausländischen Gastarbeitnehmer ist 
in den letzten Jahren ständig zurückgegangen. So 
wurden im ersten Halbjahr 1982 insgesamt nur 218 
ausländische Gastarbeitnehmer zugelassen, darun-
ter 136 Finnen, 40 Schweden, 14 Schweizer, 13 Oster-
reicher, 11 Spanier und 4 Griechen. Im übrigen sind 
die mit den meisten EG-Mitgliedstaaten abgeschlos-
senen Gastarbeitnehmer-Abkommen durch die 
Freizügigkeitsregelung überholt. 

Zu Ihrer zweiten Frage weise ich darauf hin, daß 
die Arbeitsvermittlung durch die Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit als mittelbare Bundesver-
waltung mit flächendeckender Organisation und 
einheitlichen Verfahrensvorschriften darauf ange-
legt ist, überregional für den Arbeitskräfteausgleich 
zwischen Gebieten mit geringerer und Gebieten mit 
höherer Arbeitslosigkeit zu sorgen. Die Bundesan-
stalt für Arbeit unterhält für bestimmte Berufe mit 
bundesweitem Arbeitsmarkt zentrale Vermittlungs-
einrichtungen. Für alle Berufe gibt es ein jederzeit 
abrufbares und rasch reagierendes System des soge-
nannten Randausgleichs zwischen benachbarten 
Arbeitsamtsbezirken, des Landesausgleichs inner-
halb des Landesarbeitsamtsbezirks und des Bundes-
ausgleichs. Zentrale Stellen- und Bewerberanzei-
ger, die mehrmals wöchentlich erscheinen, liegen in 
allen Arbeitsämtern aus. Zur Abdeckung besonde-
ren Arbeitskräftebedarfs werden überregional ge-
zielte Aktionen unternommen. 

Computer und Mikrofilmlesegeräte machen die 
Arbeitsvermittlung beweglicher. Die in mehreren 
hessischen Arbeitsamtsbezirken bereits eingesetzte 
computerunterstützte Arbeitsvermittlung wird nach 
ihrer Einführung im gesamten Bundesgebiet den 
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Parl. Staatssekretär Egert 
unmittelbaren Zugriff auf alle offenen Stellen inner-
halb des Bundesgebietes ermöglichen. Im Landesar-
beitsamtsbezirk Nordbayern sowie voraussichtlich 
bis Ende dieses Jahres in allen Arbeitsamtsbezirken 
der Landesarbeitsamtsbezirke Baden-Württemberg 
und Südbayern können sich die Arbeitsuchenden in 
den Arbeitsämtern dann an Lesegeräten mit Hilfe 
verfilmter Stellenangebote einen Überblick nicht 
nur über die offenen Stellen des Arbeitsamtsbezirks, 
sondern über die regional erreichbaren Stellen ver-
schaffen. Die Ausdehnung auf das gesamte Bundes-
gebiet ist vorgesehen. 

Die Möglichkeiten einer überregionalen Vermitt-
lung werden im übrigen auch vor der Erteilung von 
Arbeitserlaubnissen an Werkvertragsarbeitnehmer 
geprüft, auf die Sie sich in Ihrer ersten Frage bezo-
gen haben. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Austermann. 

Austermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
haben in Ihrer ersten Antwort auf gewisse Voraus-
setzungen abgestellt, die gegeben sein müssen. Hal-
ten Sie diese Voraussetzungen für die Erteilung von 
Arbeitserlaubnissen bei der inzwischen ja drama-
tisch angestiegenen Arbeitslosigkeit noch für gege-
ben? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ja, ich gehe davon aus, 
daß diese Voraussetzungen nach wie vor noch gege-
ben sind und, wie die restriktive Handhabung zeigt, 
auch greifen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, bitte. 

Austermann (CDU/CSU): Teilen Sie nicht vielmehr 
meine Auffassung, daß von einer restriktiven Hand-
habung nicht gesprochen werden kann angesichts 
der Tatsache, daß nach Aussage des Präsidenten der 
Bundesanstalt für Arbeit insgesamt 40 000 statt der 
von Ihnen angegebenen 218 Arbeitserlaubnisse ent-
weder neu erteilt oder verlängert worden sind und 
beide Zahlen doch wohl im Zusammenhang gesehen 
werden müssen? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Meine Aussage, die ich 
soeben gemacht habe, bezog sich ausdrücklich auf 
die Realität nach den Beschlüssen der Bundesregie-
rung und der sich daraus entwickelnden Praxis. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär, können Sie uns sagen, ob 
es auch Anforderungen von ausländischen Arbeits-
kräften durch Betriebe und Branchen wie z. B. das 
Gaststättengewerbe gibt und, wenn j a, in welchem 
Umfang? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen den 
Umfang nicht sagen, aber ich kann Ihnen bestätigen, 
daß es dort Anforderungen gibt; auch im Baubereich 
gibt es entsprechende Anforderungen. Insofern sind 
die Beschlüsse der Bundesregierung, wie ich glaube, 

ein sinnvoller Weg, um mit dem Bedarf und dem sich 
auch aus der arbeitsmarktpolitischen Vergangen-
heit der Bundesrepublik ergebenden komplizierten 
Sachverhalt zu Rande zu kommen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter 
Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
etwas darüber aussagen, in welchen Branchen die 
Werkverträge abgewickelt werden und in welchen 
Industrie- und Betriebsbereichen diese Arbeitneh-
mer, die den Werkverträgen unterliegen, beschäftigt 
werden? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Wir haben zwei Bei-
spiele schon gehabt. Vor allem im Baubereich haben 
wir es mit Werkvertragsarbeitnehmern zu tun. Ein 
anderer Bereich ist das Hotel- und Gaststättenge-
werbe, und Teilbereiche gibt es noch bei den öffentli-
chen Dienstleistungen. Sicherlich gibt es vereinzelt 
noch andere, aber einen vollständigen Katalog kann 
ich Ihnen aus dem Stand nicht anbieten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Kansy 
zu einer Zusatzfrage. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
eingehend auf Ihre Aussage, daß Betriebe tatsäch-
lich noch ausländische Arbeitnehmer anfordern, 
frage ich: Worauf führen Sie es zurück, daß das ange-
sichts von 1,8 Millionen Arbeitslosen im eigenen 
Land passiert? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ein Grund, der Be-
triebe dazu führt, ausländische Werkvertragsarbeit-
nehmer anzufordern, hat sicher damit zu tun, daß 
man die Bedingungen, unter denen Betriebe im 
Wettbewerb stehen, zu den eigenen Gunsten verän-
dern will. Dies ist nicht etwa — wenn sich das hinter 
Ihrer Frage verstecken sollte — eine Frage der Ar-
beitsbereitschaft der arbeitslosen Arbeitnehmer im 
Lande; die sehe ich uneingeschränkt gewährlei-
stet. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine Zusatzfrage 
mehr. Ich rufe die Frage 56 des Herrn Abgeordneten 
Peter auf: 

Welche Kostenentwicklung hat es im Bereich der Kuren — 
nach den einzelnen Leistungsträgern gegliedert — seit den 
Gesetzesänderungen zum 1. Januar 1982 gegeben? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Von dem Kollegen Pe-
ter hätte ich gern das Einverständnis, daß ich seine 
Fragen 56 und 57 zusammen beantworten darf. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Ich erteile es!) 

— Ich sehe: Er ist einverstanden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich rufe daher auch 
die Frage 57 des Herrn Abgeordneten Peter auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, 
welche personellen Auswirkungen auf Grund der Kostenent-
wicklung in Kurheimen eingetreten sind? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Peter, 
nach den zur Zeit vorliegenden Daten ergibt sich bei 
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den einzelnen Sozialleistungsträgern für die Ausga-
benentwicklung im Kurbereich folgendes Bild: 

Die Rentenversicherungsträger haben im ersten 
Halbjahr 1982 knapp 100 Millionen DM mehr für 
Heilbehandlungen wegen allgemeiner Erkrankun-
gen ausgegeben als im gleichen Zeitraum des Vor-
jahrs; das entspricht einer Steigerung um 7,7%. Bei 
der Wertung dieser Entwicklung ist zu berücksichti-
gen, daß ein Großteil der im ersten Halbjahr durch-
geführten und abgerechneten Maßnahmen aus dem 
Antragsbestand des Vorjahrs resultiert, der Ende 
1981 um etwa 100 000 Anträge höher lag, als dies 
sonst zum Jahresende üblich ist. Die Zahl der An-
tragseingänge ist im ersten Halbjahr 1982 gegen-
über dem ersten Halbjahr 1981 deutlich zurückge-
gangen. Es ist zu erwarten, daß diese Entwicklung 
im weiteren Verlauf des Jahres die Kurausgaben in 
der Rentenversicherung beeinflussen wird. 

Für den Bereich der Kriegsopferversorgung ist 
mangels aktueller Daten eine genaue Kostenaufli-
stung noch nicht möglich. Man kann jedoch davon 
ausgehen, daß auf Grund des beobachteten Rück-
gangs der Kurhäufigkeit die Kurkosten um etwa 
25 v. H. (rund 58 Millionen DM) gesunken sind. Es ist 
anzunehmen, daß im weiteren Jahresverlauf die 
Zahl der Kurgenehmigungen und die dafür aufzu-
wendenden Kosten weiter zurückgehen werden. 

Für den Bereich der gesetzlichen Krankenversi-
cherung liegen der Bundesregierung im Augenblick 
nur Angaben zum ersten Quartal 1982 vor. Die Mel-
dungen über die Ausgabenentwicklung des ersten 
Halbjahrs werden für diese Tage erwartet. Im ersten 
Quartal 1982 wurde zwar im Vergleich zum ersten 
Quartal 1981 ein Rückgang der Ausgaben für Vor-
beugungs- und Genesungskuren festgestellt; gleich-
wohl können daraus aber noch keine Aussagen zur 
Gesamtentwicklung gemacht werden. Es kommt 
hinzu, daß auch die Anzahl der durchgeführten Kur-
maßnahmen noch nicht bekannt ist. Die Kranken-
kassen sind gebeten worden, für die Jahre 1982 und 
1983 Sondererhebungen über die Entwicklung des 
Kurgeschehens durchzuführen. Die Ergebnisse wer-
den jedoch nicht vor Herbst 1983 bzw. 1984 vorlie-
gen. 

Zu Ihrer zweiten Frage muß ich Ihnen leider mit-
teilen, daß der Bundesregierung Erkenntnisse über 
personelle Auswirkungen auf Grund der Kostenent-
wicklung in den Kurheimen nicht vorliegen. 

Im übrigen darf ich Sie wegen Einzelheiten zu der 
von Ihnen angesprochenen Problematik auf die Ant-
wort der Bundesregierung vom 14. Juni 1982 auf die 
Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion (Bundes-
tags-Drucksache 9/1737) hinweisen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es 
bei Ihnen Erkenntnisse, ob Pressemeldungen zutref-
fen, daß die Zahl der beantragten, aber nicht ange-
tretenen Kuren in der Bundesrepublik in diesem 
Jahr zugenommen hat? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Peter, ich 
habe zum ersten Mal bei einem Informationsge-
spräch mit dem Verband Deutscher Rentenversiche-
rungsträger eine entsprechende Information aus 
dem Bereich der Landesversicherungsanstalt Ba-
den-Württemberg bekommen. Wir sind dabei, zu 
prüfen, was sich hinter diesen Pressemeldungen 
verbirgt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Die zweite Zusatz-
frage, Herr Kollege Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Auch meine zweite Zusatz-
frage richtet sich auf die Bestätigung oder Nichtbe-
stätigung von Pressemeldungen. Liegen Ihnen Er-
kenntnisse vor, ob auf Grund der Entwicklung der 
beantragten, aber nicht angetretenen Kuren Lan-
desversicherungsanstalten Betten in Kurorten in 
größerer Zahl gekündigt haben? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Peter, 
wir haben die Situation zu verzeichnen, daß es Maß-
nahmen der Versicherungsträger gibt, auf die Ihre 
Frage zielt. Ich kann Ihnen sagen, daß die Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte Belegungsver-
träge über Betten in Kurheimen — das sind 2 858 
Plätze — zum 31. März 1982 gekündigt hat. Diese 
Kündigung erfolgte bereits Anfang Dezember 1981, 
also bevor mögliche Entwicklungen aus dem Haus-
haltsstrukturgesetz hätten greifen können. Sie sollte 
den Sinn haben, den Einrichtungen ausreichend 
Zeit zu geben, sich auf die neue Situation einzustel-
len. Die Umstellung wurde zusätzlich dadurch er-
leichtert, daß bereits bewilligte Kuren in diesen Ein-
richtungen bis etwa Ende Mai dieses Jahres durch-
geführt werden konnten. In diesem Zeitraum dürf-
ten in Kurheimen nicht erheblich weniger Kuren als 
früher durchgeführt worden sein. 

Dazu muß man wissen, daß bei der Bundesversi-
cherungsanstalt Ende 1981 ein Überhang von 50 000 
Kuren bestand, von denen etwa die Hälfte im Jahre 
1982 nicht mehr hätte bewilligt werden dürfen, die 
zu einem nicht geringen Teil in Kurheimen durchge-
führt werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine dritte Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mir auf Grund dieser teilweise noch zu ver-
mutenden Tendenzen zu, daß in absehbarer Zeit im 
Bereich von Kurheimen und damit dann auch 
schwerpunktmäßig strukturiert dort, wo viele LVA-
und BfA-Kurheime konzentriert sind, mit Überkapa-
zitäten und damit mit Personalabbau zu rechnen 
sein wird? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Peter, be-
vor ich zu dieser Aussage komme, darf ich in Erinne-
rung rufen, daß es der Wille des Gesetzgebers war, 
die Ausgaben für Kuren auf einen vertretbaren Um-
fang zurückzuführen. Um gesicherte Erkenntnisse 
zu haben, welches die wirklichen Ausführungen 
sind, muß man die Entwicklung im Jahre 1982 in 
Gänze kennen. Erst dann kann ich eine gesicherte 
Aussage zu Ihrer Frage machen. Ich kann allerdings 
nicht ausschließen, daß die beabsichtigte Rückfüh- 
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rung von Kurmaßnahmen auch Auswirkungen auf 
die Kureinrichtungen hat. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Merker. 

Merker (FDP): Herr Staatssekretär, was wird die 
Bundesregierung unternehmen, wenn die von Ihnen 
eben angekündigten Zahlen der Auswertung des er-
sten Halbjahres ergeben, daß das erklärte Ziel der 
Bundesregierung, nämlich eine Einschränkung der 
Kuren in einer Höhe von 13 oder 14 % zu erreichen, 
erheblich überschritten wird? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
Sie noch einmal auf meine Antwort auf die Ein-
gangsfrage des Herrn Kollegen Peter verweisen. Die 
jetzige Situation ist, daß für das Jahr 1982 die Ausga-
ben der Rentenversicherungsträger für Kuren um 
7,7 % höher sein werden, und die beabsichtigte Ent-
wicklung, die man erst dann sorgfältig einschätzen 
kann, wenn man das Jahr 1982 in Gänze kennt, steht 
noch bevor. Insofern gilt der Grundsatz, den wir in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage deutlich ge-
macht haben, daß wir diese Entwicklung sehr sorg-
fältig beobachten, um einer Überkonsolidierung in 
entsprechender Weise gegensteuern zu können. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Anschluß-
frage, Herr Kollege Merker. 

Merker (FDP): Herr Staatssekretär, daß die Bun-
desregierung die Entwicklung sorgfältig beobachtet, 
unterstelle ich. Aber meine Frage lautet: Was wird 
die Bundesregierung tun, wenn erkennbar wird, daß 
das Ziel überschritten wird? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ich sage Ihnen noch 
einmal, daß die Entwicklung für 1982 gegenläufig zu 
den öffentlichen Spekulationen ist. Wenn sie anders 
eintritt, wird die Bundesregierung ihre Antwort ge-
ben. Sie ist j a durch das Haushaltsstrukturgesetz ge-
bunden, die Kurmaßnahmen in einem bestimmten 
Umfang zurückzudrängen. Wenn dieser Umfang 
überschritten wird, wird man Sorge zu tragen haben, 
daß dies nicht zu Lasten der Kureinrichtungen 
geht. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren! Das Wort zu weiteren Zusatzfragen wird 
nicht gewünscht. Damit ist die Frage 57 beantwor-
tet. 

Die Fragestunde ist beendet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU Vorlage neuer Haushaltsentwürfe 
— Drucksache 9/1933 (neu) —

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat 
das Wort der Herr Abgeordnete Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU vom 23. August dieses Jahres zielt auf einen 

überarbeiteten Entwurf des Nachtragshaushalts 
1982, auf einen neuen Entwurf für den Bundeshaus-
halt 1983 und auf eine neue mittelfristige Finanzpla-
nung. Hierbei, meine Damen und Herren, geht es 
nicht um „marginale Änderungen", also Rander-
scheinungen, wie der Regierungssprecher Rühl in 
der Sommerpause im Auftrag des Bundeskanzlers 
sagen mußte, sondern um eine grundlegend andere 
Beurteilung unserer wirtschaftlichen und finanzpo-
litischen Lage, um eine grundlegend andere Beurtei-
lung der Erwartungen für die kommenden Jahre. 
Dies hat die CDU/CSU von vornherein, schon am 
Tage der ersten Beschlußfassung der Bundesregie-
rung, am 1. Juli dieses Jahres im Einvernehmen mit 
allen nüchternen Sachkennern unseres Landes 
kundgetan. 

Es geht heute weniger um konjunkturelle 
Schwankungen, sondern es liegt eine tiefgehende, 
hartnäckige Erschlaffung der dynamischen Kräfte 
unseres Landes vor. Diese Erschlaffung ist Folge 
und Ursache zugleich der finanzpolitischen Fehlent-
wicklungen, die wir in Deutschland haben. Im ein-
zelnen geht es um folgendes: 

Die Bundesregierung legt bei ihrem Entwurf zum 
Nachtragshaushalt 1982, den sie hier kurz vor der 
Sommerpause eingebracht hat, für das laufende 
Jahr ein reales Wachstum von 1 bis 1 1 / 2 % und eine 
durchschnittliche Arbeitslosenzahl von 1,8 Millio-
nen zugrunde. Diese Annahmen hält eigentlich 
kaum jemand mehr in unserem Land für wirklich-
keitsgerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Die Regierung selber auch 

nicht!) 

Dies bedeutet, daß im laufenden Jahr über die 7 Mil-
liarden zusätzlicher Neuverschuldung hinaus, die 
die Bundesregierung Ende Juni schließlich einräu-
men mußte, weitere bis zu 3 Milliarden DM fehlen. 

Beim Entwurf für das Haushaltsjahr 1983 sieht die 
Regierung ein reales Wachstum von 3 % und eine 
durchschnittliche Arbeitslosenzahl von 1,85 Millio-
nen vor. Auch in diesem Zusammenhang gibt es nie-
manden mehr in unserem Lande, der diese Annah-
men noch für wirklichkeitsgerecht halten könnte. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dies bedeutet, daß sich im kommenden Jahr allein 
im Bundeshaushalt zusätzliche Lücken von bis zu 
10 Milliarden DM auftun werden. Inzwischen haben 
das auch die beiden stellvertretenden Fraktionsvor-
sitzenden der SPD, Herr Roth und Herr Liedtke, öf-
fentlich eingeräumt. 

(Löffler [SPD]: Na und?) 

Meine Damen und Herren, dabei werden die 
Wachstumsaussichten um so geringer, je weniger 
die Bundesregierung der wirklichen Lage ins Auge 
sieht und je mehr die Bundesregierung in Hand-
lungsunfähigkeit versinkt. Jede weitere Unsicher-
heit ist Gift für den Kapitalmarkt, für die Zinsent-
wicklung und für die Wirtschaft. Jeder Monat an 
weiterer Zeitverzögerung verschlimmert die Lage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dabei geht es nicht — wie das SPD-Parteipräsi-

dium gestern beschlossen hat — darum, eine „defla-
torische Haushaltspolitik" zu verhindern. Ange-
sichts der abenteuerlichen Verschuldungspolitik 
kann von deflatorischer Haushaltspolitik in 
Deutschland überhaupt nicht die Rede sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nein, es geht um eine rasche, aber auf mehrere 
Jahre angelegte Einleitung der Sanierung. Nur diese 
schafft eine neue Berechenbarkeit. Nur diese kann 
wieder neues Vertrauen herstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Vertrauensverlust bei uns in Deutschland ist 
besonders groß, reicht besonders tief, weil wir zum 
dritten Mal hintereinander in drei Jahren dasselbe 
Verwirrspiel mit Zahlen der Bundesregierung erle-
ben. Jedesmal schwor die Bundesregierung heilige 
Eide, daß die Vorhaltungen, die Warnungen der Op-
position völlig aus der Luft gegriffen, nicht wahr sei-
en, und dann mußte sie schließlich doch scheibchen-
weise die Wahrheit einräumen. 

1981 begann die Bundesregierung mit einem Ent-
wurf, der eine Neuverschuldung von 27,4 Milliarden 
Mark vorsah. Am Schluß sind wir dann bei 37,4 Milli-
arden Mark, 10 Milliarden Mark mehr, gelandet. Für 
das laufende Jahr 1982 standen im Entwurf der Bun-
desregierung 26,5 Milliarden Mark Neuverschul-
dung. Schließlich hat sie vor der Sommerpause wei-
tere 7 Milliarden Mark Neuverschuldung einge-
räumt. Schon jetzt wissen wir, daß im laufenden 
Jahr weitere 3 Milliarden Mark fehlen. Also wie-
derum rund 37 Milliarden Mark! Im Entwurf für das 
kommende Jahr sieht die Bundesregierung 28,4 Mil-
liarden Mark vor. Schon jetzt ist sicher, daß sich eine 
weitere Lücke von etwa 10 Milliarden Mark auftut. 
Dabei sind die 10 Milliarden Mark Bundesbankab-
führung gar nicht gerechnet, die volkswirtschaftlich 
wie eine Verschuldung wirken, so daß wir im näch-
sten Jahr, wenn nichts Druchgreifendes geschieht, 
bei einer Neuverschuldung allein des Bundes von 
rund 50 Milliarden Mark landen werden. 

Zum dritten Mal hintereinander überschreitet da-
mit die Bundesregierung die Grenze, die das Grund-
gesetz zieht, wonach die Neuverschuldung die Inve-
stitionen nicht übersteigen darf. 

Meine Damen und Herren, natürlich will nie-
mand, daß die Bundesregierung möglichst pessimi-
stische Zahlen vorlegt. Aber die Aufgabe der Regie-
rung besteht darin, möglichst realistische Zahlen 
vorzulegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Neues Vertrauen, das in unserem Land so drin-
gend notwendig ist, kann nur entstehen, wenn die 
Zahlen wieder berechenbar und verläßlich werden. 
Das ist die Aufgabe einer Haushaltsplanung. Neben 
der abenteuerlichen Staatsverschuldung, die wir in 
Deutschland haben, ist das trostlose Bild der Regie-
rung in dieser Frage inzwischen zum Investitions-
hemmnis Nummer 1 geworden und damit zur 
Bremse zur Schaffung von Arbeitsplätzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun führen die Bundesregierung und die Koali-
tion einige Gründe an, weshalb heute keine neuen 
Entwürfe vorzulegen seien. Erstens sagt sie, nach 
der Bundeshaushaltsordnung müsse der Entwurf 
des Haushaltsplans in der Regel, wie es im Gesetz 
steht, in der ersten Woche des Monats September 
eingebracht werden. Das ist richtig, und das ist ver-
nünftig. Aber wir fordern ja schon seit Monaten, daß 
die überholten Zahlen endlich auf die wirkliche Ba-
sis gestellt werden. Zum zweiten ist das Verfas-
sungsgebot, daß die Zahlen natürlich wahr sein müs-
sen, daß sie dem Gebot der Haushaltswahrheit ent-
sprechen müssen, vorrangig vor allem anderen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens hört man aus der Koalition, jetzt sei der 
Bundestag, das Parlament Herr des Verfahrens. Wir 
könnten jetzt in den Ausschüssen die Zahlen ja be-
liebig verändern. Meine Damen und Herren, es ist 
die erste Führungsaufgabe einer Regierung, einen 
Haushalt vorzulegen, der den Geboten der Haus-
haltswahrheit und Haushaltsklarheit entspricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einen Haushalt wirklich gestalten kann nur eine 
Regierung. Nach dem Gesetz ist sie allein in der 
Lage, einen Entwurf vorzulegen. Jemand anders 
kann das gar nicht. Nach allen Erfahrungen in den 
Ausschüssen können wir da und dort etwas verbes-
sern, verändern, ausgleichen. Aber grundlegende 
Änderungen vornehmen kann nur eine Regierung, 
die ihrem Führungsauftrag gerecht wird. Das gilt zu-
mal dann, wenn, wie es die Koalition verabredet hat, 
gespaltene Abstimmungen im Parlament nicht zu-
lässig sind. Wenn Sie im Parlament gespaltene Ab-
stimmungen zulassen, wenn Sie künftig ermögli-
chen, daß womöglich FDP und CDU/CSU gemein-
sam Beschlüsse durchsetzen können, dann könnte 
eine andere Lage eintreten. 

(Zuruf von der SPD: Ist das ein Angebot?) 

Meine Damen und Herren, diese beiden genann-
ten Gründe erweisen sich als rein vorgeschobene 
Gründe. In Wirklichkeit sind folgende Gründe die 
tiefere Ursache dafür, warum die Regierung die Zah-
len nicht auf den Tisch legt: 

(Löffler [SPD]: Da sind wir aber ge

-

spannt!) 

Erstens. Vor den Wahlen in Hessen und in Bayern 
sollen nach dem Willen der Regierung die wirkli-
chen Zahlen nicht auf den Tisch kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist reine Parteitaktik und schädlich für unser 
Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Die Koalition will ihren Todeskampf 
hinauszögern in der Hoffnung, daß eine Wiederbele-
bung der Koalition vielleicht nach Monaten stattfin-
det. Unser Volk hat diese Parteitaktikerei satt und 
will wirkliche Lösungen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hoffmann 
[Saarbrücken] [SPD]: Zum Beispiel?) 
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Drittens — und das ist vor allem für die SPD der 

entscheidende Grund —: Sie hofft, daß dann, wenn 
die Zahlen so spät zum Vorschein kommen, gar nicht 
mehr genügend Zeit vorhanden ist, um wirkliche Ge-
setzesänderungen durchzusetzen, womit gar nichts 
anderes mehr übrig bliebe als die „bewährte Lö-
sung", eine zusätzliche Staatsverschuldung vorzu-
nehmen, wie Arbeitsminister Westphal es schon ge-
sagt hat. Meine Damen und Herren, genau dies wäre 
die Fortsetzung des falschen Weges der letzten Jah-
re. Es wäre wirtschaftspolitisches Gift in unserer 
Lage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen ist das ganze Vorgehen für ein Parla-
ment, das auf sich hält, unzumutbar. Man stelle sich 
das vor: Die Mitglieder des Haushaltsausschusses 
bemühen sich in monatelangem Fleiß, Hunderttau-
send für Hunderttausend Mark, Million für Million 
Mark hin und her zu bewegen und einzusparen, und 
an diese Arbeit sollen sie sich machen, wohl wissend, 
daß schon von vornherein etwa 10 Milliarden Mark 
zusätzlich wieder fehlen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie auch das mit 
den Nachschiebelisten, was wir kennen! Sie wollen 
dann still und leise im Haushaltsausschuß mit Nach-
schiebelisten etwas tun, von dem möglichst niemand 
erfährt, um die wahren Zahlen vor der Öffentlichkeit 
möglichst zu verhüllen. Ich höre, schon heute nach-
mittag soll dieses Spiel im Haushaltsausschuß wie-
der fortgesetzt werden. Ich habe mir die Zahlen an-
geschaut. Es ist nicht die Wahrheit, die hier auf den 
Tisch kommt. Zum zweiten handelt es sich hierbei 
weitgehend um ein neues Verschieben ins nächste 
Jahr hinein, so daß sich schon im nächsten Jahr wie-
der zusätzliche Löcher auftun. Das ist keine Lö-
sung. 

Nein, meine Damen und Herren, die CDU/CSU 
will, daß das Verfassungsgebot der Haushaltswahr-
heit und Haushaltsklarheit endlich in diesem Parla-
ment wieder Einzug hält. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es muß Schluß sein mit der Verschiebe- und Ver-
schleierungstaktik der letzten Jahre. Unsere Bürger 
haben Sorgen wegen der wirtschaftlichen Entwick-
lung. Sie wissen, daß eine Hoffnung auf eine Wieder-
gesundung unserer Wirtschaft nur durch eine ver-
trauenswürdige Einleitung durchgreifender Sanie-
rungsmaßnahmen begründet werden kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Deshalb, meine Damen und Herren, fordert die 
CDU/CSU die Bundesregierung auf: Erstens. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zurückzutre-
ten!) 

Legen Sie endlich die wirklichen Zahlen auf den 
Tisch! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Herr Finanzminister Lahnstein, hören 
Sie endlich auf, Ihren Haushalt als „stocksolide" zu 
bezeichnen! 

(Lebhafter Beifall und Lachen bei der CDU/ 
CSU — Dr. Kohl [CDU/CSU]: Mehr „Stock" 

als „solide"!) 

Drittens. Leiten Sie endlich die unabweisbaren 
Sparmaßnahmen ein! 

(Zurufe von der SPD: Zum Beispiel? — Wel

-

che?) 

Viertens. Beenden Sie endlich die gefährliche 
Lähmung unseres Landes! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Walther. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein schwerer 
Gang!) 

Walther (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Häfele, wenn Sie hier zu Be-
ginn Ihrer Ausführungen behaupten, das, was an un-
bestreitbaren Schwierigkeiten sich auch in unserem 
Lande zeigt, sei eine Folge der Politik dieser Regie-
rung, muß ich Sie als erstes fragen: In welcher Welt 
leben Sie eigentlich? 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Ist Ihnen eigentlich wirklich entgangen, was jetzt in 
Toronto — der Finanzminister war ja dort — bezüg-
lich der Weltwirtschaftssituation besprochen wor-
den ist? 

(Zustimmung bei der SPD — Unruhe bei 
der CDU/CSU) 

Ist Ihnen wirklich entgangen, mit welchen Schwie-
rigkeiten andere Länder zu kämpfen haben? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ist Ihnen wirklich ent-
gangen, daß wir in unserem Lande, so gut oder so 
schlecht diese Regierung immer sein mag, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Schlecht!) 

mit eigenen nationalen Mitteln nur sehr wenig be-
wirken können? 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ist Ihnen, Herr Kollege Häfele, wirklich entgangen 
— wenn der Kollege Kohl lacht, nehme ich ihm das 
nicht übel, aber Sie, Herr Kollege Häfele, sind ja, wie 
ich glaube, ein Fachmann und wissen Bescheid —, 
daß die weltwirtschaftlichen Einflüsse — ich sage 
nur einmal „Zinsniveau", ich sage nur einmal „ame-
rikanisches Haushaltsdefizit" in Größenordnungen, 
die auch vergleichsweise sehr viel höher sind als bei 
uns — entscheidend dafür sind, wie die Konjunktur 
läuft? Es ist doch ein Irrglauben, Herr Kollege Häfe-
le, zu glauben, ein Land wie die Bundesrepublik 
Deutschland, das fast ein Drittel seines Volksein-
kommens auf den Weltmärkten verdient, könne sich 
von der internationalen Entwicklung abkoppeln. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Walther, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Graf Stauffenberg? 

Walther (SPD): Wenn sie auf meine Redezeit nicht 
angerechnet wird, gern, Herr Präsident. 

Präsident Stücklen: Ja oder nein? 

(Wehner [SPD]: Wenn ein Graf das ver-
langt, meinen Sie, daß es gestattet werden 

muß!) 

Walther (SPD): Bitte schön. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU): Herr Kollege Wal-
ther, wollen Sie mit Ihren Ausführungen sagen, daß 
der Herr Finanzminister bei der Vorlage die welt-
wirtschaftliche Lage nicht gekannt hat? 

Walther (SPD): Nein, Herr Kollege, ich komme dar-
auf gleich zurück. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ich kann mich immer darüber amüsieren, daß die-
jenigen, die am wenigsten davon verstehen, hier am 
lautesten lachen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege, ich komme darauf sofort zurück. 
Herr Kollege Häfele, ich halte Sie — soweit man das 
bei einem Politiker überhaupt sagen kann — für ei-
nen seriösen Mann. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Machen Sie da einen 
Unterschied, Herr Kollege?) 

— Herr Kollege Kohl, mit Ihnen streite ich mich dar-
über nicht. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Machen Sie wirklich 
einen Unterschied?) 

Sie wissen besser als manch einer Ihrer Kollegen in 
der Fraktion, daß das öffentliche, seit Wochen an-
dauernde Verunsicherungsgerede auch mit dazu 
beiträgt, daß manches von dem, was wir — es ist 
nicht viel — in unserem eigenen Lande bewegen 
könnten, verschüttgeht. Das, was Sie hier tun, ist ein 
Teil der Kampagne, die Herr Strauß 1974 in Sontho-
fen schon vorgezeichnet hat. 

(Zustimmung bei der SPD — Lachen bei 
der CDU/CSU — Abg. Haase [Kassel] 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen-

frage) 

— Nein, es tut mir leid, Herr Kollege Haase, ich habe 
nur 15 Minuten Redezeit. 

Herr Kollege Häfele, zweitens geht es doch auch 
darum — der Herr Kohl wird gleich nicht mehr la-
chen —, daß Sie verschleiern wollen, daß Sie als Op-
position keine eigene Konzeption haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider-
spruch bei der CDU/CSU) 

Da muß doch der Herr Kohl mit dem Herrn Strauß 
Berg- und Talwanderungen machen, um zu erfah-
ren, was er hier eigentlich sagen darf. Wenn der eine 
von Ihnen dies sagt, sagen drei andere jenes. Wenn 
die einen von totaler Verweigerung im Bundesrat re-
den, reden die anderen davon, das eine oder andere 
könne man vielleicht doch mitmachen. Herr Kollege 

Kohl, in allem Ernst — wir haben heute keine Zeit, 
aber morgen ist Gelegenheit gegeben; Sie werden an 
dieses Rednerpult treten —: Ich fordere Sie auf, mor-
gen hier zu erklären, welche wirtschaftspolitischen 
Rezepte Sie haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wollen Kanzler werden. Sie müssen dem deut-
schen Volk sagen, was Sie tun würden, würden Sie 
Kanzler werden. Das deutsche Volk hat einen An-
spruch darauf, 

(anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

daß der Führer der Opposition sagt, was er denn tun 
würde, würde man ihn lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Kohl, dann hilft das Blabla nicht mehr, 
das Sie vor den Fernsehkameras erzählen, dann 
hilft das Blabla nicht mehr, das Sie in Zeitungsinter-
views erzählen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aufhören!) 

Sie müssen hier vorn hinkommen und — im einzel-
nen, nicht als Generalist — deutlich sagen, was Sie 
tun würden, würde man Sie lassen. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Walther, 
darf ich Sie unterbrechen. Ich bitte, den Redner un-
gestört reden zu lassen 

(Beifall bei der SPD) 

und nicht mit haarscharf an der Grenze des Zulässi-
gen liegenden Zwischenrufen zu taktieren. 

(Wehner [SPD]: Es wäre ein Wunder!) 

Walther (SPD): Herr Präsident, ich bin Ihnen dank-
bar für diese Bemerkung; Sie werden es mir aber 
verzeihen, wenn ich sage: Mich können die Kollegen 
von der Union nicht stören. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich komme auf die 
Frage der Prognosen zurück. Herr Kollege Häfele, 
wie schwierig es in dieser Zeit ist, Prognosen für das 
kommende Jahr aufzustellen, wissen Sie besser als 
andere. Ich bin gern bereit — wenn die Zeit dafür 
vorhanden wäre —, Ihnen vorzulesen, was in den 
vergangenen Jahren aus den Prognosen der soge-
nannten wirtschaftswissenschaftlichen Sachver-
ständigen geworden ist. Ich muß Graf Lambsdorff in 
Schutz nehmen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Graf Lambsdorff hat wirtschaftliche Daten für das 
kommende Jahr prognostiziert. Ich kann Ihnen aus 
zwei Zeitungen, die gewiß nicht verdächtig sind, der 
Sozialdemokratie nahezustehen, der „Frankfurter 
Allgemeinen" und der „Welt" vom Juli, vorlesen, daß 
man die Annahmen, die Graf Lambsdorff damals 
hier vorgelegt hat, nicht für unrealistisch gehalten 
hat. Ich denke, das ist nicht nur geschrieben worden, 
um Graf Lambsdorff einen Gefallen zu tun. 

Ich sage das deshalb, meine Damen und Herren, 
weil wir natürlich mit dem einverstanden sind, was 
auf Vorschlag des Bundeskanzlers die Bundesregie- 
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rung beschlossen hat, nämlich ein Sondergutachten 
zu erstellen. Nur, meine Damen und Herren, wer 
glauben möchte, mit einem solchen Sondergutach-
ten fänden wir den Stein der Weisen, den muß ich 
enttäuschen. Ich bin ganz sicher, daß das, was in ei-
nem Sondergutachten oder dem Hauptgutachten 
steht, in einem Jahr so oder so nicht mehr stimmen 
wird. 

Ich sage das nicht zur Entschuldigung, Herr Kol-
lege Häfele, sondern deshalb, weil wir es zulassen, 
daß uns der versammelte wirtschaftswissenschaftli-
che Sachverstand richtige oder weniger richtige 
oder gar falsche Prognosen vorgibt, während wir so 
tun, als hätten diese Leute nie etwas gesagt. Aber die 
Finanzpolitiker, die daraus Konsequenzen ziehen, 
also auch Konsequenzen aus falschen Prognosen, 
werden von Ihnen dafür beschimpft, daß falsche 
Zahlen vorgelegt worden seien. 

Herr Kollege Häfele, Sie haben gesagt, die Regie-
rung solle richtige Zahlen vorlegen. Dazu frage ich 
in aller Bescheidenheit: Welche Zahlen haben denn 
die von CDU und CSU regierten Bundesländer ihren 
Haushalten 1983 zugrunde gelegt? 

(Beifall bei der SPD) 

Gibt es dort bessere, andere Zahlen? 

(Zuruf des Abg. Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU]) 

— Also, lieber Herr Kollege Jenninger, über den 
Doppelhaushalt von Baden-Württemberg wollen wir 
hier vorn nicht streiten. 

Herr Kollege Häfele, in aller Fairneß: Wenn Sie 
den Vorwurf machen, die Bundesregierung richte 
sich nach Prognosedaten, die sich im Nachhinein als 
unrichtig erweisen, dann sprechen Sie den Vorwurf 
bitte auch gegenüber den Ihrer Partei angehören-
den Finanzministern aus, daß sie die gleichen Pro-
gnosen ihren Planungen zugrunde gelegt haben! 
Denn es ist doch wohl kein Geheimnis: In den Haus-
halten der von der Union regierten Länder haben 
wir die gleichen Probleme wie beim Bundeshaus-
halt. Sie können durch einen solchen spektakulären 
Akt wie den heutigen nicht davon ablenken, daß sich 
Ihre Parteikollegen in den Länderparlamenten ge-
nauso verhalten. Nur, wenn das so ist — ich bin da 
fair, Herr Kollege Häfele —, dann machen Sie der 
Bundesregierung bitte keinen Vorwurf dafür, daß 
sie sich genauso verhält wie Ihre Länderfinanz- und 
-wirtschaftsminister. 

Welche Schlußfolgerungen ergeben sich daraus, 
meine Damen und Herren? Es ergibt sich die 
Schlußfolgerung, daß wir dem von Ihnen zu Recht zi-
tierten Verfassungsgrundsatz zu folgen haben. 
Nächste Woche haben wir den Nachtragshaushalt zu 
verabschieden. Auch wenn sich im nächsten Viertel-
jahr bei der Steuerschätzung möglicherweise die 
eine oder andere Änderung ergibt, bestehen Mög-
lichkeiten, das im Rahmen des Bundeshaushalts-
rechts in Ordnung zu bringen. Aber wir müssen da-
für sorgen, daß im Nachtragshaushalt der Investi-
tionsteil der Gemeinschaftsaufgabe zum Laufen 
kommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn was die Wirtschaft braucht, meine Damen und 
Herren, sind auch Aufträge der öffentlichen Hand. 
Wenn wir uns so verhielten wie Sie, so würde das be-
deuten, daß wir auch den Investitionsteil des Nach-
tragshaushalts nicht in Gang setzen können, was für 
die Konjunktur all die Folgen hat, über die Sie, Herr 
Kollege Häfele, mindestens genauso Bescheid wis-
sen wie ich. 

Zweitens ergibt sich die Folgerung, daß die Bun-
desregierung auch den Haushalt 1983 in der näch-
sten Woche so einbringen muß, wie es das Grundge-
setz befiehlt. Sie waren es doch, Herr Kollege Häfele, 
die dieses Urteil in Karlsruhe erstritten haben. Ich 
sage es einmal vereinfacht, obwohl es komplizierter 
ist: Der Grundgesetzartikel, der uns verpflichtet, den 
Haushalt bis Ende dieses Jahres zu verabschieden, 
gilt wirklich. Wenn das so ist, dann ist es unredlich, 
Herr Kollege Häfele, heute einen Antrag zu stellen, 
der uns daran hindert, das Verfassungsgebot zu er-
füllen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb werden wir Ihren Antrag ablehnen, wohl-
wissend, daß es — das wird nicht bestritten — Ver-
änderungen geben wird. Nur: Ist das etwas Neues? 
Sie sind lange genug im Geschäft, Herr Kollege Hä-
fele, um zu wissen: Das war jedes Jahr so, auch bei 
Regierungen, die von Kanzlern der Union geführt 
worden sind. Es war immer so, daß Veränderungen, 
die sich im Laufe der Haushaltsberatungen ergeben, 
mit eingearbeitet werden. 

(Roth [SPD]: Sonst wäre das Parlament 
überflüssig!) 

— Das gilt obendrein, Herr Kollege Roth. 

Woher wissen Sie, Herr Kollege Jenninger — Sie 
schauen sehr intelligent aus —, daß es 10 Milliarden 
DM sein werden? Kommen Sie hierher, sagen Sie: 
Ich berechne die 10 Milliarden wie folgt. Dann kön-
nen wir darüber streiten. Aber irgendwo gegriffene 
Zahlen in die Welt zu setzen — wer immer sie in die 
Welt setzt — halte ich in dieser Situation für gefähr-
lich. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich sage noch einmal: Wer immer sie in die Welt 
setzt. 

Ich denke, wir werden in wenigen Wochen ein biß-
chen weiter sein und ein bißchen mehr wissen. Ich 
halte es aber für einen Aberglauben, zu meinen, daß 
wir mit dem Sondergutachten, das die Regierung zu 
Recht angefordert hat, genau wüßten, wie die Kon-
junktur im September 1983 läuft. Das hängt von ei-
ner Menge von Faktoren ab. Ich habe versucht, das 
einleitend zu sagen. Das hängt vom allgemeinen 
Zinsniveau ab, das wiederum zu einem erheblichen 
Teil vom amerikanischen Defizit abhängt. Das 
hängt auch davon ab — ich will das hier deutlich als 
Sozialdemokrat sagen —, welche Politik wir in unse-
rem Lande treiben, d. h. das hängt davon ab, ob wir 
uns endlich dazu durchringen können, auch mit öf-
fentlichen Mitteln Beschäftigung zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das hängt davon ab, inwieweit es uns gelingt, aus 
dem Bundeshaushalt zusätzliche beschäftigungsin- 
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tensive — nicht irgendwelche — Investitionen in 
Gang zu bringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Noch einmal 
Schulden machen!) 

— Wissen Sie, wenn Sie den Zwischenruf machen, 
rate ich Ihnen, einmal einen Vergleich zwischen al-
len Industrieländern zu ziehen, wer die meisten 
Schulden hat. Dabei kommen wir prima weg, Herr 
Kollege. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir lehnen Ihren An-
trag aus den Gründen ab, die ich genannt habe. Ich 
weiß aber, daß öffentliche politische Diskussionen — 
auch solche wie heute — nicht unbedingt hilfreich 
für das sind, was notwendig ist, damit unsere Wirt-
schaft wieder investiert. Deshalb möchte ich zum 
Schluß dem zustimmen, was Sie, Herr Kollege 
Mischnick, gestern vor Ihrer Fraktion gesagt ha-
ben — ich habe das nachgelesen —: Nicht Sensatio-
nen und Lautstärke sind gefragt, sondern Sach-
kunde und Leistung. 

Ich hoffe, daß wir damit als Koalition heute ge-
schlossen den Antrag der Opposition ablehnen kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung bei der 
FDP — Zurufe von der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Gärtner. 

Gärtner (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Um Ihnen, meine Kollegen 
von der Union, die Spannung gleich zu nehmen: Wir 
lehnen Ihren Antrag ab. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Vielleicht können Sie einmal ein bißchen zuhö-
ren. Ich will Ihnen auch ein Argument nennen. 

Wenn alle Länderfinanzminister sich an das hal-
ten, was der Finanzplanungsrat vereinbart hat, ist 
das offenbar nur so lange in Ordnung, wie das Ihre 
eigene Leute machen. Als z. B. der Ministerpräsi-
dent des Landes Baden-Württemberg zu verstehen 
gab, daß er seinen Doppelhaushalt mit demselben 
Argument verschieben will wie der Herr Kollege Hä-
fele hier, haben die drei Fraktionsvorsitzenden und 
der Vorsitzende der Gruppe der Grünen erklärt, es 
sei ihnen egal, wie die Regierung den Haushalt ein-
bringe, sie bestünden auf ihrem Recht als Parla-
ment; die Regierung solle ihn so unvollständig wie 
immer einbringen, weil es nämlich das Recht des 
Parlaments ist, einen Haushalt zu verabschieden. 
Die Regierung kann Entwürfe machen, aber das 
Parlament soll nicht so tun, als ob es nicht in der 
Lage ist, 10 oder 15 Milliarden DM zu bewegen. Sind 
wir denn in diesem Haushalt nur noch für die Büro-
klammern zuständig? 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Natürlich ist folgendes richtig: Wenn man in der 
Mitte des Jahres 1982 den Entwurf des Haushalts 
für 1983 mit Annahmen machen soll, die das ganze 

Jahr 1983 Gültigkeit haben sollen, ergeben sich Pro-
bleme. Wenn der Herr Häfele offenbar darunter zu 
leiden hat, daß diese Annahmen nicht mit seinen 
übereinstimmen, obwohl er immer recht gehabt hat, 
dann frage ich mich: Warum sind Sie nicht längst in 
der freien Wirtschaft? Mit der Prognosefähigkeit, die 
Sie hier immer vorgeben, müßten Sie unheimlich 
viel Geld verdienen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Kiechle, Sie reden immer über ei-
nen Etat, der nach oben offen ist, nämlich Einzel-
plan 10. Wissen Sie, was das ist? 

Zur Prognosefähigkeit will ich Ihnen einmal sa-
gen: Seit 1967 — also auch zur Zeit von Regierungen, 
an denen Sie beteiligt waren — waren alle Progno-
sen, auch vom sogenannten wirtschaftlichen Sach-
verstand, von europäischen und sonstigen Institutio-
nen, falsch. Nur eine einzige Institution in der Bun-
desrepublik hatte recht, nämlich das Statistische 
Bundesamt. Es hat nämlich immer am Ende des Jah-
res festgestellt, wie das Ganze gelaufen ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Ich sage noch einmal: Man muß jedem, wie Staatsse-
kretär Schlecht gesagt hat, das Recht auf Irrtum zu-
billigen. 

(Zuruf des Abg. Glos [CDU/CSU]) 

Ich will das Privileg des Rechts auf Irrtum nicht al-
lein für die FDP oder die SPD reklamieren; das kann 
Ihnen, Herr Kohl, gelegentlich auch passieren. 

Ich will zum Schluß noch folgendes sagen. Der 
Kollege Häfele hat zu Recht erklärt: Es muß ohne 
Verzögerung gehandelt werden. Das wollen wir. Wir 
wollen möglichst rasch beraten und möglichst rasch 
entscheiden. Ich hoffe, daß Sie an dieser Stelle mit-
machen können. Ich kann mir den Hinweis nicht 
versagen: Wenn Sie beim Sparen mitmachen, ist das 
besser, als wenn Sie nur verbal agieren. Die Leute 
sind wirklich daran interessiert zu erfahren, wo Sie 
mitsparen wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Bundesrat hat uns im Zusammenhang mit der 
Kürzung des Taschengelds für Heimbewohner ei-
nen Hinweis darauf gegeben, wie man seine eigenen 
Beschlüsse wieder zurücknimmt. Er hat in seiner 
Stellungnahme vom 6. August, also vor kurzem, dar-
auf hingewiesen, daß die Regierung endlich im kon-
sumtiven Bereich sparen soll. Kennen Sie die Be-
schlußlage beim Bundesrat im konsumtiven Bereich 
bezüglich der Verschiebung der Besoldungserhö-
hungen um drei Monate? 

(Zurufe von der SPD: Ja! — Heiterkeit und 
Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich meine, wenn wir gemeinsam ein bißchen mehr 
beim Sparen mitmachen und weniger bei großen 
Auftritten, die uns eigentlich von der Arbeit abhal- 
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ten, dann kämen wir vielleicht ein bißchen weiter. 
Wir müßten das nämlich gemeinsam machen. 

(Lemmrich [CDU/CSU]: Eigenartiges De-
mokratieverständnis!) 

— Ich habe ein gutes, ausgeprägtes Demokratiever-
ständnis; das wissen Sie. Ich will Ihnen sagen: Mir 
wäre es gelegentlich sehr viel lieber, wenn ich mit 
Ihnen nicht nur über verbale Formulierungen, wie 
man sparen kann, streiten müßte, sondern von Ih-
nen beispielsweise konkret im Zusammenhang mit 
dem Verkehrshaushalt hören würde, wie Sie sich die 
Sanierung der Deutschen Bundesbahn vorstellen. 
Sagen Sie doch einmal, wieviel tausend Leute zu ent-
lassen sind, wieviel Kilometer Strecken stillgelegt 
werden sollen! 

Ich kann mich gut an Positionen der Sanierer der 
Deutschen Bundesbahn im Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundesbahn erinnern. Der Kollege Jau-
mann gehört dazu. Er ist immer für das Sanieren bei 
der Bundesbahn. Sobald aber eine Strecke in seinem 
eigenen Land betroffen war, hat er gesagt: Aber hier 
nicht! — Das ist das Prinzip, das ich persönlich nicht 
haben will! 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Lemmrich [CDU/CSU]) 

— Entschuldigen Sie, Herr Lemmrich. Es ist nun ge-
rade einmal so, daß Sie sich gemeldet hatten. Dafür 
kann ich doch nichts. 

Ich finde, das kann auch mit dazu beitragen, daß 
uns draußen im Lande immer mehr Leute ein Stück 
Glaubwürdigkeit absprechen. Es kann nicht jeder so 
tun, als ob er das Beste wüßte, wenn ein großer und 
mächtiger Teil in diesem Parlament dieses Wissen 
dann immer verschweigt. Öffnen Sie doch endlich 
die Büchse der Pandora! — Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bundes-
minister der Finanzen. 

Lahnstein, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst ein 
Wort zu Herrn Gärtner. Es gibt das bekannte Wort 
eines angelsächsischen Ökonomen: Prognosen sind 
immer schwer, besonders dann, wenn sie sich auf die 
Zukunft beziehen. Sie haben das Statistische Bun-
desamt ein bißchen davon abgesetzt. Ich muß Ihnen 
diesen Trost nehmen. Selbst das Statistische Bun-
desamt ist immer wieder gezwungen, seine Zahlen 
zu korrigieren, auch dann, wenn es dies im nachhin-
ein feststellt. Darunter leiden wir übrigens bei der 
Erarbeitung von Wirtschaftsdaten, wie jeder weiß, 
der sich mit den Daten für den Auftragseingang und 
die Produktion ständig zu beschäftigen hat. — Dies 
aber nur als eine Vorbemerkung. 

Ich persönlich bin froh, daß sich die Diskussion 
über den Nachtragshaushalt 1982 und — ein wenig 
verfrüht — auch die Diskussion über den Etat 1983 
dahin verlagert hat, wohin sie gehört, nämlich in den 
Deutschen Bundestag. Das zwingt uns aber wohl 
alle dazu, zunächst die Sach- und die Rechtslage zur 

Kenntnis zu nehmen. Darauf möchte ich mich heute 
im wesentlichen beschränken. 

Für alle Verfassungsorgane, meine Damen und 
Herren, gibt es bei der Haushaltsaufstellung den 
Art. 110 unserer Verfassung zu beachten, und dieser 
Art. 110 setzt einen festen Eckpunkt: Der Haushalts-
plan wird vor Beginn des Rechnungsjahres durch 
Gesetz festgestellt. Das Bundesverfassungsgericht 
— darauf hat Herr Walther hingewiesen — hat dies 
auf Grund einer Klage der CDU/CSU ausdrücklich 
bestätigt. Davon kommt keiner runter. 

Daraus ergibt sich aber, daß wir, wenn wir diese 
Vorschrift für den zeitlichen Ablauf der Etatbera-
tungen ernst nehmen — und wir müssen sie ernst 
nehmen —, in ein Spannungsverhältnis zu einem 
anderen Artikel des Grundgesetzes geraten, den 
man auch sorgsam zur Kenntnis nehmen muß, näm-
lich den Art. 109. Der Art. 109 des Grundgesetzes 
schreibt uns vor, daß Bund und Länder bei der Haus-
haltsaufstellung den Erfordernissen des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tra-
gen haben. An sich würde diese Vorschrift eine mög-
lichst späte Vorlage des Regierungsentwurfs erfor-
dern; denn es ist ganz richtig — da kann man auch 
Herrn Häfele gar nicht widersprechen —: Je mehr 
wir über den Wirtschaftsablauf des laufenden und 
des Folgejahres wissen, um so sicherer ist selbstver-
ständlich die Prognose für das folgende Haushalts-
jahr. Mit diesem Spannungsverhältnis muß jede 
Bundesregierung fertigwerden, und deshalb ist auch 
jede Polemik an diesem Punkte überflüssig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir müssen ein Drittes beachten, nämlich daß si-
chergestellt bleiben muß, daß den gesetzgebenden 
Körperschaften, dem Bundestag in erster Linie, aber 
auch dem Bundesrat, ausreichende Beratungszeit 
zur Verfügung steht. Der Bundeshaushalt, was den 
Entwurf für das Jahr 1983 angeht, geht spätestens in 
der nächsten Woche in Ihr Eigentum, in das Eigen-
tum des Deutschen Bundestages, über, und dies er-
fordert wiederum — damit bin ich bei Art. 110 — 
eine möglichst frühe Vorlage des Haushaltsent-
wurfs. Dazu zwingt uns übrigens auch § 30 der Bun-
deshaushaltsordnung, den Herr Häfele genau so gut 
kennt wie ich. In § 30 der Bundeshaushaltsordnung 
ist deshalb ausdrücklich von einer Einbringung des 
Bundeshaushalts im Parlament in der ersten Sep-
temberwoche die Rede; das heißt wohl: in der ersten 
Sitzungswoche. Wir kommen in die zweite Sitzungs-
woche. 

Um diesen Vorschriften in hinreichender Weise 
Rechnung zu tragen, hat sich in den letzten Jahren 
für die Haushaltsberatungen ein fester zeitlicher 
Ablauf eingespielt, und der hat sich in der Praxis 
auch immer voll bewährt. Genau danach wollen wir 
für die Haushaltsaufstellung 1983 auch verfahren. 

Das heißt: vor der Sommerpause Entscheidung 
der Bundesregierung über den Haushaltsentwurf. 
Dabei muß man dann bewußt in Kauf nehmen, daß 
die dann, also im Juni, Juli des betreffenden Jahres, 
vorliegenden Daten, nur eine erste und noch sehr 
vorläufige Prognose zulassen. Es geht gar nicht an-
ders. Genau darauf, Herr Häfele, hat sich mein Wort 
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„stocksolide" bezogen. Das können Sie gern nachle-
sen. Ich habe dies auf den Entwurf und die ihm zu 
diesem Zeitpunkt zugrunde liegenden Wirtschafts-
daten bezogen. Die dahinter liegenden Risiken habe 
ich im nächsten Satz gleich mit genannt. Das war 
auf der Pressekonferenz vom 1. Juli dieses Jahres. 

Dann kommt die Sommerpause, die zur Vorberei-
tung der Unterlagen für die parlamentarische Bera-
tung genutzt wird: Haushaltsvorlage mit über 3 000 
Seiten, Entwürfe der Begleitgesetze, die in diesem 
Jahr nicht ganz ohne Schwierigkeiten zu behandeln 
sind, Ausarbeitung von Finanzbericht und Finanz-
plan. All dies gehört ja zu der Arbeit hinzu, die wir 
jetzt miteinander leisten müssen. 

Dann folgt die Einbringung im September, wie es 
uns § 30 der Bundeshaushaltsordnung vorgibt. Für 
die Schlußphase der Beratungen im Haushaltsaus-
schuß folgen die Überarbeitung der gesamtwirt-
schaftlichen Eckwerte auf Grund der dann zur Ver-
fügung stehenden neuen Daten, die Steuerschät-
zung und dann gegebenenfalls unsere Vorschläge an 
den federführenden Ausschuß zur Anpassung des 
Regierungsentwurfs. 

Es freut mich, daß ich dies hier ganz in Ruhe vor-
tragen kann. Deswegen wundere ich mich darüber, 
warum dieser Gang, der ganz normal seit langen 
Jahren gegangen wird, in diesem Jahr zu so viel Po-
lemik Anlaß geben konnte. Hier ist uns unterstellt 
worden, wir hätten verschleiern wollen. Davon kann 
gar keine Rede sein. Aber möglicherweise haben po-
litische Vorgänge auch bei Ihnen eine gewisse Rolle 
gespielt, als Sie Ihren Antrag formuliert haben. 

Auch die Haushaltsentwürfe der letzten Jahre 
sind immer wieder vor Abschluß der Beratungen 
durch derartige Änderungen angepaßt worden, und 
das — Herr Häfele, Sie sprachen immer von den 
letzten Jahren — hat in den letzten Jahren, z. B. im 
Jahre 1979 und im Jahre 1980, zu einer Absenkung 
der Nettokreditaufnahme geführt, weil sich die wirt-
schaftlichen Daten zwischen Sommer und Herbst 
verbessert hatten. Das Umgekehrte war im Jahre 
1981 der Fall. 

Auch für 1982 — den Prozeß, den wir jetzt vor uns 
haben — muß man von einer Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Daten ausgehen. Nur dürfen wir 
hier Ursache und Wirkung nicht verwechseln. Wir 
müssen die Ursachen diskutieren. Wir müssen die 
Ursachen für die Verschlechterung der Wirtschafts-
daten diskutieren und dürfen um Himmels willen 
die Diskussion dann nicht abstrakt verengen auf die 
eine oder andere Milliarde auf der Einnahmenseite 
oder der Ausgabenseite der Haushalte. 

Was nun aber, um Ihnen entgegenzukommen, 
diese Aktualisierung der Daten angeht, so hat die 
Bundesregierung heute morgen mit folgendem Er-
gebnis beraten: 

Erstens. Der Bundeswirtschaftsminister wird den 
interministeriellen Arbeitskreis „Gesamtwirtschaft -
liche Vorausschätzungen" zum 7. Oktober 1982 ein-
berufen. Dieser Arbeitskreis tritt in jedem Jahr zu-
sammen, um die Grundlage für die Steuerschätzun-
gen und die Grundlage für andere gesamtwirtschaft-
liche Überlegungen zu legen. Zu diesem Datum 

7. Oktober 1982 liegen dann auch wesentliche Wirt-
schaftsdaten vor, z. B. das Bruttosozialprodukt-
ergebnis für das erste Halbjahr. Es liegen noch nicht 
alle Daten vor; z. B. kommt die Gemeinschaftsdia-
gnose der Forschungsinstitute erst am 25. Oktober. 
Aber da die Analyse der einzelnen Institute einiger-
maßen bekannt ist, kann man das wohl in die Arbeit 
des Arbeitskreises mit einbeziehen. 

Zweitens — darauf hat Herr Walther schon hinge-
wiesen —: Wir bitten den Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung um seine Meinungsäußerungen bis Mitte Okto-
ber und werden dann, wie es dem gesetzlichen Stand 
entspricht, eine Stellungnahme zu diesem Gutach-
ten des Sachverständigenrates abgeben. Auf dieser 
Basis kann dann der Arbeitskreis Steuerschätzung 
am 15. und 16. November zusammentreten. Der Ter-
min ist so gewählt, daß wir die Daten über den tat-
sächlichen Steuereingang noch einbeziehen können. 
Jeder, der mit Steuerschätzungen zu tun hat, weiß, 
daß hier nicht alles aus globalwirtschaftlichen Da-
ten abgeleitet werden kann; da brauchen wir die 
Praktiker, insbesondere aus den Länderfinanzver-
waltungen. 

Gleichzeitig wird Mitte November dann auch der 
Entwurf für den Haushalt der Bundesanstalt für Ar-
beit vorliegen. 

Mit dieser, ganz klar mit Daten versehenen zeitli-
chen Abfolge sollten nicht nur Klarheit hergestellt 
sein und Spekulationen beendet werden können, 
sondern damit wird auch sichergestellt, daß die fi-
nanzpolitischen Schlußfolgerungen rechtzeitig gezo-
gen werden können. Herr Häfele, „rechtzeitig" heißt, 
rechtzeitig auch für den Fall, daß die Bundesregie-
rung zu dem Schluß kommt, daß bestimmte Pro-
bleme nur durch gesetzliche Veränderungen gelöst 
werden können. Das ist aus heutiger Sicht aber 
überhaupt noch nicht gesagt; rechtzeitig für alle Va-
rianten, die man sich dann vorstellen kann. 

Würde man Ihrem Antrag folgen, dann ergäben 
sich daraus zwei Konsequenzen. Erstens. Die neuen 
Eckwerte jetzt hätten ja auch wieder nur vorläufi-
gen Charakter. Ich weiß, was dann passieren würde. 
Es würden zwei Wochen ins Land gehen, und dann 
würden Sie den gleichen unberechtigten Vorwurf 
wieder erheben, den Sie eingangs der Sommerpause 
erhoben haben, nämlich, die Daten seien schon wie-
der überholt. Nein, wir müssen die Daten schon so 
zeitnah setzen, wie es irgend geht. 

Zweitens — das ist politisch noch viel wichtiger —: 
Der Haushaltsausschuß verlöre wichtige Sitzungs-
zeit, die der Ausschuß dringend benötigt, um die weit 
überwiegende Zahl von rund 7 000 Ausgabetiteln zu 
beraten, die von neuen gesamtwirtschaftlichen Eck-
daten überhaupt nicht berührt werden. Wenn Sie 
sich bei den Kollegen im Haushaltsausschuß umhö-
ren, dann werden Sie feststellen, daß dort traditio-
nell die konjunkturabhängigen Ausgabetitel ans 
Ende der Beratung gerückt werden. Aber für die an-
deren Titel braucht der Haushaltsausschuß ausrei-
chend Beratungszeit. 

Was ich hier für 1983 gesagt habe, gilt sinngemäß 
auch für den Entwurf des Nachtragshaushalt 1982. 
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Hier kommt aber noch eine Besonderheit hinzu, die 
ich unterstreichen möchte. Der Nachtragshaushalt 
1982 enthält, Herr Häfele, das von der Bundesregie-
rung im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative be-
schlossene Programm zur Energieeinsparung und 
zur Modernisierung von Bundesgebäuden. Für die-
ses Programm brauchen wir die rasche parlamenta-
rische Billigung, damit wir noch in diesem Jahr be-
schäftigungswirksame Aufträge in einer Größenord-
nung von einer halben Milliarde DM loswerden kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
FDP) 

Um diese Beschäftigungseffekte möglichst rasch zu 
verwirklichen, wollen wir die Auftragsvergabe 
schon unmittelbar nach Billigung des Programms 
durch den Haushaltsausschuß anlaufen lassen. Eine 
Verzögerung ist hier also auch zusätzlich aus ökono-
mischen Gründen nicht zu verantworten. 

Sie, Herr Häfele, haben, wenn ich es in der Presse 
richtig gesehen habe, im Zusammenhang mit dem 
Nachtrag 1982 ja wieder im Verhältnis zu Art. 115 
GG, wenn ich es richtig in Erinnerung habe, die Ab-
sicht erklärt, das Bundesverfassungsgericht zu be-
mühen. Ich will hier noch einmal in Erinnerung ru-
fen, daß ich, was die entsprechende Klageabsicht 
zum Haushalt 1981 angeht, hier vor der Sommer-
pause gesagt habe, die Bundesregierung sehe dem 
mit Gelassenheit entgegen. Ich will meine Gelassen-
heit behalten, denn wenn ich es recht sehe, ist die 
Klage bis heute zwar angekündigt, aber nicht einge-
reicht worden. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Da täuschen Sie 
sich!) 

Ich bin deshalb gelassen und neugierig, weil mich 
die Begründung interessiert. Aber vielleicht können 
wir in Zukunft auch ohne das Bundesverfassungsge-
richt solche Fragen von der Sache her hier im Parla-
ment diskutieren; 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

das wäre ja viel besser. 

Meine Damen und Herren, aus all diesen darge-
legten Gründen bitte ich im Namen der Bundesre-
gierung, den Antrag der CDU/CSU abzulehnen. — 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
der CDU/CSU — Vorlage neuer Haushaltsentwürfe 
— auf Drucksache 9/1933 (neu) zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Die 
Gegenprobe! — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Minderheit!) 

Enthaltungen? — Die Nein-Stimmen waren die 
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich rufe die Punkte 3 bis 5 der Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Mietrechts-
änderungsgesetz 1982 (MietRÄndG 1982) 

— Drucksache 9/1941 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kleinert 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz über 
die Erstellung von Übersichten über die übli-
chen Entgelte für nicht preisgebundenen 
Wohnraum (Mietspiegelgesetz — MSpG) 

— Drucksache 9/1942 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kleinert 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Neubewertung unbebauter baureifer Grund-
stücke (Teilhauptfeststellungsgesetz 1983 — 
TeilhauptG 1983) 

— Drucksache 9/1943 — 

Berichterstatter: 
Senator Dr.-Ing. Czichon 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Kleinert. 

Kleinert (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen! Meine Herren! Als Berichterstatter habe 
ich auftragsgemäß die Beschlüsse des Vermittlungs-
ausschusses zu den beiden erstgenannten Punkten 
wie folgt hier vorzutragen und bitte, die beiden 
Punkte auch gemeinsam behandeln zu dürfen. Die 
Punkte stehen insofern in einem engen Sachzusam-
menhang, als der Beschluß zu Punkt 4 im Ergebnis 
des Vermittlungsausschusses die Aufhebung des 
Mietspiegelgesetzes wegen seiner Ersetzung durch 
eine Änderung des Miethöhengesetzes zwangsläufig 
mit sich bringt. 

Davon abgesehen, handelt es sich bei den Ihnen 
auf der Drucksache 9/1941 vorliegenden sieben 
Punkten der Beschlußempfehlung kurz um folgen-
des. 

In Abweichung vom Beschluß des Bundestages 
soll ein Eigenbedarfsanspruch nach einer Schutz-
frist von . .. 

(Anhaltende starke Unruhe) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kleinert, 
bitte entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. — 
Meine Damen und Herren, darf ich bitten, die Plätze 
einzunehmen und die Unterhaltungen außerhalb 
des Plenarsaals durchzuführen. 

Kleinert (FDP):... drei Jahren statt nach der im 
Beschluß des Bundestages vorgesehenen Schutz-
frist von fünf Jahren erhoben werden können. 
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In Punkt 2 handelt es sich um die Einbeziehung 

insbesondere von Wohnraum, der Teil eines Studen-
ten- oder Jugendwohnheims ist, in die Ausnahmere-
gelungen. 

In Punkt 3 handelt es sich bei meiner Meinung 
nach allenfalls sehr geringfügigen materiellen Un-
terschieden um eine rechtstechnisch andere Dar-
stellung der Frage, ob sich ein Mietverhältnis grund-
sätzlich verlängert, wenn nicht die besonderen dort 
genannten Voraussetzungen vorliegen, oder ob es 
sich — so jetzt der Vorschlag des Vermittlungsaus-
schusses — grundsätzlich nicht verlängert, wenn 
nicht umgekehrt die Sondervoraussetzungen darge-
legt werden. 

In Punkt 4 handelt es sich um die Frage der Ver-
gleichsmiete von ihrer materiellen Grundlage her. 
Nach dem Vorschlag des Vermittlungsausschusses 
sollen entgegen dem Bundestagsbeschluß statt drei 
Vergleichswohnungen zwei Vergleichswohnungen 
genügen. Im übrigen soll die Bezugnahme auf Woh-
nungen aus dem eigenen Bestand als Vergleichsob-
jekte zulässig sein. 

Ich habe mich vorhin insofern geirrt, als ich den 
Zusammenhang mit dem Mietspiegelgesetz bei 
Punkt 4 hergestellt habe. Es handelt sich um den 
nächsten Punkt: Punkt 5. 

Punkt 5 verlegt die Regelung der Herstellung ei-
nes Mietspiegels in das Miethöhengesetz und will 
die Einzelregelungen einer Verordnung vorbehal-
ten, während der Bundestagsbeschluß mit dem aus-
drücklichen Mietspiegelgesetz die meisten und die 
wesentlichen Fragen gesetzlich in einem Zusam-
menhang regeln wollte. 

Punkt 6 befaßt sich mit der neu einzuführenden 
Staffelmiete. Der Unterschied zwischen dem Vor-
schlag des Vermittlungsausschusses und dem Be-
schluß des Bundestages liegt darin, daß die Staffel-
miete hiernach auch in dem sogenannten alten Be-
stand und nicht nur in dem Wohnungsbestand, der 
nach einem verhältnismäßig neuen Stichtag fertig-
gestellt worden ist oder in Zukunft fertiggestellt 
werden wird, eingeführt werden kann. 

Punkt 7 schließlich befaßt sich mit der Frage des 
Inkrafttretens. Hier soll der 1. Oktober 1982 durch 
den 1. November ersetzt werden. Das ist eine Ände-
rung, die sich durch den Gang der Beratungen als 
notwendig erwiesen und die, wenn ich das so sagen 
darf, u. a. dazu geführt hat, daß Ihnen hier vorge-
schlagen wird, über die von mir soeben genannten 
Punkte einzeln und nicht, wie bei anderen Gelegen-
heiten üblich, insgesamt abzustimmen. 

Wie bereits erwähnt, wird dann zum nächsten 
Punkt folgerichtig nach dem hier dargestellten Zu-
sammenhang die Aufhebung des vom Bundestag be-
schlossenen Mietspiegelgesetzes verlangt. — Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Präsident Stücklen: Als weiterer Berichterstatter 
hat Herr Senator Dr.-Ing. Czichon das Wort. 

Senator Dr.-Ing. Czichon (Bremen): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Der 

Vermittlungsausschuß gibt für das Gesetz zur Neu-
bewertung unbebauter baureifer Grundstücke die 
Beschlußempfehlung, den Gesetzesbeschluß des 
Deutschen Bundestages vom 27. Mai 1982 aufzuhe-
ben und den Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD 
und der FDP abzulehnen. 

Präsident Stücklen: Zur Abgabe einer Erklärung 
für die Fraktion der CDU/CSU hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Jahn (Münster) das Wort. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zu den Beschlußempfeh-
lungen des Vermittlungsausschusses zum Mietrecht 
sowie zur Neubewertung unbebauter baureifer 
Grundstücke gebe ich namens der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion gemäß § 90 der Geschäftsordnung 
folgende Erklärung ab: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion gibt den Be-
schlußempfehlungen des Vermittlungsausschusses 
ihre Zustimmung. Sie appelliert gleichzeitig an SPD 
und FDP: Gehet hin und tuet desgleichen. 

Der Vermittlungsausschuß soll vermitteln. Dies 
ist aber nur möglich, wenn bei allen politischen Par-
teien grundsätzliche Bereitschaft zum Kompromiß 
besteht. Diese Kompromißbereitschaft wurde von 
der Union im Vermittlungsausschuß signalisiert, 
aber von der Koalition ignoriert. Die Union hat im 
Vermittlungsausschuß den ursprünglichen Antrag 
des Bundesrates, den Gesetzentwurf des Bundesra-
tes zum Mietrecht an die Stelle der Gesetzentwürfe 
der Bundesregierung zu stellen, nicht weiter ver-
folgt, sondern sich auf konkrete, bestimmte Ände-
rungsanträge beschränkt. Doch die Koalitionsver-
treter von SPD und FDP blieben unbeweglich: aus 
Koalitionsgründen durften an den Regierungsvorla-
gen zum Mietrecht kein Wort und kein Komma ge-
ändert werden. 

Es widerspricht der parlamentarischen Demokra-
tie, Regierungsvorlagen mit Fraktionsdisziplin un-
ter Kündigungsschutz zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieses Verhalten macht deutlich, daß sich markt-
wirtschaftliche und antimarktwirtschaftliche Posi-
tionen in der Koalition unüberbrückbar gegenüber-
stehen. Die parlamentarische Behandlung zeigt: die 
Koalition löst die Probleme nicht, sie ist selbst zum 
Problem geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die im Mietrechtsänderungsgesetz sowie im Miet-
spiegelgesetz der Bundesregierung enthaltenen Än-
derungen reichen nicht aus, in dem erforderlichen 
Umfange die Rahmenbedingungen des frei finan-
zierten Wohnungsbaus zu verbessern. Die Vor-
schläge der Bundesregierung führen zu Mieterhö-
hungen, nicht aber zum Bau von mehr Wohnungen. 
Zudem sind diese Gesetzesinitiativen ein Muster-
beispiel für mehr Bürokratie und mehr Verwal-
tungsaufwand. Herr Kollege Schöfberger hat im Ple-
num des Deutschen Bundestages hierzu wörtlich 
ausgeführt: „Das Gesetz der Regierung ist unzurei-
chend formuliert und Laien unverständlich. Es kom-
pliziert das geltende Mietrecht." 
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Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hält die Emp-

fehlungen des Vermittlungsausschusses für ausge-
wogen. Wir sagen j a zur Möglichkeit des Abschlus-
ses von Staffelmieten auch im Bestand. Staffelmie-
ten sind lediglich ein Stück Vertragsfreiheit. Keiner 
wird gezwungen, Staffelmieten zu vereinbaren, we-
der der Vermieter, noch der Mieter. Gegen den Wil-
len des Mieters kann es also auch keine Staffelmiete 
geben. Der Mieter hat keinen Nachteil, wenn er nein 
zur Staffelmiete sagt. Es bleibt dann bei der jetzigen 
Vergleichsmiete. 

Wir sagen zweitens ja zu der Möglichkeit des Ab-
schlusses von Mietverträgen für eine ganz be-
stimmte Zeit, nämlich als Anreiz zur Vermietung 
von leerstehendem Wohnraum. 

Wir sagen drittens ja zur Verbesserung der Mietsi-
tuation für Studenten, Schüler und Auszubildende. 
Wir verbessern die Situation derer, die einen Platz in 
einem Studenten- oder Jugendheim suchen. 

Wir sagen viertens ja zu der Verfahrenserleichte-
rung, wonach der Vermieter bei der Begründung der 
Vergleichsmiete zwei Wohnungen aus dem eigenen 
Bestand benennen kann. 

Wir sagen fünftens ja zur Aktualisierung der Miet-
spiegel. Wir sagen aber nein zum Zwang zur Erstel-
lung von Mietspiegeln. Unser Nein zum Mietspiegel-
gesetz ist deshalb kein Nein zum Mietspiegel. 

Wir sagen sechstens nein zur Verlängerung der 
Frist von drei auf fünf Jahre, innerhalb deren die Ei-
genbedarfsklage des Erwerbers bei Umwandlung 
von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen aus-
geschlossen ist. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion weist den Vor-
wurf von Bundesbauminister Haack zurück, kein 
einziger der Vorschläge des Vermittlungsausschus-
ses komme den Mietern zugute. Die Ergebnisse des 
Vermittlungsausschusses verletzen in keiner Weise 
den Kernbereich des sozialen Mietrechts. Sie sind 
geradezu die Voraussetzung, um soziales Mietrecht 
zu schaffen. 

Der Vorschlag der CDU/CSU, der sich im Vermitt-
lungsausschuß niedergeschlagen hat, will die sozial-
politisch unvertretbaren Auswirkungen beseitigen. 
Denn es ist nach Auffassung der Union völlig un-
sozial, daß im Mietwohnungsbau die Ärmeren die 
höheren Mieten zahlen. Es ist für uns unsozial, daß 
die Wohnungsbaupolitik in erster Linie den Besitz-
stand fördert und daß am billigsten wohnt, wer am 
längsten wohnt. 

Letztlich, meine Damen und Herren, folgt die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion der Beschlußemp-
fehlung des Vermittlungsausschusses, den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Neubewertung 
unbebauter baureifer Grundstücke abzulehnen. Die 
Union hat sich schon immer für eine zeitnahe Ein-
heitsbewertung ausgesprochen, allerdings aller 
Grundstücke und dies in einem einzigen Gesetz. 
Zeitnahe Einheitsbewertung ist für uns ein Postulat 
der Gerechtigkeit. Der Gesetzentwurf von SPD und 
FDP ist weder sozial noch praktikabel. Die junge 
kinderreiche Familie, die gerade das Geld für ein 
Baugrundstück aufgebracht hat, aber wegen der an-
steigenden Baukosten und wegen der Hochzins-

phase nicht bauen kann, muß nach dem Gesetzent-
wurf die fünf- bis zehnfache, erhöhte Grundsteuer 
bezahlen. Wer ein Grundstück erbt, aber sonst kein 
Vermögen hat, und ebenfalls nicht bauen kann, wird 
praktisch zum Verkauf seines Grundstücks gezwun-
gen. 

Meine Damen und Herren, der Reiche zahlt die 
Steuer, oder er baut; der Arme wird zur Aufgabe sei-
nes Grundstücks gezwungen. Diese Sozialphiloso-
phie verbilligt nicht, sondern verteuert das Bauen 
und gefährdet gleichzeitig die Verwirklichung des 
Sozialstaatsprinzips. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Schlußbemerkung: Ohne Vertrauen lassen 
sich keine Wohnungen bauen. Der Staat baut nicht 
billiger, sondern teurer als der private Investor. Des-
halb: Weniger Staat, mehr privat; mehr Soziale 
Martwirtschaft und damit Vertragsfreiheit im Woh-
nungsbau sind kein Angriff auf das, sondern die ele-
mentare Voraussetzung für das soziale Mietrecht. 

Mit der bisherigen Politik, mehr Wohnberechti-
gungsscheine statt mehr Wohnungen, wurden zwar 
Erwartungen geweckt, aber keine Erwartungen er-
füllt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb wollen wir neue Wege gehen — den Weg 
des Vermittlungsausschusses als neue Vertrauens-
grundlage für private Investitionen und als einen 
Beitrag zur dringend notwendigen Verminderung 
der Arbeitslosigkeit im Baugewerbe. Die Bürger un-
seres Landes warten darauf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort zur Abgabe einer Er-
klärung für die Fraktion der SPD hat der Herr Abge-
ordnete Gnädinger. 

Gnädinger (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zum Ergebnis des Ver-
mittlungsausschusses, soweit es das Mietrechtsän-
derungsgesetz 1982, das Mietspiegelgesetz und das 
Teilhauptfeststellungsgesetz betrifft, darf ich im Na-
men der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
folgende Erklärung abgeben. 

Die im Vermittlungsausschuß getroffenen Ent-
scheidungen sind Mehrheitsbeschlüsse und können 
nur schwerlich als Einigungsvorschlag bezeichnet 
werden. Diese Mehrheitsentscheidungen sind nach 
unserer Auffassung verfehlte Mieten-, Wohnungs-
bau- und Bodenpolitik. Sie stören das Bemühen um 
einen gerechten Ausgleich von Mieter- und Vermie-
terinteressen und tragen entgegen den erklärten 
Absichten nicht zur Belebung des Wohnungsbaus 
bei. Sie verhindern darüber hinaus den Abbau von 
Bodenhortung. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Koalitionsfraktionen von SPD und FDP haben 
zu den Mietrechtsfragen im Deutschen Bundestag 
einen Kompromiß geschlossen. Keine der beiden 
Seiten konnte dabei ihre Absichten voll durchsetzen. 
Es ist kein Geheimnis, daß die SPD-Bundestagsfrak-
tion alleine die Gewichte anders gelagert hätte. Un- 
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sere Fraktion ist aber bereit, den insgesamt ausge-
wogenen Kompromiß zusammen mit dem Koali-
tionspartner zu tragen. Wir werden deshalb das Er-
gebnis des Vermittlungsausschusses ablehnen und 
im weiteren Verlauf des Verfahrens den zu erwar-
tenden Einspruch der Mehrheit des Bundesrates zu-
rückweisen. 

Dies, meine Damen und Herren, geschieht nicht 
ausschließlich deshalb, weil wir unbeweglich an Ver-
einbartem festhalten wollen, sondern weil wir die 
Ergebnisse des Vermittlungsausschusses in jedem 
Einzelpunkt und in der Sache für falsch halten, 
falsch, weil die durchgesetzten Vorschläge, jeder für 
sich, eine Verschlechterung der Position des Mieters 
darstellen und insgesamt gesehen auf eine Aushöh-
lung des sozialen Mietrechts hinauslaufen. 

Zweitens sind die Vorschläge in der Sache nicht 
geeignet, das vorgegebene Ziel zu erreichen. Wäh-
rend der von den Koalitionsfraktionen herbeige-
führte Beschluß des Deutschen Bundestages ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen Mieter- und 
Vermieterinteressen anstrebt, wird uns von der 
Mehrheit des Vermittlungsausschusses ein Ergeb-
nis vorgelegt, das dieses ausgewogene Verhältnis 
ausschließlich zu Lasten der Mieter verändern will. 
Der einzige positive Aspekt des Vorschlags des Ver-
mittlungsausschusses besteht allenfalls darin, daß 
die Opposition Farbe bekennen mußte. Dabei wird 
deutlich, daß sie die Probleme des Wohnungsmark-
tes einseitig auf dem Rücken der Mieter austragen 
will. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu den wichtigsten Einzelfragen darf ich wie folgt 
Stellung nehmen. 

Durch die Umwandlung von Miet- in Eigentums-
wohnungen ist es in den vergangenen Jahren nicht 
nur zu einem Verdrängungsprozeß von Mietern aus 
ihren angestammten Wohnungen gekommen, son-
dern es ging auch eine Verknappung des Wohnungs-
angebots insgesamt damit einher. Es ist daher gebo-
ten, die Schutzfrist für den Mieter von drei auf fünf 
Jahre zu verlängern und dem Mieter ein Vorkaufs-
recht einzuräumen. 

Die vom Gesetzesbeschluß des Deutschen Bun-
destages vorgesehene Einführung der Staffelmiete 
hat den Sinn, Investoren im Wohnungsneubau für 
die Anfangsjahre Gewißheit über die zu erwarten-
den Mieteinnahmen zu geben. Sie ist geeignet, Inve-
stitionen zu fördern. Diese Überlegung gilt jedoch 
nicht für den Bestand, da es sich hier nicht um die 
Schaffung von neuen Wohnungen handelt. Das ein-
zige, was man mit diesem Vorschlag des Vermitt-
lungsausschusses erreichen kann, wäre eine Ver-
teuerung der Bestandswohnungen, vornehmlich in 
Ballungsgebieten. Bei den herrschenden Eigen-
tumsverhältnissen im Wohnungsbestand ist nicht 
damit zu rechnen, daß die fraglichen Personengrup-
pen die zusätzlichen Einnahmen in den Neubau in-
vestieren. In Wirklichkeit, meine Damen und Her-
ren, geht es um den Versuch, das bewährte Ver-
gleichsmietverfahren abzuschaffen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Sehr wahr!) 

Der Vermittlungsausschuß schlägt vor, bei Stu-
denten- und Jugendwohnheimen den Kündigungs-
schutz aufzuheben und das Vergleichsmietverfah-
ren abzuschaffen. Eine erste Bemerkung hierzu: In 
diesem Umfange und in dieser pauschalen Form 
vorgelegte Formulierungen können wir nicht billi-
gen. Die Materie ist nämlich etwas komplizierter. Es 
konnte bisher nicht hinreichend geklärt werden, 
was denn nun tatsächlich unter einem Studenten-
wohnheim zu verstehen ist. Unklar blieb auch, 
warum die Opposition nur Jugendwohnheime in die 
Regelung einbeziehen will, nicht aber andere Wohn-
heime. Andererseits, meine Damen und Herren, wol-
len auch wir dazu beitragen, daß das Rotationsprin-
zip auch in Zukunft funktioniert. Es wird auch zu un-
tersuchen sein, inwieweit das Vergleichsmietverfah-
ren speziell für Studentenwohnheime geeignet ist. 
Deshalb sind wir gerne bereit, mit den Betroffenen 
nochmals die Fragen zu besprechen und je nach 
dem Ergebnis dieser Erörterungen gesetzgeberisch 
initiativ zu werden. Dies ändert jedoch nichts an un-
serer Ablehnung der pauschalen Vorschläge des 
Vermittlungsausschusses. 

Angesichts der holzhammerartigen Entscheidung 
der Mehrheit des Vermittlungsausschusses, auf das 
Teilhauptfeststellungsgesetz verzichten zu wollen, 
ist es notwendig, an die Motive für dieses Gesetz zu 
erinnern und die Einwendungen dagegen zurückzu-
weisen. Ziel des Gesetzes war es, das Angebot an 
Bauland zu vermehren und insbesondere Baulücken 
in unseren Städten zu nutzen. Dieses Ziel läßt sich 
durch die vorgezogene neue Einheitsbewertung un-
bebauter Grundstücke erreichen. Insgesamt scheint 
uns, daß es der Union nicht gelungen ist, klarzuma-
chen, warum sie sich verbal für eine baldige Neube-
wertung von Grundstücken einsetzt, diesen ersten 
Schritt jedoch ablehnt. 

Wir meinen, was das Mietrecht angeht, daß wir 
letztlich ein Kündigungsrecht brauchen, das die un-
terschiedlichen Interessen von Mieter und Vermie-
ter zu einem fairen Ausgleich bringt. Grundvoraus-
setzung hierfür ist, daß der Mieter vor willkürlichen 
Kündigungen geschützt ist. Darüber hinaus wollen 
wir ein Mietpreisrecht, das das Interesse an einer fi-
nanziell tragbaren Wohnung mit den Notwendigkei-
ten der Rentabilität im Wohnungsbau in Einklang 
bringt. Die Erstellung von Mietspiegeln in allen 
Großstädten kann ein Beitrag zur Streitvermeidung 
sein. 

Diesen Grundsätzen wird der sogenannte Eini-
gungsvorschlag des Vermittlungsausschusses nicht 
gerecht. Die SPD-Bundestagsfraktion wird deshalb 
die Mehrheitsentscheidung des Vermittlungsaus-
schusses ablehnen und damit für eine Wiederher-
stellung des Gesetzesbeschlusses des Deutschen 
Bundestages votieren. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort zur Abgabe einer Er-
klärung für die Fraktion der FDP hat der Herr Abge-
ordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Am 27. Mai dieses 
Jahres habe ich für die FDP-Fraktion anläßlich der 
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abschließenden Beratungen des Mietrechtsände-
rungsgesetzes von dieser Stelle aus erklärt: 

Dieses nicht zustimmungspflichtige Mietrechts-
änderungsgesetz 1981 ist zwischen Verhand-
lungspartnern, die von höchst unterschiedli-
chen Denkansätzen aus operieren, in sich austa-
riert. Dieses austarierte Konzept verträgt keine 
Veränderung im Sinne einer „Draufsattel-
aktion". ... wer diesen Versuch unternimmt, 
muß wissen, daß er die notwendige Fortentwick-
lung des Mietrechts damit gefährden könnte. 

Diese Feststellung gilt für die FDP-Fraktion nach 
wie vor uneingeschränkt, wie für uns überhaupt, be-
zogen auf Vereinbarungen, die mit einem parlamen-
tarischen Partner getroffen worden sind, gilt, daß 
Vereinbarungen einzuhalten sind, 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

wie es der altrömischen Maxime „pacta sunt servan-
da" entspricht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Daraus leitet sich das Abstimmungsverhalten der 
FDP-Fraktion zu den Vorschlägen des Vermittlungs-
ausschusses zwanglos ab. So ist es z. B. überhaupt 
kein Geheimnis, daß wir unter dem Stichwort „libe-
ralere Bewirtschaftungsregeln für Wohnraum" eine 
Erleichterung der Nachweisinstrumente durch Re-
duzierung der Zahl der Vergleichswohnungen und 
auch durch teilweisen Zugriff auf Wohnungen aus 
dem eigenen Bestand als parteipolitische Forderung 
erhoben haben. Es ist auch kein Geheimnis, daß wir 
im parteipolitischen Bereich unter dem Stichwort 
„mehr Vertragsfreiheit bei der Mietpreisgestaltung" 
nicht nur bei Neubauwohnungen, sondern auch bei 
Bestandswohnungen die Zulässigkeit vertraglicher 
Mietzinsanpassungen für wünschenswert halten. 

Die Vorschläge des Vermittlungsausschusses kön-
nen uns allerdings nicht veranlassen, von dem mit 
dem Partner vereinbarten Konzept abzuweichen. 
Ein sozial völlig abgesicherter kleinerer Schritt zur 
Liberalisierung des Mietrechts scheint uns in der ge-
genwärtigen gesamtgesellschaftlichen Situation 
auch von der Sache her vernünftig zu sein. Wir wer-
den also mit unserem Votum sicherstellen, daß das 
Mietrechtsänderungsgesetz in der vom Deutschen 
Bundestag beschlossenen Fassung Gesetz werden 
kann. 

Dieses Gesetz mit seinen Erleichterungen im Ver-
fahren der Mietzinsanpassung, mit seiner zeitnähe-
ren Definition des Vergleichsmietenbegriffs und mit 
seinen Verbesserungen für die Stellung der Mieter 
stellt sowohl eine deutliche Verbesserung der Rah-
menbedingungen für Wohnungsbauinvestitionen 
dar, wie es auch die Stellung des Mieters in Einzel-
punkten verbessert. 

Selbstverständlich werden wir auch nicht dem Vo-
turn  des Vermittlungsausschusses folgen, nunmehr 
gegen das von uns selbst hier beschlossene Gesetz 
zur Neubewertung unbebauter baureifer Grund-
stücke zu stimmen. Bei aller Respektierung verfas-
sungsrechtlicher Bedenken und verwaltungstechni-
scher Einwendungen des Bundesrates bedauern wir 
das Scheitern dieses Gesetzes im Hinblick auf die 

nun nicht eintretende Verbesserung der Finanz-
situation der Gemeinden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Da wir der Empfehlung des Vermittlungsaus-
schusses zum Mietrechtsänderungsgesetz auf Ein-
fügung einer Mietspiegelregelung in das Miethöhen-
gesetz nicht folgen, weil dies dazu führen würde, daß 
das Mietrechtsänderungsgesetz 1982 zustimmungs-
pflichtig würde, können wir selbstverständlich auch 
der Empfehlung des Vermittlungsausschusses auf 
Ablehnung des Gesetzes über die Erstellung von 
Übersichten über die üblichen Entgelte für nicht 
preisgebundenen Wohnraum nicht folgen. 

Das Schicksal des Mietspiegelgesetzes liegt nun-
mehr allein in den Händen des Bundesrates. Wir ap-
pellieren an den Bundesrat, seine ordnungspoliti-
schen Bedenken gegen dieses Gesetz zurückzustel-
len, weil die Auswirkungen der zeitnäheren Fassung 
des Vergleichsmietenbegriffs im Mietrechtsände-
rungsgesetz durch das Fehlen eines Mietspiegelge-
setzes beeinträchtigt werden könnten. Allerdings 
macht das Fehlen eines Mietspiegelgesetzes, über 
das offenbar weder Mieterorganisationen noch Ver-
mieterorganisationen noch Gemeinden glücklich 
sind, die zeitnähere Definition des Vergleichsmie-
tenbegriffes nicht wertlos. Es steht jedenfalls fest, 
daß ohne Mietspiegelgesetz Mietspiegel, die älter als 
fünf Jahre sind, wertlos sind. Fest steht, daß Miet-
spiegel, die in herkömmlicher Weise aufgestellt oder 
fortzuschreiben sind, nur dann einen Wert haben, 
wenn sie gemäß der Neufassung des Vergleichsmie-
tenbegriffes mit zeitnahem Datenmaterial ausge-
stattet werden. Die Bereitschaft zur Aufstellung von 
Mietspiegeln wird beim Fehlen eines Gesetzes wohl 
kaum größer werden, wie auch der Einigungsvor-
gang zwischen den Beteiligten nicht leichter werden 
wird. Meine Damen und Herren, die Verantwortung 
dafür wird der Bundesrat tragen. — Herzlichen 
Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über Tages-
ordnungspunkt 3: Mietrechtsänderungsgesetz 1982 
— Drucksache 9/1941 —. 

Der Vermittlungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 
Satz 1 seiner Geschäftsordnung beschlossen, daß 
über die Änderungsvorschläge nicht gemeinsam ab-
zustimmen ist. 

Ich rufe Nr. 1 der Beschlußempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Dan-
ke. Gegenprobe! — Danke. Enthaltungen? — Die 
Nein-Stimmen waren die Mehrheit. 

Ich rufe Nr. 2 der Beschlußempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Dan-
ke. Gegenprobe! — Danke. Enthaltungen? — Keine. 
Die Nein-Stimmen waren die Mehrheit. Damit ist 
Nr. 2 der Beschlußempfehlung abgelehnt. 
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Ich rufe Nr. 3 der Beschlußempfehlung des Ver-

mittlungsausschusses auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Dan-
ke. Gegenprobe! — Danke. Enthaltungen? — Keine. 
Die Nein-Stimmen waren die Mehrheit. Nr. 3 der Be-
schlußempfehlung ist abgelehnt. 

Ich rufe Nr. 4 der Beschlußempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Dan-
ke. Gegenprobe! — Danke. Enthaltungen? — Keine. 
Die Nein-Stimmen waren die Mehrheit. Nr. 4 der Be-
schlußempfehlung ist damit abgelehnt. 

Ich rufe Nr. 5 der Beschlußempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Dan-
ke. Gegenprobe! — Danke. Enthaltungen? — Keine. 
Die Nein-Stimmen waren die Mehrheit. Nr. 5 der Be-
schlußempfehlung ist damit abgelehnt. 

Ich rufe Nr. 6 der Beschlußempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Dan-
ke. Gegenprobe! — Danke. Enthaltungen? — Keine. 
Die Nein-Stimmen waren bei Nr. 6 ebenfalls die 
Mehrheit. 

Ich rufe Nr. 7 der Beschlußempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Dan-
ke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthal-
tungen. Nr. 7 der Beschlußempfehlung ist damit ein-
stimmig angenommen. 

Damit sind die Einzelabstimmungen abgeschlos-
sen. 

Wir kommen jetzt zur Schlußabstimmung über 
den soeben angenommenen Teil des Einigungsvor-
schlages des Vermittlungsausschusses. Wer ihm zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Danke. Gegenprobe! — Keine Nein-Stim-
men. Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Ein-
stimmig zugestimmt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu Tagesord-
nungspunkt 4: Mietspiegelgesetz — Drucksache 
9/1942 —. 

Wer der Beschlußempfehlung des Vermittlungs-
ausschusses auf Drucksache 9/1942 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Keine. Die Nein

-

Stimmen waren die Mehrheit. Die Beschlußempfeh-
lung ist damit abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung zu Tagesordnungs-
punkt 5: Teilhauptfeststellungsgesetz 1983 — Druck-
sache 9/1943 —. 

Wer der Beschlußempfehlung des Vermittlungs-
ausschusses auf Drucksache 9/1943 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Keine. Die Nein

-

Stimmen waren die Mehrheit. Die Beschlußempfeh-
lung des Vermittlungsausschusses ist damit abge-
lehnt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Sozialgesetz-
buch (SGB) 

— Zusammenarbeit der Leistungsträger und 
ihre Beziehungen zu Dritten —

— Drucksache 9/1944 — 

Berichterstatter: 
Senator Dr. Blüm 

Für den Berichterstatter, Herrn Senator Dr. Blüm, 
hat das Wort der Herr Staatsminister für Bundesan-
gelegenheiten des Freistaats Bayern, Herr Schmid-
huber. 

Staatsminister Schmidhuber (Bayern): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Deutsche Bun-
destag hat in seiner 109. Sitzung am 25. Juni 1982 das 
vorliegende Gesetz beschlossen, das in Art. 1 ein 
weiteres Kapitel des Zehnten Buches des Sozialge-
setzbuchs und in Art. 2 eine Reihe nur zum Teil in ei-
nem Zusammenhang damit stehende Änderungen 
anderer Gesetze enthält. 

Der Bundesrat hat in seiner 514. Sitzung am 
16. Juli 1982 den Vermittlungsausschuß aus elf Grün-
den angerufen, von denen sich nur drei auf das 
Zehnte Buch des Sozialgesetzbuchs — drittes Kapi-
tel —, die übrigen acht auf andere Regelungsgegen-
stände bezogen. Hierzu gehörten vier Regelungen 
aus dem Bereich der sogenannten Operation '82, die 
in der Öffentlichkeit auf Kritik gestoßen waren und 
die in dem vorliegenden Gesetz eine Korrektur er-
fahren hatten. 

Der Vermittlungsausschuß hat den Ihnen in Bun-
destagsdrucksache 9/1944 vorliegenden Einigungs-
vorschlag beschlossen. Bei seiner Erläuterung 
möchte ich mich auf die folgenden Punkte beschrän-
ken, die auch im Mittelpunkt der Beratungen des 
Vermittlungsausschusses gestanden haben. 

Erstens zu der Frage der Arbeitsgemeinschaften 
und der Beauftragung eines Verbandes von Lei-
stungsträgern. Bundestag und Bundesrat sind un-
terschiedlicher Meinung darüber, ob das Sozialge-
setzbuch eine ausdrückliche Regelung über die Bil-
dung von Arbeitsgemeinschaften von Leistungsträ-
gern enthalten sollte und ob ein Leistungsträger be-
rechtigt sein sollte, seinen Verband mit der Wahr-
nehmung ihm obliegender Aufgaben zu beauftra-
gen. Nach dem Vorschlag des Vermittlungsaus-
schusses bleibt es dabei, daß Leistungsträger auch 
ihre Verbände beauftragen können, wohingegen 
sich eine ausdrückliche Regelung der Bildung von 
Arbeitsgemeinschaften auf solche im Bereich der 
Rehabilitation beschränken soll. Damit wird eine 
konkrete Regelung im Gesetz nur für die auf diesem 
Gebiet tätigen Arbeitsgemeinschaften getroffen. 
Das Recht zur Bildung von Arbeitsgemeinschaften 
auf anderen Gebieten wird hierdurch nicht berührt. 
Es gibt auf den verschiedensten Gebieten seit Jah-
ren Arbeitsgemeinschaften, die auch ohne eine aus-
drückliche Regelung in einem Gesetz gebildet wor-
den sind. Diese Möglichkeit soll durch die vorge-
schlagene Regelung nicht beeinträchtigt werden. 

Zweitens zum Taschengeld für Heimbewohner. 
Ein weiterer Differenzpunkt zwischen Bundestag 
und Bundesrat ist, in welcher Weise die im zweiten 
Haushaltsstrukturgesetz getroffene Taschengeldre-
gelung für Heimbewohner korrigiert werden soll. 
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Der Bundestag wollte das Taschengeld bundesein-
heitlich im Gesetz auf 120 DM festsetzen und einer 
Dynamisierung unterwerfen, während es der Bun-
desrat bei der Festsetzung durch die oberste Lan-
desbehörde belassen wollte. Der Höchstbetrag des 
Zusatztaschengeldes sollte nach der Regelung des 
Deutschen Bundestages auf 8 % des Regelsatzes, 
nach den Vorstellungen des Bundesrats auf 20 % des 
Regelsatzes festgesetzt werden. 

Der Vermittlungsausschuß schlägt Ihnen einen 
mittleren Weg vor. Das Taschengeld soll mindestens 
30 v. H. des Eckregelsatzes betragen, d. h. bei einem 
derzeitigen Eckregelsatz von 345 DM beträgt das Ta-
schengeld mindestens 103,50 DM. Das liegt unter-
halb des vom Deutschen Bundestag vorgesehenen 
Taschengeldes von DM 120, aber über, zum Teil er-
heblich über den augenblicklichen Taschengeldbe-
trägen in den Ländern. Durch die Ausgestaltung als 
Mindestregelung ist es möglich, daß die Sozialhilfe-
träger das Taschengeld auch auf einem höheren Ni-
veau als 30 v. H. des Regelsatzes festsetzen. 

Die Höchstgrenze für das Zusatztaschengeld soll 
nach dem Vorschlag des Vermittlungsausschusses 
nicht auf 8 v. H., wie der Deutsche Bundestag das 
wollte, und auch nicht auf 20 v. H., wie der Bundesrat 
das anstrebte, sondern auf 15 v. H. des Regelsatzes 
festgesetzt werden. Bei einem Regelsatz von 345 DM 
entspräche das einem Betrag von 51,75 DM statt 
27,60 DM wie nach dem Vorschlag des Deutschen 
Bundestags und 69 DM wie nach dem Vorschlag des 
Bundesrats. Mit dem Vorschlag, das Zusatztaschen-
geld zu verbessern, sollen die Bemühungen der 
Heimbewohner um eine eigene Lebensvorsorge 
mehr gewürdigt werden. 

Die neuen Regelungen zum Taschengeld, das 
künftig Barbetrag heißen soll, sollen am ersten Tage 
des zweiten auf die Verkündung folgenden Monats 
in Kraft treten, d. h. bei Verkündung im Monat Okto-
ber am 1. Dezember 1982. 

Drittens: Kostenbeitrag der Eltern behinderter 
Kinder in Heimen. Das war der zweite Punkt, den 
der Deutsche Bundestag korrigiert hat, nachdem die 
Regelung des Zweiten Haushaltsstrukturgesetzes in 
der Öffentlichkeit auf Ablehnung gestoßen war. Der 
Vermittlungsausschuß schlägt Ihnen vor, es bei der 
vom Deutschen Bundestag beschlossenen Regelung, 
nämlich der Rückkehr zum Recht vor Inkrafttreten 
des Zweiten Haushaltsstrukturgesetzes zu belassen, 
aber zugleich die Länder zu ermächtigen, Näheres 
über die Bemessung der beim häuslichen Unterhalt 
ersparten Aufwendungen zu bestimmen. Damit soll 
nach den Vorstellungen des Vermittlungausschus-
ses erreicht werden, daß die Bemessung nach allen 
persönlichen Verhältnissen differenziert werden 
kann, ohne daß es im Einzelfall einer Offenbarung 
dieser Verhältnisse bedarf. 

Viertens: Anrechnung des Blindengeldes auf das 
Pflegegeld. Nicht einig waren sich der Deutsche 
Bundestag und der Bundesrat über den Umfang der 
Anrechnung der Blindenhilfe auf das aus anderen 
Gründen gewährte Pflegegeld. Während der Bun-
destag eine Anrechnung nur zur Häfte vorsah, 
wollte der Bundesrat das Blindengeld in Stufen — 
bis zum 31. Dezember 1983 mit 50 v. H., im Jahre 1984 

mit 75 v. H. und vom 1. Januar 1985 an in voller Höhe 
— angerechnet wissen. Der Vorschlag des Vermitt-
lungsausschusses sieht vor, das Blindengeld bis zum 
31. Dezember 1983 mit 25 v. H., im Jahre 1984 mit 50 
v. H. und vom 1. Januar 1985 an mit 70 v. H. anzu-
rechnen. Der Vermittlungsausschuß ging bei diesem 
Vorschlag allerdings davon aus, daß die Gesamtpro-
blematik des Pflegegeldes bei Mehrfachbehinderun-
gen einer gesetzlichen Neuregelung bedarf. 

Fünftens: Geringfügigkeitsgrenze in der Sozial-
versicherung. Umstritten ist schließlich die Frage, 
wann eine geringfügige Beschäftigung vorliegt, bei 
der Versicherungsfreiheit in der Sozialversicherung 
besteht, und ob eine entsprechende Regelung gemäß 
dem geltenden Recht bis zum 31. Dezember 1984 be-
fristet bleiben soll oder nicht. Der Vermittlungsaus-
schuß schlägt Ihnen folgende Regelung vor. Bis zum 
31. Dezember 1984 soll eine geringfügige Beschäfti-
gung dann vorliegen, wenn die Beschäftigung regel-
mäßig weniger als 15 Stunden in der Woche ausge-
übt wird und das Arbeitsentgelt regelmäßig 390 DM 
im Monat, bei höherem Arbeitsentgelt ein Sechstel 
des Gesamteinkommens nicht übersteigt. Ab 1. Ja-
nuar 1985 soll eine geringfügige Beschäftigung dann 
vorliegen, wenn die Beschäftigung regelmäßig weni-
ger als 15 Stunden in der Woche ausgeübt wird und 
das Arbeitsentgelt regelmäßig im Monat ein Siebtel 
der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 im Vierten Ab-
schnitt des Sozialgesetzbuchs), bei höheren Arbeits-
entgelten ein Sechstel des Gesamteinkommens 
nicht übersteigt. 

Damit soll die Befristung bis zum 31. Dezember 
1984 entfallen. Die Auswirkungen einer Festschrei-
bung der Freigrenze auf 390 DM sollen dagegen bis 
zum 31. Dezember 1984 weiter bestehen. 

Neben diesen politisch besonders bedeutsamen 
Änderungen schlägt Ihnen der Vermittlungsaus-
schuß eine Neuformulierung der Auskunftspflicht 
von Ärzten gegenüber einem Leistungsträger, eine 
Regelung über die Verpflichtung von Behörden zur 
Mitteilung bestimmter, ausländerrechtlich erhebli-
cher Tatbestände an die Ausländerbehörde und eine 
klarstellende Ergänzung der Bestimmung über die 
Erstattungspflicht vorrangig verpflichteter Sozial-
leistungsträger vor. 

Die Beschränkung der Gewährung von Kinder-
kuren durch die Rentenversicherungsträger auf den 
Betrag des Jahres 1981, die der Bundesrat beseitigt 
wissen wollte, soll nach dem Vorschlag des Vermitt-
lungsausschusses aufrechterhalten bleiben. Es soll 
also bei der vom Deutschen Bundestag beschlosse-
nen Regelung verbleiben. 

Der Vermittlungsausschuß hat beschlossen, daß 
im Deutschen Bundestag über die von ihm vorge-
schlagenen Änderungen gemeinsam abzustimmen 
ist. Namens des Vermittlungsausschusses bitte ich 
das Hohe Haus, diesen Vorschlägen zuzustimmen. 

(Beifall) 

Präsident Stücklen: Zur Abgabe einer Erklärung 
wünscht das Wort der Herr Abgeordnete Dolata. 

Dolata (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Namen der CDU/CSU-Fraktion 
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möchte ich folgende Erklärung abgeben. Dabei be-
ziehe ich mich auf den Abschnitt der Beschlußemp-
fehlung des Vermittlungsausschusses, der den sozi-
alrechtlichen Teil betrifft. 

Hier handelt es sich, wie wir gehört haben, um die 
Zusammenarbeit der Leistungsträger und die Bezie-
hungen zu Dritten, um das Taschengeld — jetzt 
„Barbetrag an Heimbewohner" genannt —, um die 
Kostenbeteiligung bei der Heimunterbringung be-
hinderter Kinder, um die Anrechnung des Blinden-
gelds auf das Pflegegeld und um die Regelung der 
Versicherungsfreigrenze. 

Die massiven Proteste der Betroffenen, zu denen 
es seit Herbst vorigen Jahres gekommen war, nach-
dem sich Bundestag und Bundesrat auf Änderungen 
im Sozialhilferecht geeinigt hatten, die auf spürbare 
finanzielle Einbußen hinausliefen, sind uns allen be-
kannt. Wir halten es für verfehlt, jetzt, da eine Lö-
sung greifbar nah erscheint, die Schuldzuweisungen 
zu wiederholen, die im letzten Frühjahr zu diesem 
Thema zu hören waren. 

Allerdings sei der Hinweis erlaubt, daß die CDU/ 
CSU nicht für die Verzögerung verantwortlich ist, 
die zwischenzeitlich dadurch eingetreten ist, daß 
meine Fraktion bereits im April dieses Jahres einen 
Gesetzentwurf vorgelegt hatte, mit dem der alte 
Rechtszustand wiederhergestellt werden sollte, die 
Koalition sich vor der Sommerpause aber leider 
nicht dazu aufraffen konnte, diese Anregungen 
schon damals in die Tat umzusetzen. Dann wären 
den Sozialhilfeempfängern wenigstens diese Verzö-
gerungen erspart geblieben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Unter verfassungspolitischen Gesichtspunkten 
muß es ohnehin als bedenklich angesehen werden, 
daß es bei den Regierungsparteien zur Praxis gewor-
den zu sein scheint, umstrittene Themen im Vermitt-
lungsausschuß lösen zu wollen, 

(lebhafte Zurufe von der SPD) 

statt sie im üblichen Gesetzgebungsverfahren hier 
im Hause zu regeln. 

Wie gesagt: heute keine Geschichtsforschung 
mehr und keine Schuldzuweisung, es sei denn, man 
bekennt seine eigene Mitverantwortung. 

(Zurufe von der SPD) 

Jedenfalls sind wir sozusagen nach 14monatiger 
parlamentarischer Irrfahrt am Status quo angekom-
men. 

Unser Gesamtverhalten ist kein Ruhmesblatt. Das 
Kopfschütteln unserer Mitbürger und die Proteste 
der Betroffenen haben wir uns zu Recht eingehan-
delt. Wir alle haben uns aber jetzt zwar spät, aber 
noch nicht zu spät, wohl an bestimmte Tugenden er-
innert, die auch Politiker haben sollten, nämlich zu-
hören, entscheiden, begründen und dann dazu ste-
hen. Wir haben zugehört, was man uns seit Herbst 
vergangenen Jahres um den Kopf gehauen hat, wir 
werden heute mit guten Gründen entscheiden, und 
wir werden dann hoffentlich alle zu dieser Entschei-
dung stehen. 

Die Korrekturen an den Beschlüssen zum 
2. Haushaltsstrukturgesetz, die das Sozialgesetz

-

buch betreffen, sind Kompromisse, denen wir alle 
zustimmen könnten und sollten. Da ist als erstes die 
Korrektur am Taschengeld für Heimbewohner, das, 
wie gesagt, jetzt nicht mehr Taschengeld heißt, son-
dern als Barbetrag deklariert wird, d. h. die Überlas-
sung eines Betrages in bar zur persönlichen Verfü-
gung. Unverständlich ist in diesem Zusammenhang 
übrigens, daß die Fraktionen von SPD und FDP dem 
Vermittlungsausschuß einen Vorschlag unterbreitet 
hatten, der Änderungen beim Grundbarbetrag für 
die Heimbewohner vorsah, obwohl dieser durch das 
Haushaltsstrukturgesetz überhaupt nicht geändert 
wurde, sondern lediglich die Höhe des zusätzlich ge-
währten Barbetrages. 

Also kann man künftig von 30 % des Regelsatzes 
eines Haushaltsvorstandes nach dem BSHG ausge-
hen. Das sind 103 DM monatlich. Trägt allerdings 
der Hilfeempfänger einen Teil der Kosten des Auf-
enthalts in der Einrichtung selbst, so erhält er zu-
sätzlich einen Barbetrag von 5%, maximal 15% des 
Eckregelsatzes der Sozialhilfe. Das wären 51,75 DM. 
Für Hilfeempfänger, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, setzen die zuständigen Lan-
desbehörden für die in ihrem Bereich vorhandenen 
Einrichtungen die Höhe des Barbetrages fest. 

Die CDU/CSU-Fraktion wird also den im Vermitt-
lungsausschuß erzielten Kompromiß über Höhe und 
Berechnungsweise akzeptieren; denn er kommt den 
Vorschlägen, die die CDU/CSU im Vermittlungsaus-
schuß gemacht hat, sehr nahe und ist darüber hin-
aus um etwa 20 bis 30 Millionen DM kostengünstiger 
als die von SPD und FDP mit ihrer Mehrheit im 
Bundestag beschlossene Korrektur damals. SPD 
und FDP hatten eine bundeseinheitliche Barlei-
stung von 120 DM bevorzugt, doch glücklicherweise 
hat der Vermittlungsausschuß unseren Vorschlag 
angenommen, daß die Grundbarleistung von den 
Ländern nach dem Bedarf des Empfängers bemes-
sen wird. Der Geldwertschwund wird übrigens 
durch die Anbindung der Grundbarleistung an den 
Sozialhilferegelsatz wohl in etwa ausgeglichen wer-
den können. 

Auch der Kompromiß des Vermittlungsausschus-
ses zur Zusatzbarleistung entspricht dem Vorschlag 
der CDU/CSU-Fraktion. Diese Vorschriften ermögli-
chen übrigens auch eine stärkere Berücksichtigung 
der Eigenleistung der Heimbewohner und finden ge-
rade auch deshalb unsere Zustimmung. 

Nun zur zweiten Korrektur bei der Beteiligung an 
den Kosten für die Unterbringung behinderter Kin-
der in einer Vollzeitfördereinrichtung. Ursprünglich 
waren die häuslichen Ersparnisse mit 150 bis 300 
DM anzusetzen. Nach dem 2. Haushaltsstrukturge-
setz sollten die Kosten der Lebenshaltung und even-
tuell vorhandene Vermögen angesetzt werden, was 
eine Eigenbeteiligung von bis zu 850 DM monatlich 
ausmachen konnte. Wir im Bundestag wollten die 
Wiederherstellung des alten Zustandes. Der Bundes-
rat wollte, wie wir gehört haben, bis zur Höhe des 
doppelten Eckregelsatzes gehen, d. h. bis 690 DM, 
und dafür den Grundbetrag der Einkommensgrenze 
verdoppeln. Wenn wir nachher das beschließen, was 
der Vermittlungsausschuß vorschlägt, haben wir die 
Wiederherstellung des alten Zustandes. Dabei ist es 
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nur folgerichtig, daß die Bemessung der häuslichen 
Ersparnisse durch die zuständigen Landesbehörden 
vorgenommen wird; denn bei solchen und ähnlichen 
Gelegenheiten wird ja stets der klassische Waren-
korb zitiert, und der wird nun einmal in den ver-
schiedenen Landesteilen mit unterschiedlichen 
Preisen verkauft und eingekauft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Völlig richtig!) 

Dabei können dann die Landesbehörden auch gleich 
die unterschiedlichen Einkommensverhältnisse der 
Betroffenen in ihren jeweiligen Ländern mitberück-
sichtigen. Die häuslichen Ersparnisse eines Fabrik-
arbeiters z. B. sind eben anders zu bemessen als die 
eines Direktors in irgendeinem Unternehmen. 

Nun zur dritten Korrektur, zur Korrektur bei der 
Anrechnung des sogenannten Blindengeldes auf 
das Pflegegeld: Nach dem 2. Haushaltsstrukturge-
setz war eine volle Anrechnung vorzunehmen. Wir 
im Bundestag wollten eine 50%ige Anrechnung, der 
Bundesrat wollte eine stufenweise Anrechnung, ab 
1. Januar 1985 dann die volle Anrechnung. Wir, die 
CDU/CSU-Fraktion, stimmen dem Vorschlag des 
Vermittlungsausschusses zu. Das heißt, bis zum 
31. Dezember 1983 werden 25 % angerechnet, bis 
31. Dezember 1984 werden 50 % angerechnet, und 
vom 1. Januar 1985 an werden 70 % angerechnet. 
Meine Fraktion erwartet allerdings — das möchten 
wir hier an dieser Stelle ganz besonders betonen —, 
daß noch eine Regelung für Mehrfachbehinderte er-
reicht wird. Denn die Mehrfachbetroffenen sollten 
nun wahrlich nicht mehrfach belastet werden. 

Zum Schluß noch zwei Bemerkungen zu den Kom-
promißlösungen bei den sozialversicherungsrechtli-
chen Vorschriften. 

Erstens. Hinsichtlich der Frage der Bildung von 
Arbeitsgemeinschaften von Leistungsträgern wurde 
nunmehr eine, wie wir meinen, annehmbare Lösung 
gefunden. 

Zweitens. Die Korrektur der Sozialversicherungs-
freigrenze, wie wir sie soeben in der Berichterstat-
tung des Kollegen aus dem Bundesrat dargelegt be-
kommen haben, kommt nach unserer Auffassung 
dem mittelständischen Bereich insoweit besonders 
zugute, als zusätzlicher Verwaltungsaufwand auf 
diese Weise vermieden werden kann. Die nach har-
ten Verhandlungen im Vermittlungsausschuß ge-
fundenen Kompromisse bieten, wie gesagt, Lösun-
gen, die von uns allen getragen werden sollen. 

Meine Fraktion stimmt diesen Vorschlägen daher 
zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Zur Abgabe einer weiteren 
Erklärung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte für die sozialdemokratische 
Fraktion folgende Erklärung abgeben: 

Aufgabe der Sozialhilfe ist es, dem Empfänger der 
Hilfe die Führung eines Lebens zu ermöglichen, das 
der Würde des Menschen entspricht. Diesen Satz ha-

ben wir alle in Frage gestellt, als der Deutsche Bun-
destag der Empfehlung des Vermittlungsausschus -
ses zum 2. Haushaltsstrukturgesetz zugestimmt hat. 
Der Bundesrat hatte mit seiner Mehrheit wesentli-
che Kürzungen verlangt, die vom Vermittlungsaus-
schuß nur teilweise abgewehrt werden konnten. Als 
wir Sozialdemokraten dem Ergebnis des Vermitt-
lungsausschusses zustimmten, wußten wir, daß das 
der Preis war, den wir zu zahlen hatten, um nicht das 
gesamte 2. Haushaltstrukturgesetz scheitern zu las-
sen. Bei manchen kam ein Mangel an Sensibilität 
hinzu. Es wurde außer acht gelassen, daß eine auf 
Solidarität angelegte Gesellschaft in ihrem An-
spruch widersprüchlich wird, wenn sie anfängt, bei 
Sozialhilfeempfängern zwanzig- oder vierzigmark-
weise oder — in Einzelfällen — sogar mit Kürzun-
gen von mehreren 100 DM vorzugehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Grundsatz der Bedarfsdeckung muß beibehal-
ten werden. Denn die Betroffenen — es sind 2 Millio-
nen in unserer Bundesrepublik — haben einen An-
spruch auf Hilfe der Gemeinschaft zur Sicherung ih-
rer Existenz. 

Nun war dem Bundestag in seiner Gesamtheit 
sehr schnell klargeworden, daß im Interesse der be-
troffenen Menschen Korrekturen notwendig sind. 
Dazu haben die Fraktionen von SPD und FDP die 
Initiative ergriffen. Wir stehen heute vor einer Ent-
scheidung, auf die viele Menschen warten. Wir repa-
rieren Schäden, die ohne Änderungsbegehren der 
Mehrheit des Bundesrates nicht eingetreten wä-
ren. 

Wenn uns hier vorgehalten wird, diese Reparatur 
der durch die Mehrheit des Bundesrates verursach-
ten Schäden hätte viel schneller geschehen können, 
kann ich dem nur entgegenhalten: Wir haben vor der 
Sommerpause hier gemeinsam in zweiter und drit-
ter Lesung beschlossen; wir hätten alles im Bundes-
gesetzblatt, und die Betroffenen, die arg gebeutelten, 
hätten Rechtssicherheit, wenn es nicht ein völlig un-
nötiges Einspruchsverfahren durch den Bundesrat 
gegeben hätte. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht im wesentlichen um drei Punkte, die in 
der Öffentlichkeit stark diskutiert wurden und die 
auch Gegenstand der Beratungen im Vermittlungs-
ausschuß waren. 

Beim sogenannten Taschengeld für Sozialhil-
feempfänger hatte der Bundestag, sich korrigierend, 
beschlossen, eine auf 120 DM monatlich erhöhte 
bundeseinheitliche Barleistung für alle Heimbewoh-
ner einzuführen; diejenigen, die aus eigenem Ein-
kommen zu den Kosten beitragen konnten, sollten 
einen Zuschlag erhalten. Und wir hatten beschlos-
sen — das war von großer Bedeutung —, daß diese 
Barleistung jeweils nach Maßgabe der Rentenent-
wicklung zu erhöhen sei. 

Was passierte? Ich habe es angesprochen: Der 
Bundesrat widersprach erneut. 

Es ist nun zu einem Kompromiß gekommen, der in 
etwa einen Mittelweg zwischen den unterschiedli-
chen Vorstellungen darstellt. Alle Heimbewohner 
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erhalten rund 100 DM monatlich — genau muß es 
heißen: eine monatliche Barleistung zur persönli-
chen Verfügung in Höhe von 30 % des Sozialhilfere-
gelsatzes eines Haushaltungsvorstandes, also des 
sogenannten Eckregelsatzes. Wer einen Eigenanteil 
zu den Heimkosten trägt, erhält einen Zuschlag bis 
etwa 50 DM, 5 % seines Einkommens bis höchstens 
50 % des Eckregelsatzes. 

Ich meine, wir haben durch diesen Kompromiß so-
gar einen Fortschritt erzielt gegenüber der Rege-
lung, die vor dem Inkrafttreten des 2. Haushalts-
strukturgesetzes galt. Denn erstens wird durch die 
Anhebung der Barleistung auf 100 DM die mißliche 
Situation beseitigt, daß Heimbewohner ohne eige-
nes Einkommen mit einem sehr viel geringeren Be-
trag auskommen mußten, und zweitens ist durch die 
Anbindung der Barleistung an den Eckregelsatz — 
die  der Bundesrat im übrigen auch jetzt verhindern 
wollte — sichergestellt, daß sich die Barleistung mit 
dem Eckregelsatzerhöht. Dies bedeutet z. B. zum 
1. Januar 1983 eine 3 %ige Erhöhung. 

Bei der Kostenbeteiligung der Eltern, deren be-
hinderte Kinder einen Platz in einem Heim oder ei-
ner Tageseinrichtung haben, soll im wesentlichen 
die alte Rechtslage wiederhergestellt werden. Das 
bedeutet, daß bei der Elternbeteiligung wieder die 
sogenannten häuslichen Ersparnisse angesetzt wer-
den bis rund 180 DM monatlich, und daß nicht die 
Kosten des Lebensunterhalts in der Einrichtung die 
Grundlage sind. Dieses Ziel hatte sich ja der Bundes-
tag in seiner Gesamtheit — auch mit den Stimmen 
der CDU/CSU — gesetzt. 

Eine Belastung der Eltern, wie wir sie hier auf 
Vorschlag von Bundesrat und Vermittlungsaus-
schuß beschlossen hatten, mit monatlichen Beträ-
gen bis zu 850 DM — das stelle man sich einmal vor 
bei mehreren behinderten Kindern in einer Fami-
lie! —, war nämlich unvertretbar. Dies konnte von 
den betroffenen Familien einfach nicht verkraftet 
werden. Aber sie war das Ergebnis des vom Bundes-
rat initiierten Vorschlages des Vermittlungsaus-
schusses, den wir übernommen hatten. 

Wir, die Mitglieder der sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion, sind froh darüber, daß der Vermitt-
lungsausschuß im jetzigen Verfahren nicht dem 
Vorschlag des Bundesrates gefolgt ist, der entgegen 
der Haltung der CDU/CSU hier im Plenum des Bun-
destages eine monatliche Belastung der Eltern bis 
nahezu 700 DM oder, genauer, 680 DM im Monat be-
wirkt hätte. Für mich ist dieses Begehren — das ab-
gewendet werden konnte — nur vorstellbar, wenn es 
sich in völliger Realitätsferne zu den Betroffenen ge-
gründet hatte. Auch dies wäre ein Brocken gewesen, 
der den Eltern mehr abverlangt hätte, als sie aufzu-
bringen in der Lage gewesen wären. 

Der Bundesrat hatte auf Vorschlag der Bundes-
tagsmehrheit und dann dem Vorschlag des Vermitt-
lungsausschusses folgend weiter beschlossen, das 
Blindengeld voll auf das Pflegegeld anzurechnen. 
Dies hat der Bundestag auf übereinstimmenden An-
trag aller drei Fraktionen in der Weise korrigiert, 
daß die Anrechnung rückwirkend auf Dauer nur bis 
zu 50 (Yo vorgenommen werden soll. Der Bundesrat 
widersetzte sich. Der Vermittlungsausschuß mußte  

sich damit beschäftigen. Der Kompromiß sieht nun 
einen stufenweisen Abbau bis auf 30 %, die auf 
Dauer verbleiben sollen, vor, erreicht 1985. Ich bin 
mit meinem Vorredner einig, daß diese Regelung auf 
lange Sicht die Chance zu einer sozialpolitischen 
Neugestaltung bietet, wenn wir unter veränderten 
wirtschaftlichen Bedingungen einmal daran denken 
können, für alle Mehrfachbehinderten auf dieser 
Basis eine Gleichstellung zu erreichen. 

Die bisher angesprochenen Veränderungen haben 
wir im Gesetzgebungsverfahren dem Zehnten Buch 
des Sozialgesetzbuches angehängt, um für die Be-
troffenen so schnell wie möglich Rechtssicherheit 
und Klarheit wiederherzustellen und ihre materielle 
Situation zu verbessern. 

Ich habe schon gesagt, und ich wiederhole es: Die 
Anrufung des Vermittlungsausschusses war unnö-
tig, und sie war für die Betroffenen unverständlich, 
weil eine Regelung weiter verzögert wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Eigentlicher Inhalt dieses Zehnten Buches des So-
zialgesetzbuches waren a) eine gesetzliche Rege-
lung über die Bildung von Arbeitsgemeinschaften, 
b) eine wichtige Besserstellung unfallgeschädigter 
Bürger bei der Höhe der empfangenen Leistung 
durch die Haftpflichtversicherer, c) eine Regelung, 
die eine beschleunigte Nachzahlung von Soziallei-
stungen ermöglicht, d) eine Regelung der Vermei-
dung von heute leider sehr häufigen Doppeluntersu-
chungen in der Sozialversicherung und e) ein ver-
besserter Datenschutz. 

Wir Sozialdemokraten bedauern sehr, daß die ur-
sprünglich vorgesehene Regelung zur Zulässigkeit 
der Bildung von Arbeitsgemeinschaften trotz der 
Straffung dieser Vorschrift in der Beratung nun-
mehr vom Vermittlungsausschuß auf den Spezialfall 
der Wahrnehmung von Aufgaben für Behinderte be-
schränkt wurde. Dies ergibt keinen Sinn. Herr Kol-
lege Hölscher, wir beide wissen: Wir haben Arbeits-
gemeinschaften. Wir wissen auch, daß diese Arbeits-
gemeinschaften im Bereich der Krebsbekämpfung, 
im Bereich der Behandlung von Tuberkulose, bei der 
Suchtbekämpfung, bei der Rehabilitation Behinder-
ter, bei der Mitarbeit in Berufsförderungswerken, in 
der Heimdialyse, auch in der Organisation von Bera-
tungsstellen eine hervorragende Arbeit leisten. Die 
Träger müssen, wenn sie Arbeitsgemeinschaften ha-
ben, nicht jeder für sich allein optimale Kräfte sam-
meln und alle Maßnahmen abdecken, sondern es 
gibt eine vernünftig ausgerichtete Stelle für das je-
weilige Fachgebiet. Der Bürger hat einen Ansprech-
partner. Er muß nicht mehr von Stelle zu Stelle lau-
fen. Zudem gibt es eine Komprimierung beim Sach- 
und Leistungsangebot. Sie bringt insgesamt Kosten-
einsparung und mehr Wirtschaftlichkeit. Nicht ein 
Mehr an Verwaltung, wie fälschlich von der Opposi-
tion befürchtet, sondern eine effektivere Verwal-
tung, nicht Bürgerferne, sondern optimale Betreu-
ung des Bürgers ist das Ergebnis vorhandener Ar-
beitsgemeinschaften, denen ich hier für ihre Arbeit 
zu danken habe. 

Jetzt besteht, weil wir im Gesetz die Bildung von 
Arbeitsgemeinschaften nur für die Probleme Behin- 
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Heyenn 
derter zulassen, die Gefahr, daß im Umkehrschluß 
Arbeitsgemeinschaften dort, wo sie flexibler, effekti-
ver und wirtschaftlicher soziale Aufgabenstellungen 
bewältigen können, nicht mehr gegründet werden 
können. In jenem Falle ist hier durch die Mehrheit 
des Bundesrates die Möglichkeit verhindert worden, 
rechtsgestaltend einen Rahmen für einen historisch 
gewachsenen und bürgerbetreuenden Bereich zu 
schaffen. 

Die Tatsache, daß jetzt den Verbänden der Lei-
stungsträger zugestanden worden ist, mit deren Zu-
stimmung entsprechende Aufgaben zu übernehmen, 
ist ein schwacher Trost, gleichzeitig aber ein Fort-
schritt. Für den Kundigen mag sich hier ein Teil der 
Interessenlage erhellen. 

Wir Sozialdemokraten stimmen dieser Regelung 
dennoch zu. Wegen eines Bereichs, den der Bürger 
in seiner Kompliziertheit überhaupt nicht zu überse-
hen vermag, sind wir nicht bereit, auf die nicht durch 
unser Verschulden viel zu lange verzögerten Rege-
lungen nach dem BSHG noch länger zu warten. Der 
verunsicherte Bürger hat Anspruch darauf, daß wir 
hier und heute endlich klare Verhältnisse schaf-
fen. 

Uns ist die Verbesserung der materiellen Situa-
tion unfallgeschädigter Bürger ein dringendes An-
liegen. Wesentlich mehr als bisher — im Einzelfall 
bis zu mehreren hundert Mark — erhält derjenige, 
der bisher nach einem Unfall hilflos zusehen mußte, 
wie sein gesamter Anspruch gegen die Haftpflicht-
versicherung des Schädigers an die Sozialversiche-
rung überging. Auch diese von der Bundesregierung 
in der Tendenz vorgeschlagene Regelung muß end-
lich Gesetzeskraft erhalten. 

Lassen Sie mich zum Bereich des Schutzes von 
Sozialdaten nur einen Punkt erwähnen, der durch 
den Vermittlungsausschuß eine vertretbare Ände-
rung erfahren hat. Wir wissen, daß für Ausländer der 
Bezug von Sozialhilfe einen Ausweisungstatbestand 
darstellen kann. Wir wollten eine Mitteilung des So-
zialhilfebezuges von Ausländern an die Ausländer-
behörde in diesem Gesetz nicht zulassen, weil wir 
meinten, daß diese Problematik einer umfassenden 
Diskussion vielleicht im Zuge der Novellierung des 
Ausländergesetzes bedürfte. Nun liegt uns ein Vor-
schlag vor, eine Meldung während der ersten sechs 
Monate nicht zu gestatten. Diese Einschränkung für 
kurzfristig durch Sozialhilfe zu überbrückende Fälle 
zu ihren Gunsten ist im Interesse der Betroffenen zu 
begrüßen. 

Mit dem Kompromiß, den der Vermittlungsaus-
schuß zur Frage der geringfügig Beschäftigten ge-
funden hat, können wir leben. Sein Inhalt ist hier be-
schrieben worden. Wir verhindern mit diesem Kom-
promiß für einen nicht kleinen Personenkreis — bei-
spielsweise für Beamte mit Nebenbeschäftigung — 
einen billigen Einstieg in die gesetzliche Kranken-
versicherung. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Uns liegt ein Kompromiß vor. Wir begrüßen nicht 
unerhebliche Teile dieses Kompromisses. Andere 
berühren uns schmerzlich. Insgesamt stimmt meine 

Fraktion im Interesse der betroffenen Menschen 
diesem Kompromiß zu. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, auf 
der Diplomatentribüne hat eine Delegation des 
Wirtschaftsausschusses des finnischen Reichstages 
Platz genommen. Ich begrüße Sie im Bundestag 
herzlich. 

(Beifall) 

Ich wünsche den Kolleginnen und Kollegen des fin-
nischen Reichstages einen recht angenehmen Auf-
enthalt in der Bundesrepublik Deutschland. 

Das Wort zur Abgabe einer Erklärung hat Herr 
Abgeordneter Eimer (Fürth). 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zu den in der Drucksache 9/1944 
behandelten Punkten ist — mit wenigen Ausnah-
men — eher zuviel als zuwenig gesprochen worden, 
— von der Sache her, aber auch von den Versuchen 
der Rechtfertigung, die manche glaubten nötig zu 
haben. Nachdem mein Vorredner die Thematik rich-
tig und sachlich dargestellt hat, kann ich mich auf ei-
nige wenige Sätze beschränken. 

Da ist zunächst einmal die Zusammenarbeit der 
Leistungsträger. Ich will nicht verhehlen, daß wir 
mit dieser Regelung sehr gut leben können. Mit 
„wir" meine ich vor allem die Fraktion der FDP. Wir 
halten dies für eine Verbesserung. 

Ähnliches gilt für den zweiten Punkt, den ich an-
sprechen möchte, das Taschengeld für Heimbewoh-
ner oder, wie es jetzt besser heißt: den Barbetrag. 
Die Dynamisierung bedeutet sicher Mehrausgaben 
in der Zukunft, die Koppelung an den Regelsatz ist 
aber sachgemäß. 

Die Kosten des in einer Einrichtung gewährten 
Lebensunterhalts sollen — das ist der dritte Punkt, 
den ich ansprechen möchte — nur so hoch sein wie 
die häuslichen Ersparnisse. Auch das entspricht un-
serer Vorstellung und den Vorstellungen der betrof-
fenen Eltern von Behinderten. 

Die übrigen Punkte, die hier angesprochen wor-
den sind, sind ebenfalls so gestaltet, daß die FDP zu-
stimmen kann. 

Lassen Sie mich zum Abschluß sagen: Nachdem 
das, was wir heute beschließen werden, zweimal 
durch den Vermittlungsausschuß gewandert ist, 
möchte ich denen, die auszogen, uns das Sparen zu 
lehren, und das Ganze initiiert haben, nur empfeh-
len, in Zukunft etwas vorsichtiger zu sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nichts zu tun, kann manchmal besser sein, im Hin-
blick auf die Sache und das Ansehen des Parla-
ments. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
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Präsident Stücklen 
Wir kommen zur Abstimmung. Der Vermittlungs-

ausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Ge-
schäftsordnung beschlossen, daß über die Ände-
rungsvorschläge gemeinsam abzustimmen ist. Wer 
der Beschlußempfehlung des Vermittlungsaus-
schusses auf Drucksache 9/1944 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Keine Nein-Stimmen. Enthaltungen? 
— Keine Enthaltungen. Der Beschlußempfehlung 
ist damit einstimmig zugestimmt worden. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß un-
serer heutigen Tagesordnung. Ich berufe — ich bitte 
jetzt um besondere Aufmerksamkeit — die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf Donners-
tag, den 9. September, 8.30 Uhr — also entgegen der 
ursprünglichen Festlegung auf 8 Uhr — ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.03 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen * 	10.9. 
Dr. Ahrens ** 	 10.9. 
Dr. Bardens ** 	 10.9. 
Büchner (Speyer) ** 	 10.9. 
Dr. Dregger 	 10.9. 
Eigen 	 8.9. 
Hauck 	 10.9. 
Hoppe 	 10.9. 
Kroll-Schlüter 	 8. 9. 
Müller (Bayreuth) 	 10.9. 
Müller (Remscheid) 	 8. 9. 
Pensky ** 	 10.9. 
Rentrop 	 8. 9. 
Rösch 	 10.9. 
Dr. Schachtschabel 	 10.9. 
Schlatter 	 8. 9. 
Schulte (Unna) ** 	 10.9. 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim ** 	10.9. 
Stöckl 	 10.9. 
Dr. Unland ** 	 10.9. 
Vogel (Ennepetal) 	 8. 9. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parlaments 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-

sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 2. Juli 1982 den nachste-
henden Gesetzen zugestimmt: 

Gesetz über das Asylverfahren (Asylverfahrensgesetz — 
AsylVfG) 

Gesetz zu dem Vertrag vom 30. Oktober 1980 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der Nie-
derlande über Grenzberichtigungen (Erster Grenzberichti-
gungsvertrag) 

In seiner Sitzung am 2. Juli 1982 hat der Bundesrat ferner be-
schlossen, hinsichtlich der nachstehenden Gesetze zu verlangen, 
daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird: 

Mietrechtsänderungsgesetz 1982 (MietRÄndG 1982) 

Gesetz über die Erstellung von Übersichten über die üblichen 
Entgelte für nicht preisgebundenen Wohnraum (Mietspiegel-
gesetz — MSpG —) 

Die Schreiben des Präsidenten des Bundesrates sind als Drucksa-
chen 9/1824 und 9/1823 verteilt. 

In der gleichen Sitzung hat der Bundesrat beschlossen, dem Ge-
setz zur Neubewertung unbebauter baureifer Grundstücke (Teil-
hauptfeststellungsgesetz 1983 — TeilhauptG 1983) nicht zuzustim-
men. Das Schreiben des Präsidenten des Bundesrates ist als Druck-
sache 9/1822 verteilt. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 8. Juli 1982 mitgeteilt, 
daß die Bundesregierung beschlossen hat, zu dem Gesetz zur Neu-
bewertung unbebauter baureifer Grundstücke (Teilhauptfeststel-
lungsgesetz 1983 — TeilhauptG 1983) die Einberufung des Vermitt-
lungsausschusses zu verlangen. Das Schreiben des Bundeskanzlers 
ist als Drucksache 9/1841 verteilt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 16. Juli 1982 den nachste-
henden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Artikel 77 
Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zur Abschaffung des Zündwarenmonopols 

Zweites Gesetz zur Änderung der Bundes-Apothekerord-
nung 

Gesetz zur Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes, des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes und des Wohnungsbaugeset-
zes für das Saarland 

Drittes Gesetz zur Änderung mietrechtlicher und mietpreis-
rechtlicher Vorschriften im Land Berlin 

Gesetz zu dem Abkommen vom 17. Juli 1981 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Kanada zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein-
kommen und bestimmter anderer Steuern 

Gesetz zu dem Abkommen vom 3. Dezember 1980 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staa-
ten von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiet der Nachlaß-, Erbschaft- und Schenkungsteuern 

Gesetz über die Feststellung der Wirtschaftspläne des ERP-
Sondervermögens für das Jahr 1982 (ERP-Wirtschaftsplange-
setz 1982) 

Viertes Gesetz zur Änderung des Weingesetzes 

Zu den beiden letztgenannten Gesetzen hat der Bundesrat folgende 
Entschließungen gefaßt: 

A) Zum ERP-Wirtschaftsplangesetz 1982: 

Der Bundesrat bedauert, daß eine ordnungsgemäße Beratung des 
ERP-Wirtschaftsplangesetzes 1982 im Bundesrat nicht möglich 
war. Obwohl der Gesetzentwurf bei der Beratung im Bundesrat im 
ersten Durchgang durch die Beschlüsse der Bundesregierung zur 
„Gemeinschaftsinitiative" bereits überholt war, hat die Bundesre-
gierung es nicht für notwendig erachtet, ihren Gesetzentwurf zu 
überarbeiten und dem Bundesrat erneut zuzuleiten. Sie hat viel-
mehr die weitgehenden Änderungen des Entwurfs erst im Rahmen 
der Beratungen des Deutschen Bundestages betrieben und damit 
ein verfassungspolitisch bedenkliches Verfahren gewählt. 

Der Bundesrat bedauert ferner, daß im ERP-Wirtschaftsplange-
setz 1982 abweichend von der bisherigen Praxis die Fördermittel 
für Unternehmen der Vertriebenen nicht gesondert ausgewiesen 
sind. Im Jahr 1981 wurden 63,6 Mio. DM ERP-Darlehen für Unter-
nehmen der Vertriebenen gewährt. Auch im Jahr 1982 ist mit einer 
entsprechenden Nachfrage der Unternehmen der Vertriebenen zu 
rechnen. Die Bundesregierung wird gebeten, in Zukunft die Förder-
mittel für Vertriebene wieder gesondert auszuweisen. 

B) Zum Vierten Gesetz zur Änderung des Weingesetzes: 

Der Bundesrat stellt fest, daß die in Artikel 1 Nr. 55 (§ 58 Abs. 3 
letzter Satz) enthaltene Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsver-
ordnung durch Artikel 75 GG nicht gedeckt ist, weil die Vorausset-
zungen des Artikels 72 GG nicht vorliegen. Die Festlegung der fach-
lichen Anforderungen an die bei den zuständigen Behörden in je-
dem Land zu beschäftigenden Prüfer (Weinkontrolleure) ist Sache 
des Laufbahnrechts der Länder, bei privatrechtlich Beschäftigten 
Sache der Personalhoheit der einzelnen öffentlichen Arbeitgeber. 
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Das Risiko voneinander abweichender Regelungen bei Weinkon-
trolleuren rechtfertigt jedenfalls nicht eine Regelungskompetenz 
des Bundes. 

Mit Rücksicht auf den vorgesehenen Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des Gesetzes zum 1. September 1982 sowie im Hinblick auf die 
Dringlichkeit der Verabschiedung verzichtet der Bundesrat auf die 
Anrufung des Vermittlungsausschusses mit dem Ziel einer Strei-
chung der Verordnungsermächtigung in § 58 Abs. 3 letzter Satz. Der 
Bundesrat will sein Anliegen bei der nächsten Novellierung des 
Weingesetzes erneut aufgreifen. Im übrigen würde der Bundesrat 
einer entsprechenden Verordnung seine Zustimmung versagen. 

In seiner Sitzung am 16. Juli 1982 hat der Bundesrat ferner be-
schlossen, zu dem Sozialgesetzbuch (SGB) — Zusammenarbeit der 
Leistungsträger und ihre Beziehungen zu Dritten — zu verlangen, 
daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird. Das Schreiben des 
Präsidenten des Bundesrates ist als Drucksache 9/1859 verteilt. 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Elfter Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (Drucksache 
9/1642) 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß 

Bericht der Bundesregierung über das Realsplitting (Druck-
sache 9/1772) 
zuständig: Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr. Förderung 
des Einsatzes von Elektrofahrzeugen — Fortschreibung des 
Berichtes der Bundesregierung vom 10. Februar 1981 (Druck-
sache 9/165) — (Drucksache 9/1816) 
zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 

Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Bericht zum Stand der Bemühungen um Rüstungskontrolle 
und Abrüstung sowie der Veränderungen im militärischen 
Kräfteverhältnis 1982 (Drucksache 9/1819) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Europäi-
schen Stiftung (Drucksache 9/1817) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Maßnah-
men im Anschluß an die Debatte des Europäischen Parla-
ments über den Hunger in der Welt, zu der Mitteilung der 
Kommission an den Rat über einen Aktionsplan zur Bekämp-
fung des Hungers in der Welt sowie zu den zu diesem Thema 
eingereichten Entschließungsanträgen (Drucksache 9/1830) 
zuständig: Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Europäi-
schen Küstencharta (Drucksache 9/1831) 
zuständig: Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 

Städtebau (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage der eu-
ropäischen Eisen- und Stahlindustrie (Drucksache 9/1832) 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den während 
der belgischen Präsidentschaft im Funktionieren des europäi-
schen Binnenmarktes erzielten Fortschritten (Drucksache 
9/1833) 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Verbesse-
rung des europäischen Flugsicherungssystems (Drucksache 
9/1834) 
zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Entschließung des Europäischen Parlaments zum Mandat 
vom 30. Mai 1980 (Drucksache 9/1835) 
zuständig: Haushaltsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Entschließung des Europäischen Parlaments zum Bardepot 
für italienische Einfuhren (Drucksache 9/1836) 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Binnen-
wasserstraßen in Europa (Drucksache 9/1875) 
zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Berich-
ten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an 
den Rat über die Engpässe und die in Betracht kommenden 
Möglichkeiten für einen Beitrag sowie über Unterstützung 
der Gemeinschaft für Infrastrukturvorhaben im Verkehr: Die 
Bewertung der „gemeinschaftlichen Bedeutung" bei der Ent-
scheidungsfindung (Drucksache 9/1876) 
zuständig: Ausschuß für Verkehr 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu einem sym-
bolisch leer bleibenden Stuhl im Europäischen Parlament 
(Drucksache 9/1877) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Nichtaufhebbare Vierundachtzigste Verordnung zur Ände-
rung der Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz 
— (Drucksache 9/1840) 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung eines Nachtrags 
zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 1982 (Nach-
tragshaushaltsgesetz 1982) 

hier: Stellungnahme des Bundesrates vom 2. Juli 1982 und 
Gegenäußerung der Bundesregierung (Drucksache 
9/1899) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union über den ersten Teil 
der 28. ordentlichen Sitzungsperiode der Versammlung der 
WEU vom 14. bis 17. Juni 1982 (Drucksache 9/1837) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Unterrichtung durch die Deutsche Delegation in der Nordat-
lantischen Versammlung 
Bericht über die Sondersitzung der Nordatlantischen Ver-
sammlung am 31. Mai 1982 in Funchal/Madeira (Drucksache 
9/1857) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Viertes Hauptgutachten der Monopolkommission 1980/1981 
(Drucksache 9/1892) 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Ausga-
ben im 2. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1982 (Drucksache 
9/1919) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Überplanmäßige Ausgaben bei Kap. 10 02 Tit. 652 06 (Gasöl-
verbilligung Landwirtschaft) (Drucksache 9/1926) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der Ko-
stenunterdeckung im öffentlichen Personennahverkehr 
(Drucksache 9/1658) 
zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 

Haushaltsausschuß 

Bericht der Bundesregierung über das Zusammenwirken fi-
nanzwirksamer wohnungspolitischer Instrumente (Drucksa-
che 9/1708) 
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zuständig: Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (federführend) 
Finanzausschuß 

Der Präsident hat gemäß § 92 der Geschäftsordnung die nachste-
hende Vorlage überwiesen: 

Aufhebbare Zweiundfünfzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung (Drucksache 9/1938) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte, den 
Bericht dem Plenum möglichst bis zum 9. Dezember 1982 vor-
zulegen. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 24. Juni 1982 gemäß 
§ 30 Abs. 4 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 den 

Wirtschaftsplan der Deutschen Bundesbahn für das Ge-
schäftsjahr 1982 nebst Anlagenband und den Stellenplan der 
Deutschen Bundesbahn für das Geschäftsjahr 1982 

mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Der Wirtschaftsplan 
und der Stellenplan liegen im Archiv zur Einsicht aus. 

Die Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
20. Juli 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende, bereits 
verkündete EG-Vorlage für erledigt erklärt hat: 

Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1430/79 über die Erstattung oder den Erlaß von Eingangs-
oder Ausfuhrausgaben (Drucksache 9/1651 Nr. 11) 

Die Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
1. Juli 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende, bereits 
verkündete EG-Vorlage für erledigt erklärt hat: 

Richtlinie des Rates vom 3. März 1982 zur Änderung der 
Richtlinie 79/279/EWG zur Koordinierung der Bedingungen 
für die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung 
an einer Wertpapierbörse und der Richtlinie 80/390/EWG zur 
Koordinierung der Bedingungen für die Erstellung, die Kon-
trolle und die Verbreitung des Prospekts, der für die Zulas-
sung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung an einer 
Wertpapierbörse zu veröffentlichen ist (Drucksache 9/1416 
Nr. 16) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mit Schreiben vom 30. Juni 1982 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genom-
men hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 5. Änderung der 
Richtlinie 76/768/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über kosmetische Mittel (Drucksache 
9/1349 Nr. 2) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 76/768/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über kosmetische Mittel (Drucksache 
9/1272 Nr. 46) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur siebzehnten Ände-
rung der Richtlinie 64/54/EWG zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten für konservierende Stoffe, 
die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen (Drucksache 
9/1272 Nr. 47) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 78/664/EWG zur Festlegung spezifischer Reinheits-
kriterien für Emulgatoren, Stabilisatoren, Verdickungs- und 
Geliermittel, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 
(Drucksache 9/1272 Nr. 48) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 78/664/EWG zur Festlegung der spezifischen Rein-
heitskriterien für Stoffe mit antioxydierender Wirkung, die in 
Lebensmitteln verwendet werden dürfen (Drucksache 9/1272 
Nr. 49) 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache 9/1948 
Fragen 5 und 6): 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn Überlegungen 
anstellt, kleinere Bahnpolizeiwachen zu größeren Einheiten 
zusammenzulegen, um die Effizienz des bahnpolizeilichen 
Einsatzes zu erhöhen? 

Ist von dieser Maßnahme auch die Bahnpolizeiwache des 
Eisenbahnknotenpunkts und Grenzbahnhofs Bebra betrof-
fen, und welche negativen Auswirkungen auf die Arbeits-
plätze in Bebra und im Zonenrandgebiet müssen befürchtet 
werden? 

Es trifft grundsätzlich zu, daß die Deutsche Bun-
desbahn eine Straffung der Organisation der Bahn-
polizei anstrebt. 

Die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
hat allen Bundesbahndirektionen den Auftrag er-
teilt, das Netz der Bahnpolizeiwachen und Bahnpoli-
zeiposten auf seine Zweckmäßigkeit hin zu überprü-
fen und ggf. neu zu organisieren. Die Ergebnisse lie-
gen noch nicht vor. Es kann jedoch davon ausgegan-
gen werden, daß bei den Untersuchungen die Bedeu-
tung des Bahnhofs Bebra als Grenzbahnhof im 
Wechselverkehr zwischen der Deutschen Bundes-
bahn und der Deutschen Reichsbahn gewürdigt wer-
den wird. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Scheer (SPD) (Drucksache 
9/1948 Frage 9): 

Sind der Bundesregierung Pläne in der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika bekannt, die auf die Führbar-
keit eines mehrmonatigen Atomkriegs und seine Gewinnbar-
keit abzielen und die den Aufbau eines Kommunikationssy-
stems vorsehen, das im Widerspruch zum SALT 1-Vertrag 
stünde? 

Solche Pläne sind der Bundesregierung nicht be-
kannt. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Elias auf die Fragen des Abge-
ordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 9/1948 Fragen 
16 und 17): 

Welchen Erfolg hatte die Absicht des Bundespostministeri-
ums (Verfügung 323-9 B 6814-1 vom 23. Januar 1982), für 
1982 zusätzliche Ausbildungsstellen für Mädchen, Ausländer 
und Behinderte zur Verfügung zu stellen, und wie vielen Be-
werbern ist über die Quote hinaus ein Ausbildungsplatz ange-
boten worden? 

Inwieweit sichert die Deutsche Bundespost die Absichten 
der Modellversuche „Mädchen in gewerblich-technischen 
Ausbildungsberufe" durch die Übernahme von ausgebildeten 
Fernmeldehandwerkerinnen, und wie vielen dieser jungen 
Frauen ist eine ausbildungsgerechte Weiterbeschäftigung am 
Ort angeboten worden? 
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Die Absicht des Bundespostministers, im Jahr 
1982 zusätzliche Ausbildungsplätze für Mädchen, 
Ausländer und Schwerbehinderte zur Verfügung zu 
stellen, wurde erfolgreich realisiert. Es wurden in 
den Ausbildungsberufen zum Fernmeldehandwer-
ker, zum Elektromechaniker sowie zum Kfz-Mecha-
niker insgesamt 59 zusätzliche Ausbildungsplätze 
geschaffen und mit Bewerbern der o. g. Personen-
gruppen besetzt. 

Im Rahmen der Modellversuche „Mädchen in ge-
werblich-technische Ausbildungsberufe", an denen 
sich die Deutsche Bundespost in Lübeck, Heusen-
stamm und Köln/Bonn beteiligt, werden 41 Mäd-
chen ausgebildet. 

Allen weiblichen Auszubildenden für das Fern-
meldehandwerk, die an den Modellversuchen teil-
nahmen, konnte bisher nach erfolgreich beendeter 
Ausbildung — soweit sie es wünschten — ein ausbil-
dungsgerechter Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt 
werden. Der Einsatz erfolgt bei den Ausbildungs-
oder Nachbarämtern bzw. in 2 Fällen auf Wunsch 
der Betroffenen bei einem Amt in der Nähe ihres 
Wohnortes. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1948 Fragen 12 und 13): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Wehrpflichtigen, die 
in Bayern ein Studium an einer technischen Fachhochschule 
aufnehmen wollen, das nur im Wintersemester beginnt, und 
die deshalb eine vorzeitige Entlassung aus der Bundeswehr 
anstreben, die entsprechenden Anträge mit der Begründung 
abgelehnt werden, daß dieses Studium in anderen Bundeslän-
dern auch mit einem Sommersemester begonnen werden 
kann, und es als zumutbar angesehen wird, sich an einer sol-
chen Hochschule um einen Studienplatz zu bemühen? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, eine Ände-
rung dieser Verfahrensweise herbeizuführen, weil in vielen 
Fällen nicht von den Wehrpflichtigen zu vertreten ist, daß sie 
verspätet einberufen werden und damit ihr beruflicher Aus-
bildungsbeginn nicht unerheblich verzögert wird, die Finan-
zierung des Studiums durch die eigene Familie oftmals nur 
gesichert ist, wenn der Betroffene für diese Zeit möglichst in 
unmittelbarer Nähe der häuslichen Gemeinschaft verbleiben 
kann bzw. durch die geschilderte Verfahrensweise die durch 
das Grundgesetz garantierte freie Wahl der Ausbildungs-
stätte eingeschränkt wird? 

Es trifft zu, daß Anträgen studierwilliger Soldaten 
auf vorzeitige Entlassung aus dem Grundwehr-
dienst zur Aufnahme eines Studiums an einer Fach-
hochschule mit ausschließlichem Studienbeginn 
zum Wintersemester dann nicht entsprochen wer-
den kann, wenn das beabsichtigte Studium an Fach-
hochschulen anderer Bundesländer innerhalb einer 
zumutbaren kürzeren Wartezeit nach Entlassung 
aus dem Wehrdienst im Sommersemester aufge-
nommen werden kann, sofern nicht im persönlichen 
Bereich des Soldaten liegende weitere Umstände 
hinzutreten, die eine solche Verweisung als unzu-
mutbar erscheinen lassen. Im Falle einer Zumutbar-
keit muß es den Soldaten im vorrangigen Interesse 
an der vollen Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht 
überlassen werden, sich unter Zurückstellung per

-

sönlicher Interessen zur Vermeidung eines über die 
Dauer des Grundwehrdienstes hinausgehenden un-
verhältnismäßig großen und für die beabsichtigte 
Berufsausbildung nicht nutzbaren Zeitverlustes um 
Studienzulassung an einer Fachhochschule auch ei-
nes anderen Bundeslandes zu bemühen, an der eine 
Studienaufnahme in vertretbarer Wartezeit im Som-
mersemester möglich ist. Dem Wehrpflichtigen 
bleibt es hierbei überlassen, gegebenenfalls eine 
längere Wartezeit in Kauf zu nehmen oder späterhin 
im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten einen 
Wechsel an die Fachhochschule seiner ursprüngli-
chen Wahl anzustreben. 

Eine Änderung dieser Verfahrensweise ist nicht 
geboten. Sie entspricht der Rechtslage, insbeson-
dere dem Gebot des Härteausgleichs durch Berück-
sichtigung besonderer persönlicher Härten infolge 
des Wehrdienstes nach § 29 Abs. 4 Nr. 1 Wehrpflicht-
gesetz und ist von der Rechtsprechung der Verwal-
tungsgerichte bestätigt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra-
gen des Abgeordneten Hauser (Krefeld) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1948 Fragen 27 und 28): 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung den für 
März 1982 angekündigten Bericht der Expertenkommission 
zur Lohnfortzahlung bislang noch nicht vorgelegt? 

Ist die Bundesregierung bereit, nunmehr unverzüglich ent-
weder den Gesamtbericht oder doch zumindest einen Zwi-
schenbericht dem Parlament vorzulegen damit in dieser 
Frage auf der Grundlage der jüngsten Erkenntnisse im Parla-
ment beraten und entschieden werden kann? 

Es liegt kein Auftrag des Parlaments an die Bun-
desregierung vor, einen Bericht zu Fragen der Lohn-
fortzahlung vorzulegen. Die Bundesregierung hat 
auch von sich aus keinen derartigen Bericht ange-
kündigt. 

Es gibt dagegen einen regierungsinternen Prü-
fungsauftrag. Hierzu kann ich Ihnen mitteilen, daß 
die Prüfung zwischen den beteiligten Ressorts bis-
her noch nicht abgeschlossen ist. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/1948 Fragen 29 und 30): 

Wie viele Anwärter des öffentlichen Dienstes sind vom 
Bund zusätzlich eingestellt worden, nachdem die Kürzung der 
Bezüge für Anwärter nach dem 2. Haushaltsstrukturgesetz 
zum 1. Januar 1982 wirksam geworden ist? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die vom Gesetz-
geber erwarteten Konsequenzen aus der ab 1. Januar 1982 er-
folgten Kürzung der Anwärterbezüge inzwischen gezogen 
worden sind? 
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Die Zahl der bisher im Jahr 1982 in den Bundes-
dienst eingestellten Beamtenanwärter liegt der 
Bundesregierung nicht vor. Eine entsprechende Er-
hebung war auch im Hinblick auf den Inhalt der 
Frage nicht sinnvoll, weil in den noch verbleibenden 
Monaten des Jahres 1982 weitere Einstellungen vor-
genommen werden können. 

Eine Aussage zu den personalwirtschaftlichen 
Konsequenzen aus der Kürzung der Anwärterbe-
züge läßt sich derzeit also nicht machen. 

Es ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuwei-
sen, daß die Sollzahlen für Einstellungen zur Beam-
tenausbildung bedarfsbezogen ermittelt werden. Die 
für die Haushaltsjahre 1981 und 1982 vorgenomme-
nen Planstellenkürzungen müssen sich deshalb 
auch bei der Zahl der Anwärter auswirken. Der bei 
den Anwärterbezügen auf Betreiben der Länder im 
Vermittlungsausschuß vorgenommene Eingriff bei 
den ab 1. Januar 1982 Eingestellten diente im übri-
gen nach der Auffassung des antragstellenden Bun-
desrates einer Neustrukturierung der grundsätzlich 
als zu hoch empfundenen Anwärterbezüge. 




	110. Sitzung
	Bonn, Mittwoch, den 8. September 1982
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8




